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Nebentätigkeit

2030.6-F

Bekanntmachung	
zur	Anpassung	der	in	§	9	Abs.	3	der	

Bayerischen	Nebentätigkeitsverordnung	
enthaltenen	Höchstbeträge	

an	das	Gesetz	zur	Anpassung	der	Bezüge	
2017/2018	

(BayNV-Anpassungsbekanntmachung	2017/2018	–	
BayNVAnpBek	2017/2018)

Bekanntmachung	
des	Bayerischen	Staatsministeriums	der	Finanzen,	

für	Landesentwicklung	und	Heimat

vom	18.	August	2017,	Az.	21-P	1010-3/4

Auf Grund des § 9 Abs. 3 Satz 4 der Bayerischen Neben-
tätigkeitsverordnung (BayNV) vom 14. Juni 1988 (GVBl. 
S. 160, 210, BayRS 2030-2-22-F), die zuletzt durch § 1 der 
Verordnung vom 9. Dezember 2014 (GVBl. S. 551) geändert 
worden ist, werden hiermit in Folge der Bezügeanpassung 
ab 1. Januar 2017 um 2,0 % und ab 1. Januar 2018 um wei-
tere 2,35 % folgende Höchstbeträge neu bekannt gemacht:

1. Ab 1. Januar 2018 gelten folgende Höchstbeträge:

Bei Beamten der 
Besoldungsgruppen

Höchstbetrag

A 3 – A 8 5485,22 €
A 9 – A 12 6399,43 €
A 13 – A 16, R 1 und R 2 7313,62 €
B 2 – B 5, R 3 bis R 5 8227,83 €
B 6 und höher, R 6 und höher 9142,04 €

2. Ab 1. Januar 2019 gelten folgende Höchstbeträge:

Bei Beamten der 
Besoldungsgruppen

Höchstbetrag

A 3 – A 8 5614,12 €
A 9 – A 12 6549,82 €
A 13 – A 16, R 1 und R 2 7485,49 €
B 2 – B 5, R 3 bis R 5 8421,18 €
B 6 und höher, R 6 und höher 9356,88 €

3. Diese Bekanntmachung tritt am 1. Januar 2018 in Kraft.

Hü b n e r 
Ministerialdirektor
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Dienstreisen,	Reisekosten

2032.4-F

Allgemeine	Verwaltungsvorschrift	
zum	Bayerischen	Reisekostengesetz	

(VV-BayRKG)

Bekanntmachung	
des	Bayerischen	Staatsministeriums	der	Finanzen,	

für	Landesentwicklung	und	Heimat

vom	28.	September	2017,	Az.	24-P	1700-2/3

Auf Grund des Art. 25 Nr. 3 des Bayerischen Reise-
kostengesetzes (BayRKG) vom 24. April 2001 (GVBl. S. 133, 
BayRS 2032-4-1-F), das zuletzt durch § 5 des Gesetzes vom 
13. Dezember 2016 (GVBl. S. 354) geändert worden ist, 
erlässt das Bayerische Staatsministerium der Finanzen, 
für Landesentwicklung und Heimat folgende allgemeine 
Verwaltungsvorschrift:

0.	 Vorbemerkung
1Den Gemeinden, Gemeindeverbänden und den 
sonstigen der Aufsicht des Freistaates Bayern 
untersehenden Körperschaften, Anstalten und 
Stiftungen wird empfohlen, entsprechend dieser 
Bekanntmachung zu verfahren. 

2Die Nummerierung der Verwaltungsvorschrift 
entspricht der Artikelfolge des Gesetzes. 3Die 
zweite Gliederungsebene bezieht sich in der  Regel 
auf den Absatz des jeweiligen Artikels (zum Bei-
spiel enthält die Nr. 6.1 Hinweise zu Art. 6 Abs. 1 
BayRKG); allgemeine Hinweise zur jeweiligen 
Vorschrift sind mit der Ziffer „0“ in der zweiten 
Gliederungsebene gekennzeichnet und im Ein-
zelnen vorangestellt (zum Beispiel Nr. 1.0 mit all-
gemeinen Hinweisen zu Art. 1 BayRKG). 4Ab der 
dritten Gliederungsebene folgen laufende Num-
mern. 5Bei Artikeln, die nicht in Absätzen unter-
gliedert sind, beginnt die laufende Nummerierung 
bereits bei der zweiten Gliederungsebene. 6Zitie-
rungen mit Artikeln ohne Normnennung sind sol-
che des BayRKG.

1.	 Geltungsbereich

1.0  Die Vorschrift bestimmt abschließend den persön-
lichen und sachlichen Geltungsbereich, für den 
eine Auslagenerstattung unmittelbar nach den 
Bestimmungen des BayRKG in Betracht kommt.

1.1 1Bei Dienstreisen und Dienstgängen wird Dienst-
anfängern und Dienstanfängerinnen (Art. 30 
LlbG) Reisekostenvergütung in entsprechender 
Anwendung der für Angehörige der Besoldungs-
gruppe A 3 bis A 7 geltenden Bestimmungen 
 gewährt. 2Bei Reisen zum Zweck der Ausbildung 
gilt Art. 24 Abs. 1 bis 3 entsprechend. 

1.2.1 1Bei Vorstellungsreisen von dazu eingeladenen 
Bewerbern und Bewerberinnen, die nicht dem 
öffentlichen Dienst angehören oder im Zeitpunkt 
der Vorstellung bei einem anderen Dienstherrn 
 beschäftigt sind, können auf Antrag erstattet wer-
den:

– Fahrkosten bis zu den in Art. 5 Abs. 1 für An-
gehörige der Besoldungsgruppen A 3 bis A 7 
festgelegten Grenzen oder beim Benutzen ei-
nes eigenen Fahrzeugs 75 % der Wegstrecken-
entschädigung nach Art. 6 Abs. 6 Satz 1, aus-
genommen Fahrkosten am Wohnort. 

– Schwerbehinderten Bewerbern und Bewerbe-
rinnen können die Fahrkosten wie bei einer 
Dienstreise erstattet werden.

– Notwendige Übernachtungskosten bis zur Höhe 
der in Nr. 9.3.4 genannten Beträge. Art. 7 und 
Art. 11 Abs. 1 sind entsprechend anzuwenden.

 2Bewerbern und Bewerberinnen soll zusammen 
mit der Einladung zur persönlichen Vorstellung 
Auskunft über die Kostenerstattung erteilt werden.

1.2.2. Angeordnete Reisen von Bewerbern und Bewer-
berinnen innerhalb des öffentlichen Dienstes des 
Freistaates Bayern sind wie Dienstreisen zu ent-
schädigen.

2.	 Begriffsbestimmungen

2.2.1 Dienstreisen und Dienstgänge umfassen das 
Dienstgeschäft und die zu seiner Erledigung 
 notwendigen Fahrten und Gänge. 

2.2.2 1Dienstort ist nach der Legaldefinition in Art. 2 
Abs. 2 Satz 2 und 3 die politische Gemeinde, in 
der sich die Dienststelle befindet, bei der Dienst-
reisende ständig oder überwiegend Dienst zu leis-
ten haben. 2Kann danach kein Dienstort bestimmt 
werden, zum Beispiel bei einen Tele- oder Wohn-
raumarbeitsplatz, ist allein der Sitz der Dienststelle 
maßgeblich, der der Beschäftigte dienstrechtlich 
zugeordnet ist. 3Dienststelle im reisekostenrecht-
lichen Sinne kann dabei jede organisatorische 
Einheit einer Beschäftigungsbehörde sein –  somit 
auch einzelne Dienst- oder Außenstellen der 
 Beschäftigungsbehörde –, zu der eine organisato-
rische Zuordnung des Beschäftigten möglich ist. 
4Bei abgeordneten Beamtinnen und Beamten ist 
Dienstort die Gemeinde, in der sich die Dienststel-
le befindet, bei der oder für die der Beschäftigte 
(überwiegend) tätig wird.

2.2.3 1Wohnort ist jede politische Gemeinde, in der 
Dienstreisende ihren (gegebenenfalls auch weite-
ren) Wohnsitz haben. 2Ein dem vorübergehenden 
Aufenthalt dienender Ort ist ein außerhalb des 
Wohnorts liegender Ort, an dem sich Dienstrei-
sende aus persönlichen Gründen vorübergehend 
aufhalten (zum Beispiel der Urlaubsort).

2.2.4 Geschäftsort ist die politische Gemeinde, in der 
das auswärtige Dienstgeschäft erledigt wird.

2.2.5 1Dienstreisen und Dienstgänge müssen grundsätz-
lich vor dem Antritt durch die zuständige Stelle 
angeordnet oder genehmigt werden; bei Dienst-
gängen kann dies auch mündlich erfolgen. 2Eine 
nachträgliche Genehmigung ist ausnahms weise 
zulässig, wenn sie vor der Abreise nicht mehr 
 eingeholt werden konnte. 3Art. 2 Abs. 5 bleibt 
 unberührt. 
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2.2.6 1Eine allgemeine Genehmigung von Dienstrei-
sen und Dienstgängen kann insbesondere erteilt 
 werden für 

– Behördenvorsteher bei Reisen innerhalb der 
Europäischen Union bis zu sieben Tagen, mit 
Zustimmung der obersten Dienstbehörden auch 
darüber hinaus.

– Dienstreisende, die regelmäßig Dienstgeschäfte 
an demselben Geschäftsort oder in demselben 
Bezirk zu erledigen haben,

– Dienstreisende, die wiederholt gleichartige, 
auswärtige Dienstgeschäfte an unterschied-
lichen Geschäftsorten wahrnehmen.

 2Eine allgemeine Genehmigung soll die Art der 
Dienstgeschäfte, gegebenenfalls zu nutzende 
 Beförderungsmittel sowie die Dauer der Geneh-
migung nennen.

2.2.7 1Unter Berücksichtigung der Fürsorgepflicht sollen 
nach dem allgemeinen Grundsatz der Wirtschaft-
lichkeit und Sparsamkeit (Art. 3 Abs. 2) bereits 
bei Anordnung oder Genehmigung einer Dienst-
reise oder eines Dienstganges die voraussichtliche 
Dauer, der Ausgangs- und Endpunkt der Reise, die 
Art des Beförderungsmittels und die  Anerkennung 
triftiger Gründe bei Benutzung eines privateige-
nen Fahrzeugs festgelegt werden. 2Die Möglich-
keit einer elektronischen Erstellung und Bear-
beitung des Dienstreiseantrags ist  vorrangig zu 
nutzen.

2.5.1 Nach dem Wesen des Dienstgeschäfts bedarf es der 
Anordnung oder Genehmigung nicht bei Dienst-
reisen und Dienstgängen 

– von Ermittlungsführern in Disziplinarverfah-
ren,

– von Richtern und Richterinnen im Rahmen rich-
terlicher Spruchtätigkeit,

– von Organen der Rechtspflege (Staatsanwalt-
schaft, Landesanwaltschaft, örtliche Sitzungs-
vertreter und andere) im Rahmen der Rechts-
pflege.

2.5.2 Angeordnete dienstliche Aufträge oder festgelegte 
Einsatzpläne (Art. 2 Abs. 5 Satz 2), die eine An-
ordnung oder Genehmigung entbehrlich machen, 
müssen vor Reiseantritt vorliegen.

3.	 Anspruch	auf	Reisekostenvergütung

3.1.1 1Werden die für den Dienstposten typischen 
Mehraufwendungen für Dienstreisen bereits in 
pauschalierter Form durch andere Leistungen ab-
gefunden, scheidet ein weitergehender Anspruch 
auf Reisekostenvergütung gemäß Art. 3 Abs. 1 in 
Verbindung mit Art. 4 aus (vergleiche BVerwG vom 
26. Juni 2014, Az. 5 C 28.13). 2Für Dienstreisende, 
die nicht nur gelegentlich außerhalb einer ortsfes-
ten Dienststätte tätig werden (unter anderem dau-
erhafte Tätigkeit an wechselnden Geschäftsorten 
sowie Tätigkeiten, bei denen die Fortbewegung 
alleiniger oder überwiegender Teil der Dienstaus-
übung ist), soll vorrangig die Gewährung einer 
Aufwandsentschädigung gemäß Art. 18 festgesetzt 
werden.

3.2.1 1Dienstreisen dürfen nur durchgeführt werden, 
wenn das Dienstgeschäft nicht auf andere kosten-
günstigere Weise erledigt werden kann. 2Die Teil-
nehmerzahl und die Dauer der Dienstreise sind auf 
das unbedingt notwendige Maß zu beschränken. 
3Mehrauslagen aus persönlichen Gründen (zum 
Beispiel Umwege) sind nicht erstattungsfähig.

3.2.2 1Anstelle einer mehrtägigen Dienstreise sollen 
eintägige Dienstreisen angeordnet werden, wenn 
es das Dienstgeschäft erlaubt und Dienstreisenden 
die tägliche Rückkehr zum Wohnort zumutbar ist. 
2Als zumutbar gilt in der Regel eine Entfernung 
von bis zu 60 km auf der kürzesten verkehrsüb-
lichen Straßenverbindung zwischen dem Ge-
schäftsort und dem Dienstort oder nähergelegenen 
Wohnort. 

3.2.3 1Grundsätzlich ist es zumutbar, eine Dienstreise 
ab 6:00 Uhr anzutreten oder die Rückreise am 
Tag der Beendigung des Dienstgeschäfts durch-
zuführen, wenn die Reise bis 23:00 Uhr beendet 
werden kann. 2Ein früherer Beginn oder ein späte-
res Ende aus dienstlichen Gründen bleiben unbe-
rührt. 3Samstage, Sonn- und Feiertage sind soweit 
 möglich als Reisetage zu vermeiden.

3.3.1 1Zuwendungen Dritter sind Geldbeträge oder 
geldwerte Leistungen (Nutzungen oder Sachleis-
tungen), die Dienstreisenden ihres Amtes wegen 
gewährt werden. 2Zuwendungen, die ausschließ-
lich auf Grund persönlicher Beziehungen gewährt 
werden (zum Beispiel Unterkunft und Verpflegung 
durch Verwandte), bleiben unberücksichtigt.

3.5.1 1Der Antrag auf Reisekostenvergütung muss inner-
halb der Ausschlussfrist von einem halben Jahr bei 
der zuständigen Behörde eingehen, wobei elektro-
nische Abrechnungsmöglichkeiten vorrangig zu 
nutzen sind. 2Bei verspäteten Anträgen ist der An-
spruch auf Reisekostenvergütung ausgeschlossen. 
3Die schriftliche Anordnung oder Genehmigung 
der Dienstreise ist der Reisekostenabrechnung 
beizufügen. 4Die Ausgaben sind im Rahmen der 
Abrechnung nachzuweisen oder pflichtgemäß zu 
versichern. 5Nachweise der Auslagen, welche von 
den Dienstreisenden aufzubewahren sind, kön-
nen bis zu sechs Monate nach Antragstellung von 
der zuständigen Abrechnungsstelle zu Kontroll-
zwecken angefordert werden (Art. 3 Abs. 1 Satz 3).  

3.5.2 Dienstreisende können einen angemessenen Ab-
schlag auf die Reisekostenvergütung verlangen, 
sofern diese voraussichtlich 200 € übersteigt oder 
keine Möglichkeit zur elektronischen Abrechnung 
der Reisekostenvergütung durch den Berechtigten 
besteht. 

5.	 Fahrkostenerstattung

5.1.1 Zu den Fahrkosten gehören auch die notwendigen 
Auslagen:

– für den Zu- und Abgang des Berechtigten vom 
Wohn-, Dienst- oder Geschäftsort zu und von 
den Beförderungsmitteln sowie gegebenenfalls 
hierfür notwendige Hin- und Rückfahrten eines 
Dritten ohne den Berechtigten (Leerfahrten),

– dienstliche Fahrten am Geschäftsort einschließ-
lich Fahrten zu und von der Unterkunft,
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– Zuschläge für Züge (zum Beispiel IC-, EC- so-
wie ICE-Züge),

– Kosten für Sitzplatzreservierungen,

– Beförderung des auf der Reise mitgeführten 
notwendigen dienstlichen und persönlichen 
Gepäcks.

5.1.2 1Vergünstigungen aus Bonusprogrammen (zum 
Beispiel bei Fluggesellschaften oder der Deut-
schen Bahn AG) und anderweitige auf Grund 
oder im Rahmen von Dienstreisen gewährte 
Preisnachlässe, Ermäßigungen, Entschädigungen 
(unter anderem wegen Verspätungen oder Nicht-
beförderung) etc. sind für dienstliche Zwecke zu 
verwenden, auch wenn sie personengebunden 
sind. 2Ausgenommen sind Entschädigungen für 
körperliche Beeinträchtigungen (zum Beispiel 
 Klimaanlagenausfall). 3Eine private Nutzung ist 
auch dann ausgeschlossen, wenn die Vergünsti-
gungen zu verfallen drohen.

5.1.3 1Eine BahnCard (Business) wird gestellt, wenn 
ihre Benutzung gegenüber anderen Fahrpreis-
ermäßigungen wirtschaftlicher und die Anschaf-
fung aus dienstlichen Gründen erforderlich ist. 
2Die Wirtschaftlichkeit der Anschaffung einer 
BahnCard Business ist durch eine Amortisations-
rechnung nachzuweisen. 3Die Kosten einer privat 
angeschafften BahnCard sind auch nicht anteilig 
erstattungsfähig.

5.1.4 1Art. 5 Abs. 1 Satz 3 Halbsatz 1 beschränkt die 
Kostenerstattung im Hinblick auf das Mehrauf-
wandsprinzip auf die Aufwendungen, die bei 
Antritt oder Beendigung der Dienstreise an der 
Dienststelle angefallen wären. 2Dies gilt nicht, 
wenn es zur Erledigung des konkreten Dienst-
geschäfts aus dienstlichen Gründen erforder-
lich ist, die Dienstreise zwischen 20:00 Uhr und  
6:00 Uhr oder an einem Samstag, Sonntag oder 
gesetzlichen Feiertag anzutreten oder zu been-
den. 3Ein dienstlicher Grund liegt insbesondere 
bei  termingebundenen Dienstgeschäften vor, wenn 
die Termingebundenheit auf dienstliche Gründe 
zurückzuführen ist. 4Bei Antritt und Beendigung 
der Dienstreise an der Wohnung, kann dann so-
wohl für die Hinfahrt als auch für die Rückfahrt 
die (ungekürzte) Entfernung von der Wohnung 
zum auswärtigen Geschäftsort für die Bemessung 
der Fahrtkostenerstattung zu Grunde gelegt wer-
den. 5Keine Anwendung findet Art. 5 Abs. 1 Satz 3 
bei Dienstreisen im Sinne von Art. 2 Abs. 2 Satz 4 
sowie in Fällen des Art. 24 Abs. 4.

5.1.5 1Dienstreisende haben keinen Anspruch auf Er-
stattung von Fahrkosten, wenn sie privat oder 
dienstlich beschaffte BahnCards oder Zeitkarten, 
Fahrausweise für Menschen mit Behinderung, 
Freifahrscheine oder eine Mitfahrmöglichkeit in 
einem Dienstfahrzeug nicht benutzen. 2Bei einer 
dienstlichen Mitbenutzung privat beschaffter 
Fahrausweise fällt kein (erstattungsfähiger) Mehr-
aufwand an.

5.3.1 Dienstliche Gründe für das Benutzen einer höhe-
ren Klasse liegen zum Beispiel vor, wenn Dienst-
reisende bis zur Besoldungsgruppe A 7 zusammen 
mit Dienstreisenden ab der Besoldungsgruppe A 8 

gemeinsame Dienstgeschäfte (zum Beispiel Be-
sprechung) erledigen müssen.

5.4.1 Dienstreisende mit Anspruch auf unentgelt-
liche Beförderung im Nahverkehr (zum Beispiel 
Schwerbehinderte mit Merkzeichen G) können 
den Mehrpreis für die Benutzung der 1. Klasse 
erstattet bekommen.

5.5.1 1Triftige Gründe (Art. 5 Abs. 5 Satz 1) liegen ins-
besondere vor, wenn regelmäßig verkehrende 
Beförderungsmittel nicht oder nicht zeitgerecht 
benutzt werden können, im Einzelfall dringende 
dienstliche (zum Beispiel unverschuldete Verspä-
tung, notwendiges dienstliches oder angemesse-
nes privates Gepäck ab 10 kg, sperriges dienst-
liches Gepäck, unzumutbarer Fußweg in der Regel 
über 1 km, Art des Weges) oder in Ausnahmefäl-
len zwingende persönliche Gründe (zum Beispiel 
 Alter, Gesundheitszustand) das Benutzen anderer 
 Beförderungsmittel (zum Beispiel Taxi, Miet-
wagen) notwendig machen. 2Ortsunkundigkeit 
allein ist kein triftiger Grund. 3Die Gründe sind 
in der Reisekostenabrechnung darzulegen und 
pflichtgemäß zu versichern.

6.	 Wegstrecken-	und	Mitnahmeentschädigung

6.0 1Für die Berechnung der Wegstreckenentschädi-
gung ist die kürzeste verkehrsübliche Straßenver-
bindung maßgeblich. 2Längere Strecken können 
ausnahmsweise berücksichtigt werden, wenn sie 
insbesondere auf Grund der Verkehrsverhältnisse 
(zum Beispiel Stau) oder aus Gründen der Zeiter-
sparnis (zum Beispiel Autobahnbenutzung) not-
wendig waren. 3Wegstreckenentschädigung wird 
auch für Fahrten von und zu weiteren Beförde-
rungsmitteln (vergleiche Nr. 5.1.1 Spiegelstrich 1) 
sowie für die aus dienstlichen Gründen am 
 Geschäftsort unternommenen Fahrten – ein-
schließlich der Fahrten zu und von der Unterkunft 
– gewährt. 

6.1 1Triftige Gründe (Art. 6 Abs. 1 Satz 1) können 
 sowohl dienstliche als auch schwerwiegende per-
sönliche Gründe sein, welche im Einzelfall oder 
allgemein für bestimmte regelmäßig wiederkeh-
rende Dienstgeschäfte anerkannt werden können. 
2Sie liegen insbesondere vor, wenn

– der Geschäftsort mit regelmäßig verkehrenden 
Beförderungsmitteln nicht oder nur schwer zu 
erreichen oder zu verlassen wäre,

– durch die Benutzung privateigener Fahrzeuge 
voraussichtlich eine wesentliche Arbeitszeit-
ersparnis eintritt,

– durch die Benutzung privateigener Fahrzeu-
ge mehrere Dienstgeschäfte erledigt werden 
 können, die bei Benutzung regelmäßig ver-
kehrender Beförderungsmittel nicht erledigt 
werden könnten,

– notwendiges dienstliches oder angemessenes 
privates Gepäck ab 10 kg oder sperriges dienst-
liches Gepäck mitgenommen werden muss,

– mindestens zwei Dienstreisende desselben 
Dienstherrn ein Fahrzeug gemeinsam benut-
zen, der zweite Dienstreisende dabei mindes-
tens die Hälfte der Strecke mitfährt und für den 
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Mitfahrer keine unentgeltliche Fahrmöglichkeit 
gegeben ist (Art. 5 Abs. 1 Satz 4)

– Dienstreisende als Schwerbehinderte erheblich 
gehbehindert oder aus anderen gesundheit-
lichen Gründen auf die Benutzung eines Kraft-
fahrzeugs angewiesen sind.

6.6 Die kleine Wegstreckenentschädigung wird nach 
Art. 6 Abs. 6 Satz 2 in sinngemäßer Anwendung 
von Art. 5 Abs. 1 Satz 4 nicht gewährt, wenn für 
diese Fahrt auch eine unentgeltliche Nutzungs-
möglichkeit bestanden hätte (vergleiche Nr. 5.1.5).

7.	 Dauer	der	Dienstreise

7.1 1Wohnung im Sinne dieser Vorschrift ist diejenige 
Wohnung, von der aus sich Dienstreisende über-
wiegend in die Stelle begeben, in der sie Dienst zu 
leisten haben. 2Eine weitere Wohnung, insbeson-
dere die am Familienwohnsitz von Trennungsgeld-
empfängern, die nicht täglich an ihren Familien-
wohnort zurückkehren, bleibt unberücksichtigt.

7.2 1Wo eine Dienstreise beginnt oder endet, richtet 
sich nach der Anordnung oder Genehmigung der 
Dienstreise unter Beachtung des Grundsatzes der 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit. 2An der Woh-
nung können Dienstreisen danach im Allgemeinen 
angetreten oder beendet werden, wenn 

– die Wohnung näher zum auswärtigen Ge-
schäftsort gelegen ist als die Dienststelle;

– der auswärtige Geschäftsort von der Wohnung 
auf Grund günstiger Verkehrsverbindungen in 
erheblich kürzerer Zeit erreicht wird;

– die notwendigen Reisezeiten sowie die Zei-
ten zur Erledigung der auswärtigen Dienst-
geschäfte, die die tägliche regelmäßige Arbeits-
zeit des Berechtigten überschreiten;

– ein sonstiger triftiger Grund aus Fürsorgege-
sichtspunkten für den Antritt oder die Beendi-
gung der Dienstreise an der Wohnung vorliegt 
(zum Beispiel Dienstreisebeginn an einem 
Samstag, Sonn- oder Feiertag).

 3Art. 5 Abs. 1 Satz 3 ist davon unabhängig zu be-
achten. 4An der Dienststelle wird eine Dienstreise 
im Allgemeinen angetreten oder beendet, wenn 

– diese vor oder nach Erledigung des Dienst-
geschäfts – wenn auch nur kurz – (zum Beispiel 
um Unterlagen einzusehen, abzuholen oder 
 abzugeben) aufgesucht wird;

– Dienstreisende in einen Dienstwagen umstei-
gen oder dort abgesetzt werden;

– Beginn und Ende der Dienstreise innerhalb 
der regelmäßigen täglichen Arbeitszeit des 
 Beschäftigten liegen.

8.	 Tagegeld

8.0 Als häusliche Ersparnis (Art. 8 Abs. 5) ist der Wert 
des Sachbezugs (§ 2 SvEV) zu berücksichtigen. 

9.	 Übernachtungsgeld

9.1 Übernachtungsgeld wird nicht gewährt bei Erledi-
gung nächtlicher Dienstgeschäfte, wenn Art und 
Zweck der Dienstgeschäfte die Inanspruchnah-
me einer Unterkunft ausschließen (zum Beispiel 

Nachtfahrten eines Berufskraftfahrers, Nachtkon-
trollen, Schichtdienst).

9.3.1 Zu den Übernachtungskosten gehören alle mit der 
Übernachtung im unmittelbaren Zusammenhang 
stehenden notwendigen Kosten ohne gesonderte 
Nebenleistungen wie zum Beispiel für die Nut-
zung von Mini-Bar, WLAN oder Spa-Bereich.

9.3.2 1Bei gemeinsamer Übernachtung mehrerer Dienst-
reisender in einem Mehrbettzimmer sind die 
Übernachtungskosten gleichmäßig aufzuteilen. 
2Übernachten erstattungsberechtigte Dienstrei-
sende mit nicht erstattungsberechtigten Personen 
(zum Beispiel Ehegatte) in einem Zimmer, ist der 
Unterschiedsbetrag zwischen Ein- und Doppel-
bettzimmer nicht erstattungsfähig; ohne Nachweis 
sind die Übernachtungskosten nach Köpfen aufzu-
teilen.

9.3.3 Die Rechnung (vergleiche Nr. 3.5.1 Satz 4 und 5) 
muss Name und Anschrift des Beherbergungs-
betriebes, Datum der Übernachtung, Zahl der 
übernachteten Personen, Betrag und Name der 
Dienstreisenden enthalten.

9.3.4 1Übernachtungskosten können ohne nähere Prü-
fung als notwendig angesehen werden, wenn fol-
gende Höchstbeträge nicht überschritten werden:

– Orte bis 299.999 Einwohner: bis 90 €

– Orte ab 300.000 Einwohner: bis 120 €

 2Entsprechendes gilt, wenn die für die Genehmi-
gung der Dienstreise zuständige Stelle bereits vor 
Reiseantritt die Höhe der Übernachtungskosten als 
angemessen anerkannt hat oder wenn die Buchung 
des wirtschaftlichsten Angebotes innerhalb der für 
den Freistaat Bayern gültigen Rahmenverträge er-
folgt. 3Übersteigen die Übernachtungskosten die 
Höchstbeträge nach Satz 1, müssen Dienstreisen-
de die Notwendigkeit der Übernachtungskosten 
in der Reisekostenabrechnung begründen (zum 
Beispiel Ausbuchung preisgünstigerer Zimmer, 
saisonbedingte Preiserhöhungen, zentrale Vorre-
servierung der Zimmer durch den Einladenden). 
4Nr. 11.1.3 ist zu beachten. 

10.	 Erstattung	der	Auslagen	bei	längerem	Aufenthalt	
am	Geschäftsort

10.1.1 1Ein längerer Aufenthalt an demselben Geschäfts-
ort liegt auch dann vor, wenn dort nicht ein länge-
res (einheitliches) Dienstgeschäft, sondern meh-
rere (kürzere) mehrtägige Dienstgeschäfte erledigt 
werden, oder die Notwendigkeit eines längeren 
Aufenthalts nicht von vornherein feststand. 2Ein 
vorübergehendes Verlassen des auswärtigen Ge-
schäftsorts unterbricht den längeren Aufenthalt an 
diesem Ort nicht; dies gilt unabhängig davon, ob 
die Unterbrechung dienstliche (zum Beispiel Zwi-
schendienstreise, Berichtsreise zur Dienststelle) 
oder private Gründe hat.

10.1.2 Zu den Aufenthaltstagen rechnen alle Tage ein-
schließlich der Sonn- und Feiertage, der dienstfrei-
en Werktage und der Urlaubs- und Krankheitstage, 
die zwischen dem Tag der Hinreise zur Aufnahme 
des auswärtigen Dienstgeschäfts und dem Tag der 
Rückreise nach Beendigung des Dienstgeschäfts 
an demselben Geschäftsort liegen.
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10.2.1 Eine Verlängerung der Frist von 14 Tagen (Art. 10 
Abs. 1 Satz 1) kommt nur in Betracht, wenn die 
insgesamt zustehende Vergütung (Tage- und 
Übernachtungsgeld für die ersten 14 Tage zuzüg-
lich der Vergütung nach Art. 10 Abs. 1 ab dem 
15. Tag) nicht ausreicht, um die von Beginn des 
Aufenthalts an tatsächlich entstandenen notwen-
digen Unterkunftskosten und die notwendigen 
Auslagen für Verpflegung unter Berücksichtigung 
der häus lichen Ersparnis (vergleiche Nr. 8.0) ab-
zudecken.

11.	 Kürzung	des	Tage-	und	Übernachtungsgeldes	
und	der	Vergütung	nach	Art.	10	Abs.	1	BayRKG

11.0 1Ob Dienstreisende unentgeltliche Unterkunft und 
Verpflegung tatsächlich in Anspruch nehmen, ist 
für den Einbehalt des Tage- und Übernachtungs-
geldes unerheblich, es sei denn, die Nichtinan-
spruchnahme erfolgt aus triftigem Grund. 2Der 
triftige Grund (Art. 11 Abs. 3) kann dienstlicher 
oder privater (zum Beispiel Notwendigkeit von 
 Diätverpflegung) Art sein, nicht jedoch unange-
messene Ansprüche an Unterkunft und Verpfle-
gung.

11.1.1 1Verpflegung wird des Amts wegen unentgeltlich 
gewährt, wenn sie nicht wegen persönlicher Be-
ziehungen (zum Beispiel durch Verwandte oder 
Bekannte) zur Verfügung gestellt wird. 2Das 
 Tagegeld ist auch dann einzubehalten, wenn die 
Verpflegung von einem anderen Dienstherrn oder 
einem Dritten aus anderen als persönlichen Grün-
den zur Verfügung gestellt wird.

11.1.2. Als unentgeltliche Verpflegung gelten – auch im 
Rahmen einer Kantinen- oder Gemeinschaftsver-
pflegung – nur vollwertige Mahlzeiten einschließ-
lich eines Getränks, nicht jedoch ein Imbiss.

11.1.3 1Schließt die Rechnung für die Übernachtung (ver-
gleiche Nr. 9.3.3) auch die Kosten für Mahlzeiten 
ein, ist zu prüfen, ob bezüglich dieser Aufwen-
dungen eine Arbeitgeberveranlassung im steuer-
rechtlichen Sinne vorliegt oder nicht. 2Von dieser 
ist insbesondere auszugehen, wenn:

– die Buchung der Übernachtungsmöglichkeit 
durch die vom Dienstherrn mit der Reisevor-
bereitung betraute Stelle oder durch eine mit 
der Buchung beauftragte Person erfolgt, wo-
bei als Beauftragung auch eine Dienstreise-
genehmigung, in der die Übernachtung in dem 
 angegebenen Beherbergungsbetrieb genehmigt 
wurde, gilt, und

– die von dem Beherbergungsbetrieb auszustel-
lende Rechnung auf den Dienstherrn bzw. die 
Beschäftigungsbehörde des Dienstreisenden 
lautet. 

 3Sind diese Voraussetzungen erfüllt, können neben 
den Übernachtungs- auch die Verpflegungskos-
ten erstattet werden. 4Für die im Gesamtbetrag 
enthaltenen Verpflegungskosten ist das Tagegeld 
nach Art. 8 für das Frühstück um 20 % und für das 
Mittag- und Abendessen um jeweils 40 % des vol-
len Tagegeldes (Art. 11 Abs. 1 in Verbindung mit 
Art. 8 Abs. 2 Satz 1) zu kürzen; daneben ist der 
Sachbezug gemäß § 8 Abs. 2 Satz 6 und 9 EStG 
zu versteuern. 5Liegen die Voraussetzungen einer 

 Arbeitgeberveranlassung im steuerrechtlichen 
Sinne nicht vor und beinhaltet die Rechnung des 
Beherbergungsbetriebs neben den Übernach-
tungskosten auch getrennt aufgeführte Verpfle-
gungskosten, können als Übernachtungskosten im 
Sinne des Art. 9 Abs. 3 Satz 1 lediglich die explizit 
als solche ausgewiesenen Kosten erstattet werden. 
6Die zusätzlich aufgeführten Verpflegungskosten 
sind aus dem pauschalen Tagegeld nach Art. 8 
zu bestreiten. 7Sofern Verpflegungskosten nicht 
gesondert aufgeführt, in dem für die Übernach-
tung in Rechnung gestellten Gesamtbetrag jedoch 
enthalten sind, ist das Tagegeld nach Art. 8 für 
das Frühstück um 20 % und für das Mittag- und 
Abendessen um jeweils 40 % des vollen Tagegeldes 
(Art. 8 Abs. 2 Satz 1) zu kürzen.

12.	 Nebenkosten

12.1 1Nebenkosten sind Auslagen, die ursächlich und 
unmittelbar mit der Erledigung des Dienstge-
schäfts zusammenhängen und notwendig sind, um 
das Dienstgeschäft überhaupt oder unter zumut-
baren Bedingungen ausführen zu können. 2Wegen 
des Nachweises vergleiche Nr. 3.5.1 Satz 4 und 5.

12.2 Als erstattungsfähige Nebenkosten kommen unter 
anderem in Betracht: 

– Kosten der Gepäckversendung (ab 15 kg Hand-
gepäck), Gepäckaufbewahrung und Gepäck-
versicherung

– Reservierungskosten für Hotelzimmer, Kurtaxe

– Eintrittsgeld für dienstlich angeordnete Teil-
nahme an Veranstaltungen (zum Beispiel Aus-
stellungen, Messen, Tagungen, Versammlun-
gen)

– dienstlich veranlasste Telekommunikationskos-
ten

– bei Benutzung von Dienstkraftfahrzeugen und 
privateigenen Kraftfahrzeugen aus triftigen 
Gründen: Parkgebühren, Garagenmiete, Kos-
ten für Fähren und Mauten 

– bei Auslandsdienstreisen: erforderliche Unter-
suchungen (zum Beispiel Tropentauglichkeits-
untersuchung), ärztliche Zeugnisse, Grenz-
übertritts- und Zollpapiere, Visa, notwendige 
Impfungen sowie Auslandseinsatzentgelte bei 
Kreditkarten für erstattungsfähige Reisekosten,

– bei Menschen mit Behinderung: Fahrkosten 
und nachgewiesene notwendige Auslagen für 
Verpflegung und Unterkunft für eine Begleit-
person, wenn ohne diese das Dienstgeschäft 
nicht durchführbar wäre, höchstens bis zu den 
den Dienstreisenden zustehenden Beträgen.

12.3 Nicht erstattet werden können unter anderem:

– Reiseausstattung (zum Beispiel Koffer, Taschen)

– Tageszeitungen, Trinkgelder, Geschenke

– Unterkunftsverzeichnisse, Stadtpläne, Landkar-
ten

– Kursverluste beim Verkauf ausländischer Zah-
lungsmittel

– Reiseversicherungen (zum Beispiel Reiseun-
fallversicherung, Reiserücktrittsversicherung, 
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Reisehaftpflichtversicherung, Flugunfallversi-
cherungen, Auslandskrankenversicherung)

– Ersatzbeschaffung, Reparatur oder Reinigung 
mitgeführter Kleidungs- und Reiseausstat-
tungsstücke

– Auslagen für Kreditkarten, Bankspesen (ver-
gleiche Ausnahme hierzu bei Nr. 12.2 bei Aus-
landsdienstreisen)

– Arzt- und Arzneimittelkosten

– Buß- und Verwarnungsgelder.

13.	 Erstattung	der	Auslagen	bei	Dienstreisen	bis	zu	
sechs	Stunden	Dauer	und	bei	Dienstgängen

13.1 1Bei Dienstgängen werden Fahrkostenerstattung, 
Wegstrecken- und Mitnahmeentschädigung nur 
bei unzumutbaren Fußwegen gewährt. 2In der 
Regel ist ein Fußweg bis zu einem Kilometer (ein-
fache Strecke) zumutbar. 3Besondere Einzelfallum-
stände (zum Beispiel Wetter, notwendiges Gepäck, 
Schwerbehinderung) sind zu berücksichtigen.

13.2 1Verpflegungskosten sind nur dann notwendiger 
Mehraufwand, wenn

– der Dienstgang oder die Dienstreise bis zu sechs 
Stunden Dauer in eine Zeit fällt, in der üblicher-
weise das Mittag- oder Abendessen eingenom-
men wird und deshalb

– wegen des Dienstgeschäfts das Essen außerhalb 
der Wohnung, Dienststelle oder regelmäßigen 
Verpflegungsstätte eingenommen werden muss.

 2Wegen des Nachweises vergleiche Nr. 3.5.1 Satz 
4 und 5.

13.3 Auslagen für Verpflegung werden nicht erstattet, 
wenn Dienstreisende Aufwands- (Art. 18) oder 
Pauschvergütung (Art. 19) erhalten.

14.	 Bemessung	der	Reisekostenvergütung	in	beson-
deren	Fällen

14.0 Zum Wohnort (Art. 14 Abs. 3 und Abs. 4 Satz 2) 
vergleiche Nr. 2.2.3.

14.1 Eine Dienstreise aus Anlass der Einstellung liegt 
vor, wenn die Reise dem Dienstantritt dient.

14.4 Wohnung im Sinne des Art. 14 Abs. 4 ist jede 
 außerhalb des Geschäftsorts gelegene Wohnung 
(zum Beispiel auch Zweitwohnung) des Dienstrei-
senden oder eines mit ihm in häuslicher Gemein-
schaft lebenden Angehörigen.

15.	 Verbindung	von	Dienstreisen	mit	privaten	Reisen

15.3.1 1Zu den begleitenden Personen (Art. 15 Abs. 3 Satz 
2 und 3) zählen alle Personen, für die Dienstreisen-
de oder deren Ehegatten die Urlaubskosten ohne 
Rücksicht auf ein Verwandtschaftsverhältnis tra-
gen. 2Hierzu haben Dienstreisende eine entspre-
chende Erklärung abzugeben.

15.3.2 Zu den sonstigen Aufwendungen gehören zum 
 Beispiel Unterkunftskosten, die weitergezahlt 
werden müssen, oder Eintritts- und Theaterkarten, 
die wegen der dienstlichen Maßnahme nicht mehr 
ausgenutzt werden können.

17.	 Erkrankung	während	einer	Dienstreise

17.1 Krankheitsbedingte Aufwendungen (zum Beispiel 
Arzthonorar, Krankenhauskosten, Arzneimittel) 
gehören nicht zu den Reisekosten.

18.	 Aufwandsvergütung

18.1 1Aufwandsvergütungen sollen vor allem in Fällen 
festgesetzt werden, in denen regelmäßig auf Grund 
der besonderen Art des Dienstgeschäfts (zum Bei-
spiel regelmäßige Dienstreisen und  Dienstgänge, 
gleicher Geschäftsort oder gleichbleibendes 
 Gebiet) oder der Ausführung der Dienstreisen 
(zum Beispiel Teilnahme an Kantinenverpflegung) 
offenkundig geringere Aufwendungen für Verpfle-
gung oder Unterkunft als allgemein entstehen. 
2Erfahrungswerte können zum Beispiel aus der 
Auswertung geeigneter Dienstreisen und -gänge 
über einen längeren Zeitraum gewonnen werden.

18.2 1Bei unentgeltlicher Gestellung von Verpflegung 
ist für die Kürzung des Tagegeldes gemäß Art. 11 
Abs. 1 nur der Anteil der Aufwandsvergütung zu 
Grunde zu legen, der auf die Verpflegung entfällt. 
2Abweichend hiervon kann der tatsächlich auf 
die jeweilige Mahlzeit entfallende Anteil der Auf-
wandsvergütung gekürzt werden, wenn dieser bei 
der Festsetzung der Aufwandsvergütung maßgeb-
lich war (zum Beispiel Preise einer Gemeinschafts-
verpflegung).

18.3 Aufwandsvergütungen für Übernachtungskosten 
kommen insbesondere bei Unterbringung in Ein-
richtungen außerhalb des Hotel- und Gaststätten-
gewerbes in Betracht.

18.4 Geringfügige Abweichungen (bis 10 %) von den 
Pauschalen führen nicht zu einer Neufestsetzung 
der Aufwandsvergütung durch die oberste Dienst-
behörde.

19.	 Pauschvergütung

19.1 1Pauschvergütungen können für die gesamte 
Reise kostenvergütung oder für Teile davon (zum 
Beispiel Tage- oder Übernachtungsgeld) fest-
gesetzt werden. 2Es kann nach Wochen, Monaten 
oder anderen Zeiträumen pauschaliert werden. 
3Bei der Festsetzung der Pauschvergütung ist im 
Hinblick auf § 3 Nr. 13 Satz 2 EStG offen zu legen, 
in welcher Höhe Mehraufwendungen für Verpfle-
gung in der Pauschvergütung enthalten sind.

19.2 1Die Bemessung der Pauschvergütung orientiert 
sich an den notwendigen Aufwendungen, die 
Dienstreisenden erfahrungsgemäß zu erstatten 
gewesen wären, würden sie über jede regelmäßi-
ge oder gleichartige Dienstreise gesondert abrech-
nen. 2Erfahrungswerte werden üblicherweise auf 
Grund von Aufzeichnungen über einen repräsen-
tativen Zeitraum über die im Einzelnen abgerech-
neten Dienstreisen und Dienstgänge gewonnen.

19.3 Steht eine nach Monatsbeträgen festgesetzte 
Pauschvergütung nur für einen Teil des Monats 
zu, ist sie anteilig zu kürzen.
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20.	 Erstattung	der	Auslagen	für	Reisevorbereitun-
gen	und	bei	vorzeitiger	Beendigung	des	Dienst-
geschäfts

20.1 1Werden Dienstreisen oder Dienstgänge aus 
dienstlichen oder zwingenden privaten Gründen, 
die Dienstreisende nicht zu vertreten haben, nicht 
ausgeführt, haben sie unverzüglich nach Kennt-
nis der Hinderungsgründe alle Möglichkeiten 
zu ergreifen, die entstehenden Kosten so gering 
wie möglich zu halten; bereits eingegangene Ver-
pflichtungen sind soweit wie möglich rückgängig 
zu machen. 2Dies gilt entsprechend bei vorzeitiger 
Beendigung von Dienstreisen und Dienstgängen.

20.2 Notwendige und erstattungsfähige Auslagen kön-
nen unter anderem sein: 

– Bearbeitungsgebühren für die Erstattung von 
Flug- und Fahrkosten

– Auslagen für die Zimmerbestellung oder -abbe-
stellung

– der vom Hotel geltend gemachte Schadenersatz 
für das nicht in Anspruch genommene Zimmer

– vorausbezahlte Teilnehmergebühren, soweit sie 
nicht vom Veranstalter erstattet werden.

23.	 Trennungsgeld

23.1. 1Bei Teilabordnungen liegt nur dann ein Wechsel 
des Dienstortes vor, wenn sich der Schwerpunkt 
der Tätigkeit des oder der Beschäftigten auf die 
neue Dienststelle verlagert (vergleiche Nr. 2.2.2 
Satz 4). 2Dies ist regelmäßig der Fall, wenn der 
Umfang bei der neuen Dienststelle mehr als 50 % 
der Arbeitszeit des oder der Beschäftigten beträgt. 
3Bei Teilabordnungen mit bis zu 50 % der Arbeits-
zeit verbleibt der Dienstort des oder der Beschäf-
tigten hingegen am Ort seiner oder ihrer bisheri-
gen Dienststelle, so dass die Fahrten zum Ort der 
 Teil abordnung Dienstreisen gemäß Art. 2 Abs. 2 
Satz 1 darstellen.

23.2 Eine Zuweisung stellt jede Zuordnung eines Be-
amten oder einer Beamtin zu einer anderen Aus-
bildungsstelle dar.

24.	 Erstattung	von	Auslagen	bei	Reisen	aus	besonde-
rem	Anlass

24.0 In entsprechender Anwendung von Art. 24 Abs. 1 
und 2 können für beurlaubte Beamte und Beamtin-
nen sowie Richter und Richterinnen die Kosten für 
Fortbildungsveranstaltungen übernommen wer-
den, wenn sie in unmittelbarem Zusammenhang 
mit dem alsbaldigen Wiederantritt des Dienstes 
stehen.

24.1.1 1Reisen zum Zwecke der Ausbildung sind insbe-
sondere Reisen im Rahmen der beamtenrecht-
lichen Ausbildung zur Teilnahme am dienstzeit-
begleitenden Unterricht, die erste und letzte Reise 
aus Anlass der Zuweisung oder der Aufhebung 
einer solchen Zuweisung an eine andere Ausbil-
dungsstelle, Reisen zu einem nicht nur dienst-
zeitbegleitenden Unterricht außerhalb des bishe-
rigen Ausbildungs- oder Wohnortes, Reisen aus 
Anlass der Teilnahme an Arbeitsgemeinschaften 
oder Seminaren außerhalb des Ausbildungs- oder 
Wohnortes, Reisen zu Maßnahmen der modu-

laren Qualifizierung sowie Reisen zum Ablegen 
vorgeschriebener Zwischen-, Modul- sowie Qua-
lifikationsprüfungen (Art. 24 Abs. 3). 2Reisen von 
Beamten und Beamtinnen in Ausbildung, die der 
Erledigung von Dienstgeschäften (Art. 2 Abs. 2 
und 4) dienen, sind Dienstreisen.

24.1.2 Reisen zum Zwecke der Fortbildung sind Reisen, 
die Beschäftigte nach Abschluss ihrer Ausbildung 
zur beruflichen Weiterbildung oder zur Erweite-
rung ihrer beruflichen Kenntnisse, Fähigkeiten 
und Erfahrungen, zur Anpassung an geänderte 
dienstliche Anforderungen oder zur Vorbereitung 
auf die Wahrnehmung neuer oder anderer Aufga-
ben unternehmen.

24.1.3 Für die Kostenerstattung gilt:

– Bei Anwendung des Art. 11 Abs. 1 ist als voller 
Satz 75 % des Tagegeldes nach Art. 8 zugrunde 
zu legen.

– 1Werden Übernachtungskosten nicht nachge-
wiesen, wird keine Übernachtungsgeldpau-
schale (Art. 9 Abs. 2) gewährt. 2In den Fällen 
des Art. 9 Abs. 3 Satz 2 bemisst sich der Kür-
zungsbetrag aus dem Tagegeld nach Art. 24 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1.

24.1.4 Die Erstattung der Kosten einer höheren Klasse 
(Art. 5 Abs. 3) ist ausgeschlossen, es sei denn, es 
wird in Ausnahmefällen Auslagenerstattung wie 
bei Dienstreisen (Art. 24 Abs. 2) gewährt; Art. 5 
Abs. 4 und 5 sind entsprechend anzuwenden.

24.1.5 Art. 5 Abs. 1 Satz 3 Halbsatz 2 ist bei Aus- und 
Fortbildungsreisen entsprechend anzuwenden.

24.1.6 Art. 3, 7, 10, 11, 14 Abs. 3 und 4, Art. 15 bis 17 und 
Art. 20 sind zu beachten; Art. 13 Satz 2 ist nicht 
anwendbar.

24.2 1Ein besonderer Fall im Sinne des Art. 24 Abs. 2 soll 
nach Prüfung im Einzelfall insbesondere dann an-
erkannt werden, wenn das pflichtgemäße Interesse 
Beschäftigter an der Fortbildung durch ein (nahe-
zu) ausschließliches dienstliches Interesse über-
lagert wird (zum Beispiel Einweisungen in völlig 
neuartige Arbeitsmethoden oder zusätzliche zur 
Wahrnehmung der Dienstaufgaben erforder liche 
tätigkeitsspezifische Ausbildung insbesondere 
im IT-Bereich) und die nachzuholenden Kennt-
nisse und Fähigkeiten nicht für die im Rahmen 
der Fachlaufbahn üblicherweise auszuübenden 
Tätigkeiten erforderlich sind. 2Nicht umfasst sind 
Fortbildungsmaßnahmen, die lediglich – auch im 
Anschluss an bereits erfolgte zusätzliche Ausbil-
dungen – der Angleichung an veränderte Anfor-
derungen der Tätigkeit oder einem veränderten 
Befähigungsstand dienen.

24.4 1Ein besonderer dienstlicher Anlass im Sinne des 
Art. 24 Abs. 4 für Fahrten zwischen Wohnung und 
regelmäßiger Dienststätte liegt vor, wenn Beamte 
und Beamtinnen Dienstaufgaben wahrnehmen, 
die nach Anlass und Zeitpunkt über den regelmä-
ßigen Aufgabenbereich hinausgehen, den sie im 
Rahmen ihrer allgemeinen Dienstpflicht zu erfül-
len haben. 2Dabei ist es unbeachtlich, ob die wahr-
genommene dienstliche Tätigkeit plötzlich und un-
vorhergesehen erfolgt oder auf bereits festgelegter 
Diensteinteilung beruht. 3Eine Erstattung setzt zu-
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dem voraus, dass eine Fahrt zwischen Wohnung 
und regelmäßiger Dienststätte ein zusätzliches 
Mal zurückgelegt werden muss.

28.	 Inkrafttreten,	Außerkrafttreten

28.1 Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom  
1. Oktober 2017 in Kraft; sie gilt unbefristet.

28.2. Mit Ablauf des 30. September 2017 tritt die Be-
kanntmachung des Bayerischen Staatsminis-
teriums der Finanzen über die Allgemeinen 
Verwaltungsvorschriften zum Bayerischen Rei-
sekostengesetz (VV-BayRKG) vom 10. Mai 2002 
(FMBl. S. 235, StAnz. Nr. 21) außer Kraft.

L a z i k 
Ministerialdirektor
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6323-F

Richtlinie	zur	Rechnungslegung	
über	Einnahmen	und	Ausgaben	

des	Freistaates	Bayern	
(Rechnungslegungsrichtlinie	–	RlR)

Bekanntmachung	
des	Bayerischen	Staatsministeriums	der	Finanzen,	

für	Landesentwicklung	und	Heimat

vom	27.	September	2017,	Az.	17-H	3025-2/2

1Auf Grund des Art. 5 Abs. 2 der Bayerischen Haus-
haltsordnung (BayHO) in der in der Bayerischen Rechts-
sammlung (BayRS 630-1-F) veröffentlichten bereinigten 
Fassung, die zuletzt durch § 1 Nr. 348 der Verordnung 
vom 22. Juli 2014 (GVBl. S. 286) geändert worden ist, 
erlässt das Bayerische Staatsministerium der Finanzen, 
für Landesentwicklung und Heimat (Staatsministerium) 
im Einvernehmen mit dem Bayerischen Obersten Rech-
nungshof die nachstehende Bekanntmachung. 2Sie ist eine 
ergänzende Verwaltungsvorschrift zu Art. 80 BayHO und 
enthält Ergänzungen zu den Verwaltungsvorschriften 
zur Bayerischen Haushaltsordnung (VV-BayHO) für die 
Haushaltsrechnung und den Plan über die Verwendung 
der zu übertragenden Aus gabereste (VV Nr. 5.1 zu Art. 45 
BayHO). 3Daneben sind die jährlichen Bekanntmachungen 
des Staatsministeriums für die jeweiligen Abschlüsse der 
Haushaltsjahre zu beachten. 

1.	 Zentralrechnungen

1.1 Erstellung der Zentralrechnungen

Die Zentralrechnungen sind vom Landesamt für 
Finanzen mit Hilfe eines geprüften und geneh-
migten Programms zu erstellen und der Staats-
hauptkasse pro Einzelplan jeweils in geeigneter 
Dateiform elektronisch zur Verfügung zu stellen.

1.2 Außerplanmäßige Einnahmen und Ausgaben und 
außerplanmäßige Ausgabereste 
1Die Haushaltsstellen für außerplanmäßige Ein-
nahmen und Ausgaben stehen zum Zwecke der 
Überprüfung der Zulässigkeit und zur Eingabe 
der Zweckbestimmungen im Integrierten Haus-
halts- und Kassenverfahren – IHV – Verfahren-
skomponente Haushaltsvollzug – zur Verfügung. 
2Die Zweckbestimmungen sind von den obersten 
Staatsbehörden spätestens bis zum vorletzten 
Arbeitstag im November einzugeben. 3Sollte im 
Rahmen der Prüfung der außerplanmäßigen Titel 
eine unrichtige Buchung festgestellt werden, ist 
schnellstmöglich eine Berichtigung zu veranlas-
sen. 4Für außerplanmäßige Buchungen nach dem 
in Satz 2 genannten Termin sind die Texte unver-
züglich unaufgefordert einzugeben. 

2.	 Plan	über	die	Verwendung	der	aus	dem	abgelau-
fenen	Haushaltsjahr	zu	übertragenden	Ausgabe-
reste	(Resteplan)

2.1 Voraussetzung für eine Übertragung

2.1.1 Die obersten Staatsbehörden haben unter Anle-
gung eines strengen Maßstabes in jedem Fall ein-
gehend zu prüfen, welche Beträge von den verblie-

benen rechnerischen Ausgaberesten im folgenden 
Haushaltsjahr zwingend benötigt werden. 

2.1.2 1Dabei ist auch zu beachten, dass Ausgabereste 
gemäß Art. 45 Abs. 2 Satz 1 BayHO grundsätz-
lich nur bis zum Ende des auf die Bewilligung 
 folgenden zweitnächsten Haushaltsjahres verfüg-
bar bleiben. 2Für Bauten gilt abweichend Art. 45 
Abs. 2 Satz 2 BayHO.

2.1.3 1Die Bildung von Ausgaberesten ist bei gleich-
zeitiger Inanspruchnahme von (Personal-)Ver-
stärkungsmitteln nur zulässig, soweit die Mittel 
gebunden sind und im folgenden Haushaltsjahr 
fällig werden. 2Die Sonderregelungen für bud-
getierte Ansätze bleiben unberührt. 3Das Staats-
ministerium kann Ausnahmen zulassen.

2.1.4 1Übertragbare Ausgabemittel, die für den ur-
sprünglichen Zweck nicht mehr benötigt werden, 
sind als echte Einsparung konsequent in Abgang 
zu stellen (Spalte 4 E des Resteplans). 2Hierunter 
fallen auch Einsparungen auf Grund von Stellen-
sperren – zum Beispiel Wiederbesetzungssperre, 
Stellenabbauprogramme – bei den Stellen, die 
 gemäß Art. 6 Abs. 1 des Haushaltsgesetzes in 
der jeweils geltenden Fassung nicht der Stellen-
bindung unterliegen.

2.1.5 1Die Übertragung von unverbrauchten Mitteln bei 
übertragbaren Ausgaben des abgelaufenen Haus-
haltsjahres in das neue Haushaltsjahr  bedarf der 
Einwilligung des Staatsministeriums. 2Das Staats-
ministerium darf seine Einwilligung zur Über-
tragung von Ausgaberesten nur erteilen, wenn 
die Ausgabe bei wirtschaftlicher und sparsamer 
Verwaltung erforderlich ist, insbesondere, wenn 
rechtliche Verpflichtungen, die auf Grund der Ver-
anschlagung eingegangen wurden, noch erfüllt 
werden müssen (Art. 45 Abs. 3 BayHO).

2.1.6 Das Staatsministerium kann unbeschadet der 
Regelung in Art. 45 Abs. 3 BayHO unverbrauch-
te Mittel aus übertragbaren Ausgabebewilligun-
gen einziehen, soweit dies zur Vermeidung oder 
 Verminderung eines Fehlbetrags erforderlich ist 
(Art. 7 Abs. 2 des Haushaltsgesetzes in der jeweils 
geltenden Fassung).

2.2 Erstellung des Resteplans

2.2.1 1Die Restepläne sind über die IHV-Verfahrenskom-
ponente Restebearbeitung/Jahresabschluss zu er-
stellen. 2Die aktuelle Arbeitsanleitung hierzu kann 
über das Bayerische Behördennetz auf der Seite 
des Landesamtes für Finanzen unter http://www.
lff.bybn.de/; Untermenü: Produkte_IHV_Arbeits-
anleitungen abgerufen werden. 

2.2.2 1In der IHV-Verfahrenskomponente Restebearbei-
tung/Jahresabschluss stehen zur Restebearbeitung 
alle Titel der Hauptgruppen 7 und 8, die außer-
planmäßigen Ausgabereste sowie alle sonstigen im 
Haushaltsplan als übertragbar bezeichneten oder 
budgetierten Ausgabeansätze zur Verfügung, so-
weit sie im IHV vor Beginn des Resteverfahrens 
mit den Schlüsseln „U“ für „übertragbar“ oder „B“ 
für „budgetiert“ gespeichert waren. 2Die zulässi-

Rechnungslegung
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gen Varianten im Rahmen der Übertragung von 
Budgetresten können der Arbeitsanleitung für die 
IHV-Verfahrenskomponente Restebearbeitung/
Jahresabschluss entnommen werden. 

2.2.3 In besonders begründeten Einzelfällen, soweit 
Ausgaben für bereits bewilligte Maßnahmen 
noch im nächsten Haushaltsjahr zu leisten sind, 
können weitere Titel neu aufgenommen werden, 
bei  denen eine Resteübertragung beantragt wird 
(Art. 45 Abs. 4 BayHO). 

2.2.4 1In Spalte 2 C des Resteplans sind die Mehrein-
nahmen (positiver Betrag) oder Mindereinnahmen 
(negatives Vorzeichen) bei Einnahmeansätzen 
nachzuweisen, die gemäß Haushaltsvermerk mit 
der Ausgabebefugnis gekoppelt sind. 2Hier sind 
auch zweckgebundene Einnahmen nach Nr. 9 der 
Durchführungsbestimmungen zum Haushalts-
gesetz (DBestHG) in der jeweils geltenden  Fassung 
einzutragen.

2.2.5 1Bei Ausgaben, die durch das Haushaltsgesetz, die 
Durchführungsbestimmungen oder einen bei der 
Zweckbestimmung ausgebrachten Haushaltsver-
merk für einseitig oder gegenseitig deckungsfähig 
erklärt wurden (Art. 20 BayHO), sind die vorgese-
henen Deckungen beim deckungspflichtigen An-
satz in Spalte 2 D einzutragen. 2Der jeweils gleich 
hohe Betrag wird bei den deckungsbegünstigten 
Ansätzen in Spalte 2 D programmtechnisch au-
tomatisch berücksichtigt. 3Verstärkungen, die 
sich auf Grund der Nr. 1.3 DBestHG in der jeweils 
 geltenden Fassung ergeben, sind ebenfalls in 
 Spalte 2 D nachzuweisen. 

2.2.6 1Mittel aus globalen Verstärkungsansätzen sind 
dagegen in Spalte 2 E nachzuweisen. 2Hierbei 
ist es nicht relevant, ob es sich dabei um Verstär-
kungsmittel aus dem eigenen oder einem anderen 
Einzelplan handelt.

2.2.7 Abweichend von Nr. 2.2.6 sind Verstärkungs mittel 
für Personalausgaben (insbesondere aus Kap. 
13 03 Tit. 461 01) sowie Verstärkungen bei der 
 dezentralen Budgetverantwortung nach Nr. 12.2 
DBestHG in der jeweils geltenden Fassung aus 
dem Stellengehalt gebundener Stellen in Spalte 2 
F mit positivem Betrag einzutragen.

2.2.8 1Alle im Budget enthaltenen Titel – Schlüssel „B“ 
– werden sowohl im Falle der hauptgruppenweise 
zusammengefassten Budgetreste, als auch im Fal-
le der Übertragung der Budgetreste beim jeweils 
ersten Ausgabetitel des Budgets in Spalte 1 des 
Resteplans abschließend aufgezählt. 2Hierin nicht 
enthalten sind Titel von Titelgruppen innerhalb 
des Budgets, da diese Titel im Anschluss gesondert 
erscheinen und abgerechnet werden. 3Alle Beträge 
(Spalten 2 bis 4) sind jeweils auf die zusammen-
gefassten Titel zu beziehen.

2.2.9 1Minderausgaben auf Grund der haushaltsgesetz-
lichen Sperre (Art. 4 Abs. 1 des Haushaltsgesetzes 
in der jeweils geltenden Fassung) sind in Spalte 4 
A nachzuweisen. 2Dabei ist darauf zu achten, dass 
alle im Rahmen der haushaltsgesetzlichen Sperre 
tatsächlich eingesparten Beträge, gegebenenfalls 
unter Berücksichtigung von Sperreumschichtun-
gen, eingetragen werden. 

2.2.10 Soweit sich bei der Ermittlung des rechnerischen 
Restes in Spalte 3 C eine überplanmäßige Ausgabe 
ergibt, die als abschließende Willigung (gemäß VV 
Nr. 1.3.1 zu Art. 37 BayHO) behandelt wird, ist die-
ser Betrag in Spalte 4 B mit negativem Vorzeichen 
einzutragen und entsprechend zu erläutern.

2.2.11 Die als Deckung für überplanmäßige oder außer-
planmäßige Ausgaben angebotenen Einsparun-
gen bei übertragbaren Ansätzen sind in Spalte 4 
C  vorzugeben und entsprechend zu erläutern.

2.2.12 Sind bei übertragbaren Bewilligungen Einsparun-
gen für globale Minderausgaben zu erbringen, so 
sind diese in Spalte 4 D nachzuweisen.

2.3 Begründung für die Übertragung von Ausgabe-
resten

2.3.1 Ausgabereste, für die eine Übertragung beantragt 
wird, sind in Spalte 5 so zu begründen, dass der 
Grund der Übertragung eindeutig ersichtlich ist.

2.3.2 Reste über 5 Mio. € im Einzelbetrag oder in Titel-
gruppen sind auch im Hinblick auf den Beschluss 
des Bayerischen Landtags vom 5. April 1979, 
 wonach die größeren Ausgabereste im Abschluss-
bericht zur Haushaltsrechnung einzeln zu begrün-
den sind, schon im Rahmen des Resteverfahrens 
besonders eingehend zu erläutern. 

2.3.3 Sämtliche Vorgaben in den Spalten 2 C bis 2 F 
sowie 4 A bis 4 F des Resteplans sind so zu er-
läutern, dass die Angaben auch zum Zwecke der 
Rechnungsprüfung und Beratung im Landtag 
nachvollziehbar und transparent sind.

2.4 Übersendung des Resteplans
1Die obersten Staatsbehörden haben dem Staats-
ministerium den Resteplan gemäß VV Nr. 5.1 zu 
Art. 45 BayHO spätestens bis zu dem vom Staats-
ministerium in der jährlichen Bekanntmachung 
zum Jahresabschluss und zur Rechnungslegung 
bestimmten Zeitpunkt per E-Mail im PDF- Format 
zu übersenden. 2Dabei ist zu beachten, dass der 
im PDF-Dokument ausgewiesene Zeitstempel 
(Datum/Uhrzeit) nach der Freigabe im IHV- 
Verfahrenskomponente Restebearbeitung/Jahres-
abschluss liegt.

3.	 Beiträge	der	obersten	Staatsbehörden	zur	Haus-
haltsrechnung

3.1 Inhalt der Beiträge zur Haushaltsrechnung

3.1.1 1Für die Aufstellung der Beiträge zur Haushalts-
rechnung sind die Art. 81 und 85 BayHO mit nach-
stehenden Konkretisierungen maßgebend. 2Der 
Beitrag zur Haushaltsrechnung besteht aus einer 
Ausfertigung der Zentralrechnung und den nach 
Nr. 4 erforderlichen Anlagen. 3Als Grundlage zur 
Erstellung dieser Anlagen übermittelt die Staats-
hauptkasse den obersten Staatsbehörden unver-
züglich nach Fertigstellung die Zentralrechnung 
für ihren Einzelplan grundsätzlich in elektroni-
scher Form.

3.1.2 1Für den Inhalt der Beiträge zur Haushaltsrech-
nung ist die für die Erstellung zuständige oberste 
Staatsbehörde verantwortlich (Ressortprinzip). 
2Die Beiträge sind getrennt nach Einzelplänen zu 
erstellen. 3Um eine möglichst einheitliche Dar-
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stellung zu erreichen, sollen die obersten Staats-
behörden einen Entwurf ihres Beitrags vorweg der 
Staatshauptkasse zur Abstimmung zuleiten.

3.1.3 1Die nachgeordneten Dienststellen haben im 
 Rahmen der Erstellung der Haushaltsrechnung 
nur die Erklärung gemäß Nr. 4.3 (Anlage III) je 
Einzelplan abzugeben und der obersten Staats-
behörde vorzulegen. 2Die Abgabe dieser Erklärung 
gehört zu den Pflichten der Dienststellenleiter, 
die sich die Gewissheit, dass keine sogenann-
ten „Schwarzen Kassen oder Fonds“ vorhanden 
sind, durch entsprechende Anordnungen für 
 ihren  Verwaltungsbereich oder durch Anfordern 
gleichlautender Erklärungen von den Leitern der 
ihnen unterstellten Dienststellen zu verschaffen 
haben. 3Bei vom Erklärungsinhalt abweichenden 
Feststellungen ist die Erklärung eingeschränkt 
abzugeben. 

3.2 Termin

3.2.1 1Die obersten Staatsbehörden haben dem Staats-
ministerium die Beiträge zur Haushaltsrechnung 
mit allen Anlagen im Original in einfacher Aus-
fertigung spätestens bis zum ersten Arbeitstag 
im August des der Rechnungslegung folgenden 
Jahres zu übersenden. 2Ein abweichender Termin 
kann in der jährlichen Bekanntmachung zum 
 Jahresabschluss und zur Rechnungslegung fest-
gelegt werden.

3.2.2 Die frühestmögliche Vorlage der Beiträge bildet 
die Voraussetzung für die Einhaltung der durch 
Art. 80 der Verfassung festgelegten Frist für die 
Vorlage der Haushaltsrechnung an den Landtag

4.	 Anlagen	zu	den	Beiträgen	zur	Haushaltsrech-
nung

Den Beiträgen zur Haushaltsrechnung sind folgen-
de Anlagen beizufügen (Art. 85 BayHO):

4.1 Anlage I:  Übersicht der über- und außerplan-
mäßigen Ausgaben einschließlich 
der Vorgriffe und ihre Begründung 
sowie Erläuterung der sonstigen 
Mehr ausgaben und Nachweis der 
außerplanmäßigen Einnahmen

4.1.1 1Die Anlage I steht nach Abschluss des Haushalts-
jahres in der IHV-Verfahrenskomponente Haus-
haltsvollzug zur Bearbeitung durch die für den 
Einzelplan jeweils zuständigen obersten Staats-
behörden zur Verfügung. 2Die Zuständigkeit und 
Ressortverantwortung erstreckt sich dabei auch 
auf die Titel eines Einzelplans für das die Bewirt-
schaftungs- und Anordnungsbefugnis während 
des Haushaltsjahres abweichend geregelt wurde.

4.1.2 In der Spalte 2 der Anlage I sind aufzuführen:

4.1.2.1 die in Spalte 7 der Zentralrechnung ausgewiese-
nen Mehrbeträge bei den Ausgaben,

4.1.2.2 die in Spalte 3 B der Zentralrechnung ausgewie-
senen Vorgriffe,

4.1.2.3 bei gekoppelten Titeln – einschließlich Kopplung 
nach Nr. 12.6 DBestHG – der aus dem Saldo der 
Minderausgaben laut Spalte 8 der Zentralrech-
nung und den Mindereinnahmen berechnete 
Mehrbetrag,

4.1.2.4 bei nicht übertragbaren Titeln außerhalb des Reste-
plans der negative Betrag, der durch Buchungen 
im Resteverfahren entstanden ist; dies gilt nicht für 
gemeinsam bewirtschaftete Personalausgaben und 
nur soweit der Titel nicht schon aus einem anderen 
Grund bereits in der Anlage I enthalten ist. 

4.1.2.5 die in Spalte 3 A der Zentralrechnung ausgewie-
senen außerplanmäßigen Einnahmen,

4.1.2.6 die in Spalte 3 A der Zentralrechnung ausgewie-
senen außerplanmäßigen Ausgaben, wenn kein 
Mehrbetrag vorlag; das ist dann der Fall, wenn bei 
außerplanmäßigen Ausgaberesten das Gesamtist 
nicht höher als der Vorjahresrest ist.

4.1.3 1Die Beträge sind einzeln für jeden Titel aufzufüh-
ren. 2Dies gilt auch bei gegenseitig deckungsfähi-
gen Ansätzen und bei Titelgruppen. 3Vorgriffe sind 
in jedem Fall aufzuführen, auch wenn der  Titel 
gleichzeitig aus einem anderen oben genannten 
Grund in der Spalte 2 genannt ist. 

4.1.4 In Spalte 3 der Anlage I sind gemäß Art. 85 Abs. 1 
Nr. 1 BayHO die Beträge der über- und außer-
planmäßigen Ausgaben und der Vorgriffe (Art. 37 
 BayHO) aufzuführen. 

4.1.4.1 Bei außerplanmäßigen Ausgaben ist in Spalte 3 
der Anlage I grundsätzlich das Gesamtist aus der 
Spalte 4 der Zentralrechnung einzutragen. 

4.1.4.2 Ist der Betrag aus Spalte 3 A der Zentralrechnung 
negativ oder Null, so ist der Fall nur als außerplan-
mäßige Ausgabe in die Anlage I aufzunehmen, 
wenn gleichzeitig ein Mehrbetrag in Spalte 7 der 
Zentralrechnung vorliegt.

4.1.4.3 Ist im Falle eines Vorgriffs der Betrag aus Spalte 3 A  
der Zentralrechnung höher als das Gesamtist, so 
ist dieser Betrag einzutragen.

4.1.5 In Spalte 4 sind die Mehrausgaben zu begründen.

4.1.5.1 Die Begründung soll knapp sein, muss aber er-
schöpfend erkennen lassen, dass die für Haus-
haltsüberschreitungen oder außerplanmäßigen 
Ausgaben erforderlichen Voraussetzungen der 
Unvorhergesehenheit und Unabweisbarkeit erfüllt 
sind. 

4.1.5.2 1Insbesondere muss die Begründung Aufschluss 
darüber geben, weshalb die Ausgabe nicht veran-
schlagt oder bis zur Bewilligung durch einen spä-
teren Haushaltsplan zurückgestellt werden konnte. 
2Verweise auf die in den Anträgen nach Muster 1 
zu Art. 37 BayHO gegebenen Begründungen ge-
nügen nicht. 3Ausgleichsstelle sowie Datum und 
Aktenzeichen der Einwilligung des Staatsminis-
teriums sind anzugeben. 

4.1.5.3 Auf die Begründung von Haushaltsüberschreitun-
gen wird verzichtet, sofern bei überplanmäßigen 
Ausgaben die Voraussetzungen gemäß Nr. 7.3 
Haushaltsvollzugsrichtlinien in der jeweils gel-
tenden Fassung für eine allgemeine Zustimmung 
vorliegen und die dort genannten Grenzen nicht 
überschritten sind sowie für außerplanmäßige 
Ausgaben bis zu 2 000 € im Einzelfall. 

4.1.5.4 Liegt eine Einwilligung des Staatsministeriums zu 
einer über- oder außerplanmäßigen Ausgabe nicht 
vor, ist neben der Begründung darzulegen, wes-
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halb der Antrag nicht oder nicht rechtzeitig gestellt 
oder vom Staatsministerium abgelehnt worden ist.

4.1.5.5 Als Erläuterung der sonstigen Mehrausgaben, die 
durch Einsparung bei einem deckungsfähigen 
 Titel, durch Verstärkungsmittel oder durch gekop-
pelte Mehreinnahmen oder Ähnlichem gedeckt 
sind, genügt in der Regel der Hinweis auf die be-
treffende Haushaltsstelle oder auf die zutreffende 
Anlage zur Haushaltsrechnung, in der die erfor-
derlichen Verstärkungsmittel zusammengestellt 
sind. 

4.1.5.6 Die obersten Staatsbehörden haben sich bei 
Maßnahmen, bei denen die Deckung aus einem 
anderen Einzelplan stammt, spätestens bis zum 
Abschluss des Haushaltsjahres gegenseitig abzu-
stimmen. 

4.1.5.7 1Soweit Mehrausgaben innerhalb eines Budgets 
ausgeglichen werden, genügt der Hinweis „De-
ckung innerhalb des Budgets – vergleiche Anlage 
VIII“. 2Bei Titeln mit außerplanmäßigen Ausga-
beresten ist als Begründung anzugeben „gedeckt 
durch Vorjahresrest gemäß VV Nr. 6 zu Art. 45 
BayHO“. 

4.1.5.8 1Sofern Mehrausgaben bei gemeinsam bewirt-
schafteten oder bei verstärkungsfähigen Perso-
nalausgaben entstehen und diese im Rahmen der 
haushaltsrechtlichen Möglichkeiten innerhalb 
des Einzelplans gedeckt werden können, ist als 
Begründung anzugeben: „Deckung im Rahmen 
der gemeinsam bewirtschafteten Personalausga-
ben“ beziehungsweise „Deckung im Rahmen der 
verstärkungsfähigen Personalausgaben“. 2Soweit 
Verstärkungsmittel aus dem Einzelplan 13 zuge-
wiesen wurden, ist auf die Anlage V/3 zu verwei-
sen (vergleiche Nr. 4.5.4.2).

4.1.5.9 1Außerplanmäßige Einnahmen brauchen nicht 
begründet werden. 2Negative außerplanmäßige 
Einnahmen sind wie außerplanmäßige Ausgaben 
zu behandeln.

4.1.6 Die Anlage I ist getrennt nach Einzelplänen von 
dem zum Zeitpunkt der Erstellung der Haushalts-
rechung zuständigen Staatsminister/ von der zum 
Zeitpunkt der Erstellung der Haushaltsrechung 
zuständigen Staatsministerin oder Leiter/Leiterin 
der obersten Staatsbehörde zu unterschreiben.

4.2 Anlage II:  Nachweisung über die Einnahmen 
und Ausgaben sowie über den Be-
stand an Sondervermögen

4.2.1 Die Rechnungsergebnisse und die Bestände der 
Sondervermögen und Rücklagen (Art. 26 Abs. 2, 
Art. 85 Abs. 1 Nr. 2 BayHO) sind in der Anlage II 
analog zum Haushaltsplan darzustellen.

4.2.2 1Es ist zu beachten, dass alle staatlichen, recht-
lich unselbständigen Sondervermögen aufzuneh-
men sind, die in den entsprechenden Anlagen der 
Einzelpläne des Haushaltsplans enthalten sind. 
2Zum staatlichen Sondervermögen gehören auch 
die nicht rechtsfähigen, staatlich verwalteten Stif-
tungen.

4.2.3 Die Anlage II wird von der Staatshauptkasse er-
stellt und den obersten Staatsbehörden mit den 
Zentralrechnungen in elektronischer Form über-
mittelt.

4.3 Anlage III:  Erklärung über den Nachweis aller 
Einzahlungen in den Büchern der 
Kasse

4.3.1 1In der Anlage III hat der Leiter oder die Leiterin 
der obersten Staatsbehörde zu erklären, dass sich 
im Rahmen einer ordnungsgemäßen Verwaltungs-
führung und Verwaltungsüberwachung während 
des vorgenannten Haushaltsjahres keine Anhalts-
punkte für Einzahlungen in ihrem Verwaltungsbe-
reich ergeben haben, die nicht in den Büchern der 
zuständigen Kassen nachgewiesen sind. 2Bei vom 
Erklärungsinhalt abweichenden Feststellungen ist 
die Erklärung eingeschränkt abzugeben.

4.3.2 Zur Verpflichtung der Dienststellenleiter nachge-
ordneter Behörden zur Abgabe dieser Erklärung 
vergleiche Nr. 3.1.3.

4.3.3 Die Anlage III ist je Einzelplan vom zum Zeitpunkt 
der Erstellung der Haushaltsrechung zuständigen 
Staatsminister/von der zum Zeitpunkt der Erstel-
lung der Haushaltsrechung zuständigen Staats-
ministerin oder Leiter/Leiterin der obersten Staats-
behörde zu unterschreiben.

4.4 Anlage IV:  Nachweisung über die Veränderung 
der Haushaltsbeträge und Vorjah-
resreste auf Grund des Haushaltsge-
setzes (Nachtragshaushaltsgesetzes) 
und des Art. 50 BayHO

4.4.1 In der Anlage IV sind die Veränderungen in den 
Einzelplänen, gemäß dem Haushaltsgesetz ein-
schließlich Nachtragshaushaltsgesetz und Verän-
derungen durch Umsetzung von Haushaltsbeträ-
gen und Vorjahresresten gemäß Art. 50 BayHO 
nachzuweisen. 

4.4.2 Die Anlage IV wird von der Staatshauptkasse er-
stellt und den obersten Staatsbehörden mit den 
Zentralrechnungen in elektronischer Form zur 
Überprüfung und gegebenenfalls Ergänzung 
übermittelt.

4.5 Nachweisung der Ausgaben zu Lasten von Verstär-
kungsmitteln 

4.5.1 1Nähere Regelungen für die Erstellung von Nach-
weisungen der Ausgaben zu Lasten von Verstär-
kungsmitteln und deren Bezeichnung werden in 
der jährlichen Bekanntmachung zum Jahresab-
schluss und zur Rechnungslegung getroffen. 2Die 
Anlagen V/1 und V/2 werden jeweils nur benötigt, 
wenn Verstärkungen bei mehr als einem Titel je 
Einzelplan nachzuweisen sind.

4.5.2 Anlage V/1:  Nachweisung aller Ausgaben zu 
Lasten von veranschlagten Verstär-
kungsmitteln, soweit nicht unter 
nachfolgenden Nrn. 4.5.2 und 4.5.3 
erfasst

1In der Anlage V/1 sind die in den jeweiligen 
Einzelplänen veranschlagten Verstärkungsmittel 
(ohne Titel der Gruppe 548) nachzuweisen. 2Die-
se Anlage ist maschinell aus der IHV-Verfahrens-
komponente Restebearbeitung/Jahresabschluss 
abrufbar.
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4.5.3 Anlage V/2:  Nachweisung von Ausgaben zu Las-
ten der bei Titel 548 .. veranschlagten 
Verstärkungsmittel für sächliche Ver-
waltungsausgaben in den Sammelka-
piteln der Einzelpläne 

1Ausgaben zu Lasten von global veranschlagten 
Verstärkungsmittel oder Mehrausgaben bei Titel 
der Gruppe 548 sind in der Anlage V/2 nachzu-
weisen. 2Diese Anlage ist maschinell aus der IHV-
Verfahrenskomponente Restebearbeitung/Jahres-
abschluss abrufbar.

4.5.4 Anlage V/3:  Nachweisung der Ausgaben zu Lasten 
der bei einem Einzelplan für andere 
Einzelpläne veranschlagten Verstär-
kungsmittel (insbesondere Kap. 13 03 
Tit. 461 01)

4.5.4.1 1Die Nachweisung ist sowohl von der obersten 
Staatsbehörde, bei der die Mittel veranschlagt sind 
(Anlage V/3a), als auch von der obersten Staats-
behörde, die den rechnungsmäßigen Nachweis 
führt (Anlage V/3b), zu erstellen. 2Diese Anlage 
ist maschinell aus der IHV-Verfahrenskomponente 
Restebearbeitung/Jahresabschluss abrufbar.

4.5.4.2 1Gemeinsam bewirtschaftete und verstärkungsfä-
hige Personalausgaben können nach Maßgabe des 
Haushaltsvermerks bei Kap. 13 03 Tit. 461 01 nur 
verstärkt werden, soweit sie nicht innerhalb des 
jeweiligen Einzelplans im Rahmen der haushalts-
rechtlichen Möglichkeiten ausgeglichen werden 
können. 2Titel, die gemäß Nr. 12 DBestHG in der 
jeweils geltenden Fassung in die dezentrale Bud-
getverantwortung einbezogen sind, bleiben bei der 
Berechnung des Saldos außer Betracht. 3Sofern 
nach dem Abgleich noch Verstärkungsmittel aus 
Kap. 13 03 Tit. 461 01 benötigt werden, sind diese 
beim Staatsministerium unverzüglich nach Ablauf 
des Jahres zu beantragen. 4Diesbezüglich bis zum 
Abschluss des Haushaltsjahres zugewiesene Mit-
tel sind in der Anlage V/3 nachzuweisen.

4.6 Anlage VI:  Nachweisung der Einsparungen zu-
gunsten von veranschlagten Minder-
ausgaben 

4.6.1 1In der Anlage VI sind die in den jeweiligen Einzel-
plänen, insbesondere in den Sammelkapiteln, ver-
anschlagten Minderausgaben nachzuweisen. 2Bei 
für alle oder mehrere Einzelpläne veranschlagte 
Minderungen der gemeinsam bewirtschafteten 
Personalausgaben wird auf einen Nachweis in der 
Anlage VI verzichtet, wenn der Nachweis summa-
risch in der Anlage I erfolgt.

4.6.2 Nähere Regelungen für die Erstellung der An- 
lage VI und deren Bezeichnung werden in der  
 jährlichen Bekanntmachung zum Jahresabschluss 
und zur Rechnungslegung getroffen. 2Diese 
 Anlage ist maschinell aus der IHV-Verfahrens-
komponente Restebearbeitung/Jahresabschluss 
abrufbar.

4.7 Anlage VII:  Nachweisung über die bei einzel-
nen Titeln der Anlage S (Staatlicher 
Hochbau) vorgenommene Verstär-
kung gemäß Nr. 1.3 DBestHG

1Diese Anlage ist maschinell aus der IHV-Ver-
fahrenskomponente Restebearbeitung/Jahres-
abschluss abrufbar. 2Die nach Nr. 1.3 DBestHG in 
der jeweils geltenden Fassung zulässigen Verstär-
kungen von einzelnen Hochbautiteln werden in 
der Weise in den Zentralrechnungen dargestellt, 
dass bei dem verstärkten Ansatz Mehrausgaben, 
die jedoch nicht als überplanmäßige Ausgaben 
 behandelt werden, nachgewiesen werden. 3Bei 
den Ansätzen, bei denen die entsprechenden Ein-
sparungen zu erbringen sind, werden Minder-
ausgaben in entsprechender Höhe ausgewiesen.

4.8 Anlage VIII:  Budgetabschlüsse
1In der Anlage VIII werden die Kapitelsummen 
der budgetierten Titel dargestellt. 2Diese Anlage 
ist maschinell aus der IHV-Verfahrenskomponente 
Restebearbeitung/Jahresabschluss abrufbar.

4.9 Sonstige Anlagen

Auf Grund des jeweiligen Haushaltsgesetzes oder 
der Durchführungsbestimmungen zum Haushalts-
gesetz erforderliche zusätzliche Anlagen zu den 
Beiträgen zur Haushaltsrechnung werden in der 
jährlichen Bekanntmachung zum Jahresabschluss 
und zur Rechnungslegung festgelegt.

5.	 Zusammenstellung	des	Prüfungsstoffes	für	die	
Rechnungsprüfung	 durch	 den	 Bayerischen	
Oberster	Rechnungshof

5.1 Der Prüfungsstoff ist je nach Anforderung der 
Rechnungsprüfungsbehörden zusammenzustel-
len.

5.2 Die Aufzeichnungen der Buchführung sind dem 
Bayerischen Obersten Rechnungshof und den 
Rechnungsprüfungsämtern jährlich vom Landes-
amt für Finanzen auf einem geeigneten Datenträ-
ger zur Verfügung zu stellen.

6.	 Schlussbestimmungen

6.1 Inkrafttreten

Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom 
1. Januar 2017 in Kraft; sie gilt unbefristet. 

6.2 Außerkrafttreten
1Die Bekanntmachung des Bayerischen Staatsmi-
nisteriums der Finanzen über die Neufassung der 
Richtlinien zur Rechnungslegung über Einnah-
men und Ausgaben des Freistaates Bayern (Rech-
nungslegungsrichtlinien – RlR) vom 3. März 2006 
(FMBl. S. 43, StAnz. Nr. 10) tritt mit Ablauf des 
31. Dezember 2016 außer Kraft. 2Abweichend vom 
Satz 1 sind für die im Jahr 2017 durchzuführende 
Rechnungslegung für das Haushaltsjahr 2016 die 
Rechnungslegungsrichtlinien in der am 31. De-
zember 2016 geltenden Fassung anzuwenden.

L a z i k 
Ministerialdirektor
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Tarifverträge	der	Länder	–	Forst

Bekanntmachung	
des	Bayerischen	Staatsministeriums	der	Finanzen,	

für	Landesentwicklung	und	Heimat

vom	1.	September	2017,	Az.	25-P	2627-3/39

Abschnitt	I

Nachstehend werden folgende Tarifverträge zum Vollzug 
bekannt gegeben:

1. Änderungstarifvertrag Nr. 7 vom 30. März 2017 zum 
Tarifvertrag zur Regelung der Arbeitsbedingungen von 
Beschäftigten in forstwirtschaftlichen Verwal tungen, 
Einrichtungen und Betrieben der Länder (TV-L-Forst) 
vom 18. Dezember 2007 (StAnz. 2008 Nr. 15), der 
 zuletzt durch Änderungstarifvertrag Nr. 6 vom 6. Mai 
2015 (FMBl. S. 330, StAnz. Nr. 44) geändert worden ist;

2. Änderungstarifvertrag Nr. 6 vom 30. März 2017 zum 
Tarifvertrag zur Überleitung der Beschäftigten der 
Länder aus dem Geltungsbereich des MTW/MTW-O 
in den TV-Forst und zur Regelung des Übergangsrechts 
(TVÜ-Forst) vom 18. Dezember 2007 (StAnz. 2008  
Nr. 15), der zuletzt durch Änderungstarifvertrag Nr. 5 
vom 6. Mai 2015 (FMBl. S. 330, 356; StAnz. Nr. 44) 
geändert worden ist;

3. Änderungstarifvertrag Nr. 6 vom 30. März 2017 zum 
Tarifvertrag für Auszubildende zum Forstwirt in forst-
wirtschaftlichen Verwaltungen, Einrichtungen und 
Betrieben der Länder (TVA-L-Forst) vom 17. Dezember 
2008 (FMBl. 2009 S. 42, StAnz. 2009 Nr. 10), der zuletzt 
durch Änderungstarifvertrag Nr. 5 vom 6. Mai 2015 
(FMBl. S. 330, 356; StAnz. Nr. 44) geändert worden ist.

Die Tarifverträge zu Nrn. 1 bis 3 wurden abgeschlossen 
mit der Industriegewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt, 
 Bundesvorstand.

Abschnitt	II

Die Tarifverträge sind im Intranet abrufbar (www.stmf.
bybn.de; Rubrik: Personal/Tarifvertrag für den öffent lichen 
Dienst der Länder/Änderungstarifverträge und  weitere 
 Informationen) und stehen im Internet als Download 
(www.stmf.bayern.de/download/entwtvuel2006/tarifver
trag.zip) zur Verfügung.

Hü b n e r 
Ministerialdirektor

Änderungstarifvertrag	Nr.	7	
zum	Tarifvertrag	zur	Regelung	

der	Arbeitsbedingungen	von	Beschäftigten	
in	forstwirtschaftlichen	Verwaltungen,	
Einrichtungen	und	Betrieben	der	Länder	

(TV-L-Forst)

vom 30. März 2017

Zwischen

der Tarifgemeinschaft deutscher Länder, 
vertreten durch den Vorsitzenden des Vorstandes,

einerseits

und

der Industriegewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt, 
- Bundesvorstand -,

andererseits

wird Folgendes vereinbart:

§	1	
Änderung	des	TV-L-Forst

Der Tarifvertrag zur Regelung der Arbeitsbedingungen 
von Beschäftigten in forstwirtschaftlichen Verwaltungen, 
Einrichtungen und Betrieben der Länder (TV-L-Forst) 
vom 18. Dezember 2007, zuletzt geändert durch den 
 Änderungstarifvertrag Nr. 6 vom 6. Mai 2015, wird wie 
folgt geändert:

1. § 2 wird wie folgt geändert:

a) Im Einleitungssatz werden die Wörter „Nr. 8 
vom 28. März 2015“ durch die Wörter „Nr. 9 vom 
17. Februar 2017“ ersetzt.

b) In Nr. 6 wird folgende Ziffer 3 angefügt:

 „3. § 16 Absatz 3 Satz 2 gilt nicht.“

c) Nach Nr. 8 wird folgende Nr. 8a eingefügt:

„Nr.	8	a	
Zu	§	19a	-	Zulagen	-

 § 19a gilt in folgender Fassung:

„§	19a	
(unbesetzt)“ “

d) In § 3 Absatz 4 Buchstabe c werden die Worte ”, frü-
hestens jedoch zum 31. Dezember 2014“ gestrichen.

e) In § 3 Absatz 4 Buchstabe f wird das Datum  
”31. Dezember 2016“ durch das Datum ”31. Dezem-
ber 2018“ ersetzt.

2. Die Anlage B wird durch die Anlage 1 dieses Tarifver-
trages ersetzt.

§	2	
Neufassung	der	durchgeschriebenen	Fassung

Die durchgeschriebene Fassung (TV-Forst in der Anlage zu 
§ 4 TV-L-Forst) erhält die Fassung der Anlage 2 zu diesem 
Tarifvertrag.

Tarifrecht
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§	3	
Ausnahmen	vom	Geltungsbereich

Für Beschäftigte, die spätestens mit Ablauf des 30. März 
2017 aus dem Arbeitsverhältnis ausgeschieden sind, gilt 
dieser Tarifvertrag nur, wenn sie dies bis zum 30. Septem-
ber 2017 schriftlich beantragen.

§	4	
Inkrafttreten

Dieser Tarifvertrag tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2017 
in Kraft. 

Berlin, den 30. März 2017
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Anlage 1 zum Änderungstarifvertrag Nr. 7 zum TV-L-Forst 
 
 

Anlage B 
 

 

Entgelttabelle TV-Forst 
 

- gültig vom 1. Januar 2017 bis 31. Dezember 2017 - 

  

Entgelt- 
gruppe 

Grundentgelt Entwicklungsstufen 

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6 
8 2.523,90 2.779,82 2.896,13 3.006,65 3.128,79 3.204,40 

7 2.372,68 2.611,14 2.768,18 2.884,50 2.977,58 3.058,98 

6 2.331,97 2.564,61 2.680,94 2.797,27 2.872,87 2.954,29 

5 2.238,90 2.459,92 2.576,25 2.686,75 2.774,00 2.832,16 

4 2.134,21 2.349,43 2.494,82 2.576,25 2.657,68 2.710,01 

3 2.105,13 2.314,52 2.372,68 2.465,74 2.541,35 2.605,32 

2 1.953,91 2.145,84 2.204,02 2.262,17 2.395,94 2.535,54 

1 Je 4 Jahre 1.756,17 1.785,23 1.820,13 1.855,04 1.942,28 
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Anlage 1 zum Änderungstarifvertrag Nr. 7 zum TV-L-Forst 
 
 

Anlage B 
 

 
 

Entgelttabelle TV-Forst 
 

- gültig ab 1. Januar 2018 - 

  

Entgelt- 
gruppe 

Grundentgelt Entwicklungsstufen 

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6 
8 2.583,21 2.845,15 2.964,19 3.077,31 3.202,32 3.279,70 

7 2.428,44 2.672,50 2.833,23 2.952,29 3.047,55 3.130,87 

6 2.386,77 2.624,88 2.743,94 2.863,01 2.940,38 3.023,72 

5 2.291,51 2.517,73 2.636,79 2.749,89 2.839,19 2.898,72 

4 2.184,36 2.404,64 2.553,45 2.636,79 2.720,14 2.773,70 

3 2.154,60 2.368,91 2.428,44 2.523,68 2.601,07 2.666,55 

2 1.999,83 2.196,27 2.255,81 2.315,33 2.452,24 2.595,13 

1 Je 4 Jahre 1.797,44 1.827,18 1.862,90 1.898,63 1.987,92 
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Anlage 2 zum Änderungstarifvertrag Nr. 7 zum TV-L-Forst

Anlage	zu	§	4	TV-L-Forst

Tarifvertrag	
zur	Regelung	der	Arbeitsbedingungen	

von	Beschäftigten	
in	forstwirtschaftlichen	Verwaltungen,	Einrichtungen	

und	Betrieben	der	Länder	
(TV-Forst)

vom 18. Dezember 2007

in der Fassung des Änderungstarifvertrages Nr. 7 vom 
30. März 2017

Zwischen

der Tarifgemeinschaft deutscher Länder, 
vertreten durch den Vorsitzenden des Vorstandes,

und

der Industriegewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt 
- Bundesvorstand -,

andererseits

wird Folgendes vereinbart:

Inhaltsverzeichnis

Allgemeiner	Teil

Abschnitt	I	
Allgemeine	Vorschriften

§ 1 Geltungsbereich
§ 2 Arbeitsvertrag, Nebenabreden, Probezeit
§ 3 Allgemeine Arbeitsbedingungen
§ 4  Versetzung, Abordnung, Zuweisung, Personalgestel-

lung
§ 5 Qualifizierung

Abschnitt	II	
Arbeitszeit

§ 6 Regelmäßige Arbeitszeit
§ 7 Sonderformen der Arbeit
§ 8 Ausgleich für Sonderformen der Arbeit
§ 9 Bereitschaftszeiten
§ 10 Arbeitszeitkonto
§ 11 Teilzeitbeschäftigung

Abschnitt	III	
Eingruppierung,	Entgelt	und	sonstige	Leistungen

§ 12 Eingruppierung
§ 13 Eingruppierung in besonderen Fällen
§ 14 Vorarbeiterzuschlag
§ 15 Tabellenentgelt
§ 16 Stufen der Entgelttabelle 
§ 17 Allgemeine Regelungen zu den Stufen
- Fassung des § 18 bis zum 31. Dezember 2015 -
§ 18 Leistungsentgelt
- Fassung des § 18 ab 1. Januar 2016 -
§ 18 Leistungsentgelt im Land Sachsen
§ 19 Forstzulage
§ 19a (unbesetzt)
§ 20 Jahressonderzahlung
§ 21 Bemessungsgrundlage für die Entgeltfortzahlung

§ 22 Entgelt im Krankheitsfall
§ 23 Besondere Zahlungen
§ 24 Berechnung und Auszahlung des Entgelts 
§ 25 Betriebliche Altersversorgung

Abschnitt	IV	
Urlaub	und	Arbeitsbefreiung

§ 26 Erholungsurlaub 
§ 27 Zusatzurlaub
§ 28 Sonderurlaub
§ 29 Arbeitsbefreiung

Abschnitt	V	
Befristung	und	Beendigung	des	Arbeitsverhältnisses

§ 30 Befristete Arbeitsverträge
§ 31 (unbesetzt)
§ 32 (unbesetzt)
§ 33  Beendigung des Arbeitsverhältnisses ohne 

Kün digung
§ 34 Kündigung des Arbeitsverhältnisses
§ 35 Zeugnis

Abschnitt	VI	
Übergangs-	und	Schlussvorschriften

§ 36 Anwendung weiterer Tarifverträge
§ 37 Ausschlussfrist
§ 38 Begriffsbestimmungen
§ 39 Inkrafttreten, Laufzeit

Anlagen

Anlage A Entgeltordnung Forst
Anlage B Entgelttabellen TV-Forst

Allgemeiner	Teil

Abschnitt	I	
Allgemeine	Vorschriften

§	1	
Geltungsbereich	

(1) 1Dieser Tarifvertrag gilt für Beschäftigte in forstwirt-
schaftlichen Verwaltungen, Einrichtungen und Be-
trieben, die Tätigkeiten in der Waldarbeit ausüben und 
die in einem Arbeitsverhältnis zu einem Arbeitgeber 
stehen, der Mitglied der Tarifgemeinschaft deutscher 
Länder (TdL) oder eines Mitgliedverbandes der TdL ist. 
2Er gilt nicht in den Ländern Bremen und Hamburg.

 Protokollerklärungen zu § 1 Absatz 1:

 1. Erfasst sind

  a)  Beschäftigte mit erfolgreich abgeschlossener 
Ausbildung zur Forstwirtin/zum Forstwirt oder 
abgeschlossener Fortbildung zur Forstwirt-
schaftsmeisterin/zum Forstwirtschaftsmeister 
mit entsprechender Tätigkeit,

  b)  Beschäftigte ohne erfolgreich abgeschlossene 
Ausbildung zur Forstwirtin/zum Forstwirt, die 
eine besondere handwerkliche oder technische 
Ausbildung oder entsprechende Fertigkeiten 
nachweisen, mit entsprechender Tätigkeit,

  c)  Beschäftigte mit einfachen angelernten und un-
gelernten Tätigkeiten, welche die Voraussetzun-
gen der Buchstaben a und b nicht erfüllen.
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 2.  Der Tätigkeitsbereich erstreckt sich insbesondere 
auf folgende Arbeiten:

- Saat und Pflanzung,
- Jungbestandspflege und Ästung,
- Holzernte,
- Waldschutz, Baumsicherung (zum Beispiel zum 

Schutz gegen Wild, Insekten, Pilze),
- Unterhaltung von forstlichen Wegen,
- Bau und Unterhaltung von Walderholungsein-

richtungen,
- Naturpflege und Landschaftspflege,
- forstliche Bildungsarbeit,
- Führen von forstlichen Maschinen und Geräten.

 3.  Dieser Tarifvertrag gilt auch in Nationalparken, 
Naturparken, Biosphärenreservaten und vergleich-
baren Schutzgebieten der Länder, soweit tarifver-
traglich nichts anderes vereinbart oder nicht ein-
zelvertraglich der TV-L vereinbart ist.

(2) Dieser Tarifvertrag gilt nicht für

 a) zum Forstwirt Auszubildende,

 b) Beschäftigte im forstlichen Außendienst,

 c)  Beschäftigte, für die Eingliederungszuschüsse nach 
den §§ 217 ff. SGB III gewährt werden,

 d)  Beschäftigte, die Arbeiten nach den §§ 260 ff.  
SGB III verrichten,

 e)  Leiharbeitnehmerinnen/Leiharbeitnehmer von 
Personal-Service-Agenturen, sofern deren Rechts-
verhältnisse durch Tarifvertrag geregelt sind,

 f)  geringfügig Beschäftigte im Sinne von § 8 Absatz 1 
Nr. 2 SGB IV,

 g)  Beschäftigte, die

  aa)  in ausschließlich Erwerbszwecken dienenden 
landwirtschaftlichen Verwaltungen und Be-
trieben, Weinbaubetrieben, Gartenbau- und 
Obstanbaubetrieben und deren Nebenbetrie-
ben tätig sind,

  bb)  in landwirtschaftlichen Verwaltungen und 
Betrieben einschließlich der einer Verwal-
tung oder einem Betrieb nicht landwirtschaft-
licher Art angegliederten Betriebe (zum Bei-
spiel Lehr- und Versuchsgüter), Gartenbau-, 
Weinbau- und Obstanbaubetrieben und deren 
Nebenbetrieben tätig sind und unter den Gel-
tungsbereich eines landesbezirklichen Tarif-
vertrages fallen.

Protokollerklärung zu § 1:

Die für die Beschäftigten verwendeten Bezeichnungen 
 umfassen weibliche und männliche Arbeitnehmer. 

§	2	
Arbeitsvertrag,	Nebenabreden,	Probezeit

(1) Der Arbeitsvertrag wird schriftlich abgeschlossen.

(2) 1Mehrere Arbeitsverhältnisse zu demselben Arbeit-
geber dürfen nur begründet werden, wenn die jeweils 
übertragenen Tätigkeiten nicht in einem unmittel-
baren Sachzusammenhang stehen. 2Andernfalls gel-
ten sie als ein Arbeitsverhältnis.

(3) 1Nebenabreden sind nur wirksam, wenn sie schriftlich 
vereinbart werden. 2Sie können gesondert gekündigt 
werden, soweit dies einzelvertraglich vereinbart ist.

(4) 1Die ersten sechs Monate der Beschäftigung gelten 
als Probezeit, soweit nicht eine kürzere Zeit vereinbart 
ist. 2Bei Übernahme von Auszubildenden im unmittel-
baren Anschluss an das Ausbildungsverhältnis in ein 
Arbeitsverhältnis entfällt die Probezeit.

§	3	
Allgemeine	Arbeitsbedingungen

(1) 1Die arbeitsvertraglich geschuldete Leistung ist 
 gewissenhaft und ordnungsgemäß auszuführen. 2Die 
Beschäftigten müssen sich durch ihr gesamtes Ver-
halten zur freiheitlich demokratischen Grundordnung 
im Sinne des Grundgesetzes bekennen.

(2) Die Beschäftigten haben über Angelegenheiten, 
 deren Geheimhaltung durch gesetzliche Vorschrif-
ten vorgesehen oder vom Arbeitgeber angeordnet ist, 
Verschwiegenheit zu wahren; dies gilt auch über die 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses hinaus.

(3) 1Die Beschäftigten dürfen von Dritten Belohnungen, 
Geschenke, Provisionen oder sonstige Vergünstigun-
gen mit Bezug auf ihre Tätigkeit nicht annehmen. 
2Ausnahmen sind nur mit Zustimmung des Arbeit-
gebers möglich. 3Werden den Beschäftigten derarti-
ge Vergünstigungen angeboten, haben sie dies dem 
Arbeitgeber unverzüglich anzuzeigen.

(4) 1Nebentätigkeiten gegen Entgelt haben die Beschäf-
tigten ihrem Arbeitgeber rechtzeitig vorher schriftlich 
anzuzeigen. 2Der Arbeitgeber kann die Nebentätigkeit 
untersagen oder mit Auflagen versehen, wenn diese 
geeignet ist, die Erfüllung der arbeitsvertraglichen 
Pflichten der Beschäftigten oder berechtigte Interessen 
des Arbeitgebers zu beeinträchtigen. 3Für Nebentätig-
keiten im öffentlichen Dienst kann eine Ablieferungs-
pflicht nach den Bestimmungen, die beim Arbeitgeber 
gelten, zur Auflage gemacht werden.

(5) 1Der Arbeitgeber ist bei begründeter Veranlassung be-
rechtigt, Beschäftigte zu verpflichten, durch ärztliche 
Bescheinigung nachzuweisen, dass sie zur Leistung 
der arbeitsvertraglich geschuldeten Tätigkeit in der 
Lage sind. 2Bei dem beauftragten Arzt kann es sich 
um einen Betriebsarzt, Personalarzt oder Amtsarzt 
handeln, soweit sich die Betriebsparteien nicht auf 
 einen anderen Arzt geeinigt haben. 3Die Kosten dieser 
Untersuchung trägt der Arbeitgeber.

(6) 1Die Beschäftigten haben ein Recht auf Einsicht in 
ihre vollständigen Personalakten. 2Sie können das 
Recht auf Einsicht auch durch eine/n hierzu schriftlich 
Bevollmächtigte/n ausüben lassen. 3Sie können Auszü-
ge oder Kopien aus ihren Personalakten erhalten. 4Die 
Beschäftigten müssen über Beschwerden und Behaup-
tungen tatsächlicher Art, die für sie ungünstig sind 
oder ihnen nachteilig werden können, vor Aufnahme 
in die Personalakten gehört werden. 5Ihre Äußerung 
ist zu den Personalakten zu nehmen.

(7) Für die Schadenshaftung der Beschäftigten finden die 
Bestimmungen, die für die Beamten des jeweiligen 
Landes jeweils gelten, entsprechende Anwendung.
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§	4	
Versetzung,	Abordnung,	Zuweisung,	

Personalgestellung

(1) 1Beschäftigte können aus dienstlichen oder betrieb-
lichen Gründen versetzt oder abgeordnet werden. 
2Sollen Beschäftigte an eine Dienststelle oder einen 
Betrieb außerhalb des bisherigen Arbeitsortes versetzt 
oder voraussichtlich länger als drei Monate abgeordnet 
werden, so sind sie vorher zu hören.

 Protokollerklärungen zu § 4 Absatz 1:

 1.  Abordnung ist die vom Arbeitgeber veranlasste 
vorübergehende Beschäftigung bei einer anderen 
Dienststelle oder einem anderen Betrieb desselben 
oder eines anderen Arbeitgebers unter Fortsetzung 
des bestehenden Arbeitsverhältnisses.

 2.  Versetzung ist die vom Arbeitgeber veranlasste, auf 
Dauer bestimmte Beschäftigung bei einer anderen 
Dienststelle oder einem anderen Betrieb desselben 
Arbeitgebers unter Fortsetzung des bestehenden 
Arbeitsverhältnisses.

(2) 1Beschäftigten kann im dienstlichen/betrieblichen 
oder öffentlichen Interesse mit ihrer Zustimmung 
 vorübergehend eine mindestens gleich vergütete 
 Tätigkeit bei einem Dritten zugewiesen werden. 2Die 
Zustimmung kann nur aus wichtigem Grund verwei-
gert werden. 3Die Rechtsstellung der Beschäftigten 
bleibt unberührt. 4Bezüge aus der Verwendung nach 
Satz 1 werden auf das Entgelt angerechnet.

 Protokollerklärung zu § 4 Absatz 2:

 Zuweisung ist - unter Fortsetzung des bestehenden 
Arbeitsverhältnisses - die vorübergehende Beschäfti-
gung bei einem Dritten im In- und Ausland, bei dem 
der TV-Forst nicht zur Anwendung kommt. 

(3) 1Werden Aufgaben der Beschäftigten zu einem Drit-
ten verlagert, ist auf Verlangen des Arbeitgebers bei 
weiter bestehendem Arbeitsverhältnis die arbeitsver-
traglich geschuldete Arbeitsleistung bei dem Dritten 
zu erbringen (Personalgestellung). 2§ 613a BGB sowie 
gesetzliche Kündigungsrechte bleiben unberührt.

 Protokollerklärung zu § 4 Absatz 3:

 1Personalgestellung ist - unter Fortsetzung des beste-
henden Arbeitsverhältnisses - die auf Dauer angelegte 
Beschäftigung bei einem Dritten. 2Die Modalitäten der 
Personalgestellung werden zwischen dem Arbeitgeber 
und dem Dritten vertraglich geregelt.

§	5	
Qualifizierung

(1) 1Ein hohes Qualifikationsniveau und lebenslan-
ges Lernen liegen im gemeinsamen Interesse von 
Beschäftigten und Arbeitgebern. 2Qualifizierung 
dient der Steigerung von Effektivität und Effizienz 
des öffent lichen Dienstes, der Nachwuchsförderung 
und der Steigerung von beschäftigungsbezogenen 
Kompetenzen. 3Die Tarifvertragsparteien verstehen 
 Qualifizierung auch als Teil der Personalentwicklung.

(2) 1Vor diesem Hintergrund stellt Qualifizierung nach 
diesem Tarifvertrag ein Angebot dar. 2Aus ihm kann 
für die Beschäftigten kein individueller Anspruch 
 außer nach Absatz 4 abgeleitet werden. 3Es kann durch 
freiwillige Betriebsvereinbarung wahrgenommen und 

näher ausgestaltet werden. 4Entsprechendes gilt für 
Dienstvereinbarungen im Rahmen der personalver-
tretungsrechtlichen Möglichkeiten. 5Weitergehende 
Mitbestimmungsrechte werden dadurch nicht berührt.

(3) 1Qualifizierungsmaßnahmen sind

 a)  die Fortentwicklung der fachlichen, methodischen 
und sozialen Kompetenzen für die übertragenen 
Tätigkeiten (Erhaltungsqualifizierung),

 b)  der Erwerb zusätzlicher Qualifikationen (Fort- und 
Weiterbildung),

 c)  die Qualifizierung zur Arbeitsplatzsicherung (Qua-
lifizierung für eine andere Tätigkeit; Umschulung) 
und

 d)  die Einarbeitung bei oder nach längerer Abwesen-
heit (Wiedereinstiegsqualifizierung).

  2Die Teilnahme an einer Qualifizierungsmaßnahme 
wird dokumentiert und den Beschäftigten schriftlich 
bestätigt.

(4) 1Beschäftigte haben - auch in den Fällen des Absatzes 3 
Satz 1 Buchstabe d - Anspruch auf ein regelmäßi-
ges Gespräch mit der jeweiligen Führungskraft.  2In 
diesem wird festgestellt, ob und welcher Qualifizie-
rungsbedarf besteht. 3Dieses Gespräch kann auch 
als Gruppengespräch geführt werden. 4Wird nichts 
 anderes geregelt, ist das Gespräch jährlich zu führen.

(5) Zeiten von vereinbarten Qualifizierungsmaßnahmen 
gelten als Arbeitszeit.

(6) 1Die Kosten einer vom Arbeitgeber veranlassten Qua-
lifizierungsmaßnahme - einschließlich Reisekosten 
- werden grundsätzlich vom Arbeitgeber getragen, 
soweit sie nicht von Dritten übernommen werden. 
2Ein möglicher Eigenbeitrag wird in einer Qualifizie-
rungsvereinbarung geregelt. 3Die Betriebsparteien 
sind gehalten, die Grundsätze einer fairen Kostenver-
teilung unter Berücksichtigung des betrieblichen und 
individuellen Nutzens zu regeln. 4Ein Eigenbeitrag der 
Beschäftigten kann in Geld und/oder Zeit erfolgen.

(7) 1Für eine Qualifizierungsmaßnahme nach Absatz 3 
Satz 1 Buchstabe b oder c kann eine Rückzahlungs-
pflicht der Kosten der Qualifizierungsmaßnahme in 
Verbindung mit der Bindung der/des Beschäftigen an 
den Arbeitgeber vereinbart werden. 2Dabei kann die/
der Beschäftigte verpflichtet werden, dem Arbeitgeber 
Aufwendungen oder Teile davon für eine Qualifizie-
rungsmaßnahme zu ersetzen, wenn das Arbeitsver-
hältnis auf Wunsch der/des Beschäftigten endet. 3Dies 
gilt nicht, wenn die/der Beschäftigte nicht innerhalb 
von sechs Monaten entsprechend der erworbenen 
Qualifikation durch die Qualifizierungsmaßnahme 
beschäftigt wird, oder wenn die Beschäftigte wegen 
Schwangerschaft oder Niederkunft gekündigt oder 
einen Auflösungsvertrag geschlossen hat. 4Die Höhe 
des Rückzahlungsbetrages und die Dauer der Bindung 
an den Arbeitgeber müssen in einem angemessenen 
Verhältnis stehen.

(8) Gesetzliche Förderungsmöglichkeiten können in die 
Qualifizierungsplanung einbezogen werden.

(9) Für Beschäftigte mit individuellen Arbeitszeiten  sollen 
Qualifizierungsmaßnahmen so angeboten werden, 
dass ihnen eine gleichberechtigte Teilnahme ermög-
licht wird.
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Abschnitt	II	
Arbeitszeit

§	6	
Regelmäßige	Arbeitszeit	

(1) 1Die durchschnittliche regelmäßige wöchentliche 
 Arbeitszeit ausschließlich der Pausen beträgt

 a) im Tarifgebiet West 38,5 Stunden,

 b) im Tarifgebiet Ost 40 Stunden.

 2Bei Wechselschichtarbeit werden die gesetzlich 
 vorgeschriebenen Pausen in die Arbeitszeit eingerech-
net. 3Die regelmäßige Arbeitszeit kann auf fünf Tage, 
aus dringenden betrieblichen/dienstlichen Gründen 
auch auf sechs Tage verteilt werden.

 Protokollerklärung zu § 6 Absatz 1:

 Die Arbeitszeit beginnt und endet an der Arbeitsstelle.

(2) 1Für die Berechnung des Durchschnitts der regelmä-
ßigen wöchentlichen Arbeitszeit ist ein Zeitraum von 
bis zu einem Jahr zugrunde zu legen. 2Abweichend 
von Satz 1 kann bei Beschäftigten, die ständig Wech-
selschicht- oder Schichtarbeit zu leisten haben, sowie 
für die Durchführung so genannter Sabbatjahrmodelle 
ein längerer Zeitraum zugrunde gelegt werden.

(3) 1Soweit es die betrieblichen/dienstlichen Verhältnisse 
zulassen, wird die/der Beschäftigte am 24. Dezember 
und am 31. Dezember unter Fortzahlung des Tabellen-
entgelts und der sonstigen in Monatsbeträgen festge-
legten Entgeltbestandteile von der Arbeit freigestellt. 
2Kann die Freistellung nach Satz 1 aus betrieblichen/
dienstlichen Gründen nicht erfolgen, ist entsprechen-
der Freizeitausgleich innerhalb von drei Monaten zu 
gewähren. 3Die regelmäßige Arbeitszeit vermindert 
sich für jeden gesetzlichen Feiertag, sowie für den 
24. Dezember und 31. Dezember, sofern sie auf einen 
Werktag fallen, um die dienstplanmäßig ausgefallenen 
Stunden.

 Protokollerklärung zu § 6 Absatz 3 Satz 3:

 Beschäftigten, die wegen des Dienstplans am Feier-
tag frei haben und deshalb ohne diese Regelung nach-
arbeiten müssten.

(4) Aus dringenden betrieblichen/dienstlichen Gründen 
kann auf der Grundlage einer Betriebs-/Dienstverein-
barung im Rahmen des § 7 Absatz 1, 2 und des § 12 
Arbeitszeitgesetz von den Vorschriften des Arbeitszeit-
gesetzes abgewichen werden.

 Protokollerklärung zu § 6 Absatz 4:

 In vollkontinuierlichen Schichtbetrieben kann an 
Sonn- und Feiertagen die tägliche Arbeitszeit auf bis 
zu zwölf Stunden verlängert werden, wenn dadurch 
zusätzliche freie Schichten an Sonn- und Feiertagen 
erreicht werden.

(5) Die Beschäftigten sind im Rahmen begründeter be-
trieblicher/dienstlicher Notwendigkeiten zur Leistung 
von Sonntags-, Feiertags-, Nacht-, Wechselschicht-, 
Schichtarbeit sowie - bei Teilzeitbeschäftigung auf-
grund arbeitsvertraglicher Regelung oder mit ihrer 
Zustimmung - zu Bereitschaftsdienst, Rufbereitschaft, 
Überstunden und Mehrarbeit verpflichtet.

(6) 1Durch Betriebs-/Dienstvereinbarung kann ein 
 wöchentlicher Arbeitszeitkorridor von bis zu 45 Stun-
den eingerichtet werden. 2Die innerhalb eines Arbeits-

zeitkorridors geleisteten zusätzlichen Arbeitsstunden 
werden im Rahmen des nach Absatz 2 Satz 1 fest-
gelegten Zeitraums ausgeglichen.

(7) 1Durch Betriebs-/Dienstvereinbarung kann in der Zeit 
von 6 bis 20 Uhr eine tägliche Rahmenzeit von bis zu 
zwölf Stunden eingeführt werden. 2Die innerhalb der 
täglichen Rahmenzeit geleisteten zusätzlichen Arbeits-
stunden werden im Rahmen des nach Absatz 2 Satz 1 
festgelegten Zeitraums ausgeglichen.

(8) Die Absätze 6 und 7 gelten nur alternativ und nicht bei 
Wechselschicht- und Schichtarbeit.

(9) Für einen Betrieb/eine Verwaltung, in dem/der ein 
Personalvertretungsgesetz Anwendung findet, kann 
eine Regelung nach den Absätzen 4, 6 und 7 in  einem 
landesbezirklichen Tarifvertrag getroffen werden, 
wenn eine Dienstvereinbarung nicht einvernehmlich 
zustande kommt und der Arbeitgeber ein Letztent-
scheidungsrecht hat.

(10) 1In Verwaltungen und Betrieben, in denen auf Grund 
spezieller Aufgaben (zum Beispiel Ausgrabungen, 
Expeditionen, Schifffahrt) oder saisonbedingt erheb-
lich verstärkte Tätigkeiten anfallen, kann für diese 
Tätigkeiten die regelmäßige Arbeitszeit auf bis zu 
60 Stunden in einem Zeitraum von bis zu sieben Tagen 
verlängert werden. 2In diesem Fall muss durch Ver-
kürzung der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit 
bis zum Ende des Ausgleichszeitraums nach Absatz 2 
Satz 1 ein entsprechender Zeitausgleich durchgeführt 
werden. 

(11) 1Bei Dienstreisen gilt nur die Zeit der dienstlichen 
Inanspruchnahme am auswärtigen Geschäftsort als 
Arbeitszeit. 2Für jeden Tag einschließlich der Reise-
tage wird jedoch mindestens die auf ihn entfallende 
regelmäßige, durchschnittliche oder dienstplan mäßige 
Arbeitszeit berücksichtigt, wenn diese bei Nichtbe-
rücksichtigung der Reisezeit nicht erreicht würde. 
3Überschreiten nicht anrechenbare Reise zeiten ins-
gesamt 15 Stunden im Monat, so werden auf Antrag 
25 v. H. dieser überschreitenden Zeiten bei fester 
 Arbeitszeit als Freizeitausgleich gewährt und bei glei-
tender Arbeitszeit im Rahmen der jeweils  geltenden 
Vorschriften auf die Arbeitszeit angerechnet. 4Der 
besonderen Situation von Teilzeitbeschäftigten ist 
Rechnung zu tragen. 5Soweit Einrichtungen in priva-
ter Rechtsform oder andere Arbeitgeber nach eigenen 
Grundsätzen verfahren, sind diese abweichend von 
den Sätzen 1 bis 4 maßgebend.

§	7	
Sonderformen	der	Arbeit

(1) 1Wechselschichtarbeit ist die Arbeit nach einem 
Schichtplan, der einen regelmäßigen Wechsel der täg-
lichen Arbeitszeit in Wechselschichten vorsieht, bei 
denen Beschäftigte durchschnittlich längstens nach 
Ablauf eines Monats erneut zur Nachtschicht heran-
gezogen werden. 2Wechselschichten sind wechselnde 
Arbeitsschichten, in denen ununterbrochen bei Tag 
und Nacht, werktags, sonntags und feiertags gearbei-
tet wird. 3Nachtschichten sind Arbeitsschichten, die 
mindestens zwei Stunden Nachtarbeit umfassen.

(2) Schichtarbeit ist die Arbeit nach einem Schichtplan, 
der einen regelmäßigen Wechsel des Beginns der 
täglichen Arbeitszeit um mindestens zwei Stunden in 
Zeitabschnitten von längstens einem Monat vorsieht, 
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und die innerhalb einer Zeitspanne von mindestens 
13 Stunden geleistet wird.

(3) Bereitschaftsdienst leisten Beschäftigte, die sich 
auf Anordnung des Arbeitgebers außerhalb der 
regel mäßigen Arbeitszeit an einer vom Arbeitgeber 
 bestimmten Stelle aufhalten, um im Bedarfsfall die 
Arbeit auf zunehmen.

(4) 1Rufbereitschaft leisten Beschäftigte, die sich auf An-
ordnung des Arbeitgebers außerhalb der regelmäßigen 
Arbeitszeit an einer dem Arbeitgeber anzuzeigenden 
Stelle aufhalten, um auf Abruf die Arbeit aufzuneh-
men. 2Rufbereitschaft wird nicht dadurch ausgeschlos-
sen, dass Beschäftigte vom Arbeitgeber mit einem 
Mobiltelefon oder einem vergleichbaren technischen 
Hilfsmittel ausgestattet sind.

(5) Nachtarbeit ist die Arbeit zwischen 21 Uhr und 6 Uhr.

(6) Mehrarbeit sind die Arbeitsstunden, die Teilzeit-
beschäftigte über die vereinbarte regelmäßige 
 Arbeitszeit hinaus bis zur regelmäßigen wöchentlichen 
Arbeitszeit von Vollbeschäftigten (§ 6 Absatz 1 Satz 1) 
leisten.

(7) Überstunden sind die auf Anordnung des Arbeitgebers 
geleisteten Arbeitsstunden, die über die im Rahmen 
der regelmäßigen Arbeitszeit von Vollbeschäftigten 
(§ 6 Absatz 1) für die Woche dienstplanmäßig bezie-
hungsweise betriebsüblich festgesetzten Arbeitsstun-
den hinausgehen und nicht bis zum Ende der folgen-
den Kalenderwoche ausgeglichen werden.

(8) Abweichend von Absatz 7 sind nur die Arbeitsstunden 
Überstunden, die

 a)  im Falle der Festlegung eines Arbeitszeitkorridors 
nach § 6 Absatz 6 über 45 Stunden oder über die 
vereinbarte Obergrenze hinaus,

 b)  im Falle der Einführung einer täglichen Rahmen-
zeit nach § 6 Absatz 7 außerhalb der Rahmenzeit,

 c)  im Falle von Wechselschicht- oder Schichtarbeit 
über die im Schichtplan festgelegten täglichen 
Arbeitsstunden einschließlich der im Schichtplan 
vorgesehenen Arbeitsstunden, die bezogen auf die 
regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit im Schicht-
planturnus nicht ausgeglichen werden,

 angeordnet worden sind.

§	8	
Ausgleich	für	Sonderformen	der	Arbeit

(1) 1Beschäftigte erhalten neben dem Entgelt für die 
 tatsächliche Arbeitsleistung Zeitzuschläge. 2Die Zeit-
zuschläge betragen - auch bei Teilzeitbeschäftigten -  
je Stunde

 a) für Überstunden 
 - in den Entgeltgruppen 1 bis 9  30 v. H., 
 - in den Entgeltgruppen 10 bis 15  15 v. H.,

 b) für Nachtarbeit   20 v. H.,

 c) für Sonntagsarbeit 25 v. H.,

 d) bei Feiertagsarbeit 
 - ohne Freizeitausgleich 135 v. H., 
 - mit Freizeitausgleich  35 v. H.,

 e)  für Arbeit am 24. Dezember und 
 am 31. Dezember jeweils ab 6 Uhr  35 v. H.,

 f)  für Arbeit an Samstagen von 
  13 bis 21 Uhr, soweit diese nicht 

im Rahmen von Wechselschicht- 
oder Schichtarbeit anfällt, 20 v. H.

 des auf eine Stunde entfallenden Anteils des Tabellen-
entgelts der Stufe 3 der jeweiligen Entgeltgruppe. 3Beim 
Zusammentreffen von Zeitzuschlägen nach Satz 2 
Buchstabe c bis f wird nur der höchste Zeitzuschlag ge-
zahlt. 4Auf Wunsch der Beschäftigten können,  soweit 
ein Arbeitszeitkonto (§ 10) eingerichtet ist und die be-
trieblichen/dienstlichen Verhältnisse es zulassen, die 
nach Satz 2 zu zahlenden Zeitzuschläge entsprechend 
dem jeweiligen Vomhundertsatz einer Stunde in Zeit 
umgewandelt (faktorisiert) und ausgeglichen werden. 
5Dies gilt entsprechend für Überstunden als solche.

 Protokollerklärung zu § 8 Absatz 1:

 Bei Überstunden richtet sich das Entgelt für die tat-
sächliche Arbeitsleistung nach der jeweiligen Entgelt-
gruppe und der individuellen Stufe, höchstens jedoch 
nach der Stufe 4.

 Protokollerklärung zu § 8 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe d:

 1Der Freizeitausgleich muss im Dienstplan besonders 
ausgewiesen und bezeichnet werden. 2Falls kein Frei-
zeitausgleich gewährt wird, werden als Entgelt ein-
schließlich des Zeitzuschlags und des auf den Feier-
tag entfallenden Tabellenentgelts höchstens 235 v. H. 
gezahlt.

(2) 1Überstunden sind grundsätzlich durch entsprechende 
Freizeit auszugleichen; für die Zeit des Freizeitaus-
gleichs werden das Tabellenentgelt sowie die sonsti-
gen, in Monatsbeträgen festgelegten Entgeltbestand-
teile weitergezahlt. 2Sofern kein Arbeitszeitkonto nach 
§ 10 eingerichtet ist, oder wenn ein solches besteht, 
die/der Beschäftigte jedoch keine Faktorisierung nach 
Absatz 1 geltend macht, erhält die/der Beschäftigte für 
Überstunden (§ 7 Absatz 7), die nicht bis zum Ende 
des dritten Kalendermonats - möglichst aber schon bis 
zum Ende des nächsten Kalendermonats - nach  deren 
 Entstehen mit Freizeit ausgeglichen worden sind, 
je Stunde 100 v. H. des auf die Stunde entfallenden 
 Anteils des Tabellenentgelts der jeweiligen Entgelt-
gruppe und Stufe, höchstens jedoch nach der Stufe 4. 
3Der Anspruch auf den Zeitzuschlag für Überstunden 
nach Absatz 1 besteht unabhängig von einem Freizeit-
ausgleich.

(3) (unbesetzt)

(4) Für Arbeitsstunden, die keine Überstunden sind und 
die aus betrieblichen/dienstlichen Gründen nicht in-
nerhalb des nach § 6 Absatz 2 Satz 1 oder 2 festgeleg-
ten Zeitraums mit Freizeit ausgeglichen werden, erhält 
die/der Beschäftigte je Stunde 100 v. H. des auf eine 
Stunde entfallenden Anteils des Tabellenentgelts der 
jeweiligen Entgeltgruppe und Stufe.

 Protokollerklärung zu § 8 Absatz 4:

 Mit dem Begriff „Arbeitsstunden“ sind nicht die Stun-
den gemeint, die im Rahmen von Gleitzeitregelungen 
im Sinne der Protokollerklärung zu Abschnitt II anfal-
len, es sei denn, sie sind angeordnet worden.

(5) 1Für die Rufbereitschaft wird eine tägliche Pauschale 
je Entgeltgruppe gezahlt. 2Für eine Rufbereitschaft 
von mindestens zwölf Stunden wird für die Tage Mon-
tag bis Freitag das Zweifache, für Samstag, Sonntag 
sowie für Feiertage das Vierfache des tariflichen Stun-
denentgelts nach Maßgabe der Entgelttabelle gezahlt. 
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3Maßgebend für die Bemessung der Pauschale nach 
Satz 2 ist der Tag, an dem die Rufbereitschaft beginnt. 
4Für Rufbereitschaften von weniger als zwölf Stunden 
werden für jede angefangene Stunde 12,5 v. H. des 
tariflichen Stundenentgelts nach der Entgelttabelle 
gezahlt. 5Die Zeit jeder einzelnen Inanspruchnahme 
innerhalb der Rufbereitschaft mit einem Einsatz außer-
halb des Aufenthaltsorts im Sinne des § 7 Absatz 4 ein-
schließlich der hierfür erforderlichen Wegezeiten wird 
auf eine volle Stunde gerundet und mit dem Entgelt 
für Überstunden sowie etwaiger Zeitzuschläge nach 
Absatz 1 bezahlt. 6Wird die Arbeitsleistung innerhalb 
der Rufbereitschaft am Aufenthaltsort im Sinne des § 7 
Absatz 4 telefonisch (zum Beispiel in Form einer Aus-
kunft) oder mittels technischer Einrichtungen erbracht, 
wird abweichend von Satz 5 die Summe dieser Arbeits-
leistungen am Ende des  Rufbereitschaftsdienstes auf 
die nächsten vollen 30 oder 60 Minuten gerundet und 
mit dem Entgelt für Überstunden sowie etwaiger Zeit-
zuschläge nach  Absatz 1 bezahlt; dauert der Rufbereit-
schaftsdienst länger als 24 Stunden (zum Beispiel an 
Wochenenden), erfolgt die Aufrundung nach jeweils 
24 Stunden. 7Absatz 1 Satz 4 gilt entsprechend, soweit 
die Buchung auf das Arbeitszeitkonto nach § 10 Absatz 3 
Satz 2 zulässig ist. 8Für die Zeit der Rufbereitschaft 
werden Zeitzuschläge nicht gezahlt.

 Protokollerklärung zu § 8 Absatz 5:

  Ermittlung der Tage einer Rufbereitschaft, für die eine 
Pauschale gezahlt wird, ist auf den Tag des Beginns 
der Rufbereitschaft abzustellen.

(6) 1Das Entgelt für Bereitschaftsdienst wird durch be-
sonderen Tarifvertrag geregelt. 2Bis zum Inkrafttreten 
 einer Regelung nach Satz 1 gelten die in dem jeweili-
gen Betrieb/der jeweiligen Verwaltung/Dienststelle am 
31. Dezember 2007 jeweils geltenden Bestimmungen 
fort. 3Das Bereitschaftsdienstentgelt kann, soweit ein 
Arbeitszeitkonto (§ 10) eingerichtet ist und die betrieb-
lichen/dienstlichen Verhältnisse es zulassen (Absatz 1 
Satz 4), im Einvernehmen mit der/dem Beschäftigten 
im Verhältnis 1:1 in Freizeit (faktorisiert) abgegolten 
werden. 4Weitere Faktorisierungsregelungen können 
in einer einvernehmlichen Dienst- oder Betriebs-
vereinbarung getroffen werden.

 Protokollerklärung zu § 8 Absatz 6:

 Unabhängig von den Vorgaben des Absatzes 6 kann 
der Arbeitgeber einen Freizeitausgleich anordnen, 
wenn dies zur Einhaltung der Vorschriften des 
 Arbeitszeitgesetzes erforderlich ist.

(7) 1Beschäftigte, die ständig Wechselschichtarbeit leis-
ten, erhalten eine Wechselschichtzulage von 105 Euro 
monatlich. 2Beschäftigte, die nicht ständig Wechsel-
schichtarbeit leisten, erhalten eine Wechselschicht-
zulage von 0,63 Euro pro Stunde.

(8) 1Beschäftigte, die ständig Schichtarbeit leisten, 
 erhalten eine Schichtzulage von 40 Euro monatlich. 
2Beschäftigte, die nicht ständig Schichtarbeit leisten, 
erhalten eine Schichtzulage von 0,24 Euro pro Stunde.

§	9	
Bereitschaftszeiten

(1) 1Bereitschaftszeiten sind die Zeiten, in denen sich die/
der Beschäftigte am Arbeitsplatz oder einer anderen 
vom Arbeitgeber bestimmten Stelle zur Verfügung 

 halten muss, um im Bedarfsfall die Arbeit selbststän-
dig, gegebenenfalls auch auf Anordnung, aufzuneh-
men; in ihnen überwiegen die Zeiten ohne Arbeitsleis-
tung. 2Für Beschäftigte, in deren Tätigkeit regelmäßig 
und in nicht unerheblichem Umfang Bereitschaftszei-
ten fallen, gelten folgende Regelungen:

 a)  Bereitschaftszeiten werden zur Hälfte als tarifliche 
Arbeitszeit gewertet (faktorisiert).

 b)  Sie werden innerhalb von Beginn und Ende der 
 regelmäßigen täglichen Arbeitszeit nicht gesondert 
ausgewiesen.

 c)  Die Summe aus den faktorisierten Bereitschafts-
zeiten und der Vollarbeitszeit darf die Arbeitszeit 
nach § 6 Absatz 1 nicht überschreiten.

 d)  Die Summe aus Vollarbeits- und Bereitschaftszeiten 
darf durchschnittlich 48 Stunden wöchentlich nicht 
überschreiten.

 3Ferner ist Voraussetzung, dass eine nicht nur vorü-
bergehend angelegte Organisationsmaßnahme be-
steht, bei der regelmäßig und in nicht unerheblichem 
 Umfang Bereitschaftszeiten anfallen.

(2) 1Die Anwendung des Absatzes 1 bedarf im Geltungs-
bereich eines Personalvertretungsgesetzes einer ein-
vernehmlichen Dienstvereinbarung. 2§ 6 Absatz 9 gilt 
entsprechend.

 Protokollerklärung zu § 9 Absatz 1 und 2:

 Diese Regelung gilt nicht für Wechselschicht- und 
Schichtarbeit.

§	10	
Arbeitszeitkonto

(1) 1Durch Betriebs-/Dienstvereinbarung kann ein Ar-
beitszeitkonto eingerichtet werden. 2Für einen Betrieb/
eine Verwaltung, in dem/der ein Personalvertretungs-
gesetz Anwendung findet, kann eine Regelung nach 
Satz 1 auch in einem landesbezirklichen Tarifvertrag 
getroffen werden, wenn eine Dienstvereinbarung nicht 
einvernehmlich zustande kommt und der Arbeitgeber 
ein Letztentscheidungsrecht hat. 3Soweit ein Arbeits-
zeitkorridor (§ 6 Absatz 6) oder eine Rahmenzeit (§ 6 
Absatz 7) vereinbart wird, ist ein Arbeitszeitkonto ein-
zurichten.

(2) 1In der Betriebs-/Dienstvereinbarung wird festgelegt, 
ob das Arbeitszeitkonto im ganzen Betrieb/in der gan-
zen Verwaltung oder Teilen davon eingerichtet wird. 
2Alle Beschäftigten der Betriebs-/Verwaltungsteile, für 
die ein Arbeitszeitkonto eingerichtet wird, werden von 
den Regelungen des Arbeitszeitkontos erfasst.

(3) 1Auf das Arbeitszeitkonto können Zeiten, die bei 
 Anwendung des nach § 6 Absatz 2 festgelegten Zeit-
raums als Zeitguthaben oder als Zeitschuld bestehen 
bleiben, nicht durch Freizeit ausgeglichene Zeiten 
nach § 8 Absatz 1 Satz 5 und Absatz 4 sowie in Zeit 
umgewandelte Zuschläge nach § 8 Absatz 1 Satz 4 
gebucht werden. 2Weitere Kontingente (zum Beispiel 
Rufbereitschafts-/Bereitschaftsdienstentgelte) können 
durch Betriebs-/Dienstvereinbarung zur Buchung frei-
gegeben werden. 3Die/Der Beschäftigte entscheidet für 
einen in der Betriebs-/Dienstvereinbarung festgeleg-
ten Zeitraum, welche der in Satz 1 beziehungsweise 
Satz 2 genannten Zeiten auf das Arbeitszeitkonto ge-
bucht werden.
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(4) Im Falle einer unverzüglich angezeigten und durch 
ärztliches Attest nachgewiesenen Arbeitsunfähigkeit 
während eines Zeitausgleichs vom Arbeitszeitkonto 
(Zeiten nach Absatz 3 Satz 1 und 2) tritt eine Minde-
rung des Zeitguthabens nicht ein.

(5) In der Betriebs-/Dienstvereinbarung sind insbesondere 
folgende Regelungen zu treffen:

 a)  Die höchstmögliche Zeitschuld (bis zu 40 Stun-
den) und das höchstzulässige Zeitguthaben (bis zu 
einem Vielfachen von 40 Stunden), die innerhalb 
eines bestimmten Zeitraums anfallen dürfen;

 b)  Fristen für das Abbuchen von Zeitguthaben oder 
für den Abbau von Zeitschulden durch die/den 
 Beschäftigten;

 c)  die Berechtigung, das Abbuchen von Zeitguthaben 
zu bestimmten Zeiten (zum Beispiel an so genann-
ten Brückentagen) vorzusehen;

 d)  die Folgen, wenn der Arbeitgeber einen bereits 
 genehmigten Freizeitausgleich kurzfristig wider-
ruft.

(6) 1Der Arbeitgeber kann mit der/dem Beschäftigten die 
Einrichtung eines Langzeitkontos vereinbaren. 2In 
diesem Fall ist der Betriebs-/Personalrat zu beteiligen 
und - bei Insolvenzfähigkeit des Arbeitgebers - eine 
Regelung zur Insolvenzsicherung zu treffen.

§	11	
Teilzeitbeschäftigung

(1) 1Mit Beschäftigten soll auf Antrag eine geringere 
als die vertraglich festgelegte Arbeitszeit vereinbart 
 werden, wenn sie

 a) mindestens ein Kind unter 18 Jahren oder

 b)  einen nach ärztlichem Gutachten pflegebedürftigen 
sonstigen Angehörigen

 tatsächlich betreuen oder pflegen und dringende 
dienstliche beziehungsweise betriebliche Belange 
nicht entgegenstehen.

 2Die Teilzeitbeschäftigung nach Satz 1 ist auf Antrag 
auf bis zu fünf Jahre zu befristen. 3Sie kann verlän-
gert werden; der Antrag ist spätestens sechs Monate 
vor Ablauf der vereinbarten Teilzeitbeschäftigung zu 
stellen. 4Bei der Gestaltung der Arbeitszeit hat der 
 Arbeitgeber im Rahmen der dienstlichen beziehungs-
weise betrieblichen Möglichkeiten der besonderen 
persönlichen Situation der/des Beschäftigten nach 
Satz 1 Rechnung zu tragen.

(2) Beschäftigte, die in anderen als den in Absatz 1 
 genannten Fällen eine Teilzeitbeschäftigung verein-
baren wollen, können von ihrem Arbeitgeber verlan-
gen, dass er mit ihnen die Möglichkeit einer Teil-
zeitbeschäftigung mit dem Ziel erörtert, zu einer 
entsprechenden Vereinbarung zu gelangen.

(3) Ist mit früher Vollbeschäftigten auf ihren Wunsch eine 
nicht befristete Teilzeitbeschäftigung vereinbart wor-
den, sollen sie bei späterer Besetzung eines Vollzeit-
arbeitsplatzes bei gleicher Eignung im Rahmen der 
dienstlichen beziehungsweise betrieblichen Möglich-
keiten bevorzugt berücksichtigt werden.

 Protokollerklärung zu Abschnitt II:

 1Gleitzeitregelungen sind unter Wahrung der jeweils 
geltenden Mitbestimmungsrechte unabhängig von 
den Vorgaben zu Arbeitszeitkorridor und Rahmenzeit  

(§ 6 Absatz 6 und 7) möglich; dies gilt nicht bei Schicht- 
und Wechselschichtarbeit. 2In den Gleitzeitregelungen 
kann auf Vereinbarungen nach § 10 verzichtet wer-
den. 3Sie dürfen keine Regelungen nach § 6 Absatz 4 
 enthalten. 4Bei Inkrafttreten dieses Tarifvertrages 
 bestehende Gleitzeitregelungen bleiben unberührt.

Abschnitt	III	
Eingruppierung,	Entgelt	und	sonstige	Leistungen

§	12	
Eingruppierung

(1) 1Die Eingruppierung der/des Beschäftigten richtet 
sich nach den Tätigkeitsmerkmalen der Entgeltord-
nung Forst (Anlage A). 2Die/Der Beschäftigte erhält 
Entgelt nach der Entgeltgruppe, in der sie/er eingrup-
piert ist. 3Die/Der Beschäftigte ist in der Entgeltgruppe 
 eingruppiert, deren Tätigkeitsmerkmale die von ihr/
ihm nicht nur vorübergehend auszuübende Tätigkeit 
mit mindestens der Hälfte ihrer/seiner durchschnitt-
lichen Arbeitszeit entspricht. 4Ist in einem Tätigkeits-
merkmal als Anforderung eine Voraussetzung in der 
Person der/des Beschäftigten bestimmt, muss auch 
diese Anforderung erfüllt sein.

(2) Die Entgeltgruppe der/des Beschäftigten ist im 
 Arbeitsvertrag anzugeben.

§	13	
Eingruppierung	in	besonderen	Fällen

(unbesetzt)

§	14	
Vorarbeiterzuschlag

(1) 1Vorarbeiter ist der Beschäftigte, der für ein bestimm-
tes Arbeitsvorhaben durch ausdrückliche Anordnung 
als solcher für eine Gruppe von Beschäftigten bestellt 
ist. 2Die Gruppe muss mindestens aus zwei Beschäf-
tigten einschließlich des Vorarbeiters bestehen. 3Der 
Vorarbeiter ist zur Mitarbeit verpflichtet. 4Er ist Auf-
sichtsführender im Sinne der Unfallverhütungsvor-
schriften.

(2) 1Der Vorarbeiter erhält je bezahlter Arbeitsstunde 
 einen Zuschlag von 5 v. H. 2Bemessungsgrundlage ist 
der Anteil des Tabellenentgeltes der Stufe 2 der für 
den Beschäftigten gültigen Entgeltgruppe, der auf eine 
Stunde entfällt.

(3) Neben dem Tabellenentgelt für Tätigkeiten, die nach 
Entgeltgruppe 8 zu bewerten sind, wird der Vorarbei-
terzuschlag nicht gezahlt.

 Protokollerklärung zu § 14 Absatz 1:

 1Vorarbeiter ist auch der Beschäftigte, der durch aus-
drückliche Anordnung bei teilautonomer Gruppenar-
beit ständig für eine Gruppe von Beschäftigten bestellt 
ist. 2Bei teilautonomer Gruppenarbeit muss die Gruppe 
aus mindestens drei Beschäftigten einschließlich des 
Vorarbeiters bestehen.

§	15	
Tabellenentgelt

(1) 1Die/Der Beschäftigte erhält monatlich ein Tabellen-
entgelt. 2Die Höhe bestimmt sich nach der Entgelt-
gruppe, in die sie/er eingruppiert ist, und nach der für 
sie/ihn geltenden Stufe.
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(2) Die Höhe der Tabellenentgelte ist in Anlage B festge-
legt.

(3) 1Im Rahmen von landesbezirklichen Regelungen 
können für an- und ungelernte Tätigkeiten in von 
Outsourcing und/oder Privatisierung bedrohten Be-
reichen in den Entgeltgruppen 1 bis 4 Abweichungen 
von der Entgelttabelle bis zu einer dort vereinbarten 
Untergrenze vorgenommen werden. 2Die Untergren-
ze muss im Rahmen der Spannbreite des Entgelts der 
Entgeltgruppe 1 liegen. 3Die Umsetzung erfolgt durch 
Anwendungsvereinbarung.

§	16	
Stufen	der	Entgelttabelle

(1) Die Entgeltgruppen 2 bis 8 umfassen sechs Stufen.

(2) 1Bei der Einstellung werden die Beschäftigten der 
Stufe 1 zugeordnet, sofern keine einschlägige Berufs-
erfahrung vorliegt. 2Verfügen Beschäftigte über eine 
einschlägige Berufserfahrung von mindestens einem 
Jahr aus einem vorherigen befristeten oder unbefriste-
ten Arbeitsverhältnis zum selben Arbeitgeber, erfolgt 
die Stufenzuordnung unter Anrechnung der Zeiten der 
einschlägigen Berufserfahrung aus diesem vorherigen 
Arbeitsverhältnis. 3Ist die einschlägige Berufserfah-
rung von mindestens einem Jahr in einem Arbeits-
verhältnis zu einem anderen Arbeitgeber erworben 
worden, erfolgt die Einstellung in die Stufe 2, bezie-
hungsweise - bei Einstellung nach dem 31. Januar 2010 
und Vorliegen einer einschlägigen Berufserfahrung 
von mindestens drei Jahren - in Stufe 3. 4Unabhängig 
davon kann der Arbeitgeber bei Neueinstellungen zur 
Deckung des Personalbedarfs Zeiten einer vorherigen 
beruflichen Tätigkeit ganz oder teilweise für die Stu-
fenzuordnung berücksichtigen, wenn diese Tätigkeit 
für die vorgesehene Tätigkeit förderlich ist.

 Protokollerklärungen zu § 16 Absatz 2:

 1.  Einschlägige Berufserfahrung ist eine berufliche 
Erfahrung in der übertragenen oder einer auf die 
Aufgabe bezogenen entsprechenden Tätigkeit.

 2.  Ein vorheriges Arbeitsverhältnis im Sinne des Sat-
zes 2 besteht, wenn zwischen dem Ende des vorhe-
rigen und dem Beginn des neuen Arbeitsverhält-
nisses ein Zeitraum von längstens sechs Monaten 
liegt.

(2a) Der Arbeitgeber kann bei Einstellung von Beschäftig-
ten im unmittelbaren Anschluss an ein Arbeitsverhält-
nis im öffentlichen Dienst (§ 34 Absatz 3 Satz 3 und 4) 
die beim vorherigen Arbeitgeber nach den Regelungen 
des TV-Forst, des TVÜ-Forst oder eines vergleichbaren 
Tarifvertrages erworbene Stufe bei der Stufenzuord-
nung ganz oder teilweise berücksichtigen; Absatz 2 
Satz 4 bleibt unberührt.

(3) Die Beschäftigten erreichen die jeweils nächste Stufe 
- von Stufe 3 an in Abhängigkeit von ihrer Leistung 
gemäß § 17 Absatz 2 - nach folgenden Zeiten einer 
ununterbrochenen Tätigkeit innerhalb derselben Ent-
geltgruppe bei ihrem Arbeitgeber (Stufenlaufzeit):

 - Stufe 2 nach einem Jahr in Stufe 1,

 - Stufe 3 nach zwei Jahren in Stufe 2,

 - Stufe 4 nach drei Jahren in Stufe 3,

 - Stufe 5 nach vier Jahren in Stufe 4 und 

 - Stufe 6 nach fünf Jahren in Stufe 5.

(4) 1Die Entgeltgruppe 1 umfasst fünf Stufen. 2Einstellun-
gen erfolgen zwingend in der Stufe 2 (Eingangsstufe). 
3Die jeweils nächste Stufe wird nach vier Jahren in der 
vorangegangenen Stufe erreicht; § 17 Absatz 2 bleibt 
unberührt.

(5) 1Zur regionalen Differenzierung, zur Deckung des 
Personalbedarfs, zur Bindung von qualifizierten 
Fachkräften oder zum Ausgleich höherer Lebenshal-
tungskosten kann Beschäftigten abweichend von der 
tarifvertraglichen Einstufung ein bis zu zwei Stufen 
höheres Entgelt ganz oder teilweise vorweg gewährt 
werden. 2Beschäftigte mit einem Entgelt der Endstufe 
können bis zu 20 v. H. der Stufe 2 zusätzlich erhalten. 
3Die Zulage kann befristet werden. 4Sie ist auch als 
befristete Zulage widerruflich.

§	17	
Allgemeine	Regelungen	zu	den	Stufen

(1) Die Beschäftigten erhalten das Tabellenentgelt nach 
der neuen Stufe vom Beginn des Monats an, in dem 
die nächste Stufe erreicht wird.

(2) 1Bei Leistungen der Beschäftigten, die erheblich über 
dem Durchschnitt liegen, kann die erforderliche Zeit 
für das Erreichen der Stufen 4 bis 6 jeweils verkürzt 
werden. 2Bei Leistungen, die erheblich unter dem 
Durchschnitt liegen, kann die erforderliche Zeit für 
das Erreichen der Stufen 4 bis 6 jeweils verlängert 
werden. 3Bei einer Verlängerung der Stufenlaufzeit 
hat der Arbeitgeber jährlich zu prüfen, ob die Voraus-
setzungen für die Verlängerung noch vorliegen. 4Für 
die Beratung von schriftlich begründeten Beschwer-
den von Beschäftigten gegen eine Verlängerung nach 
Satz 2 beziehungsweise 3 ist eine betriebliche Kom-
mission zuständig. 5Die Mitglieder der betrieblichen 
Kommission werden je zur Hälfte vom Arbeitgeber und 
vom Betriebs-/Personalrat benannt; sie müssen dem 
Betrieb/der Dienststelle angehören. 6Der Arbeitgeber 
entscheidet auf Vorschlag der Kommission darüber, ob 
und in welchem Umfang der Beschwerde abgeholfen 
werden soll.

 Protokollerklärung zu § 17 Absatz 2:

 Die Instrumente des § 17 Absatz 2 unterstützen die 
Anliegen der Personalentwicklung.

 Protokollerklärung zu § 17 Absatz 2 Satz 2:

 Bei Leistungsminderungen, die auf einem anerkann-
ten Arbeitsunfall oder einer Berufskrankheit gemäß 
§§ 8 und 9 SGB VII beruhen, ist diese Ursache in ge-
eigneter Weise zu berücksichtigen.

 Protokollerklärung zu § 17 Absatz 2 Satz 6:

 Die Mitwirkung der Kommission erfasst nicht die Ent-
scheidung über die leistungsbezogene Stufenzuord-
nung.

(3) 1Den Zeiten einer ununterbrochenen Tätigkeit im Sin-
ne des § 16 Absatz 3 Satz 1 stehen gleich:

 a)  Schutzfristen nach dem Mutterschutzgesetz,

 b)  Zeiten einer Arbeitsunfähigkeit nach § 22 bis zu 39 
Wochen,

 c)  Zeiten eines bezahlten Urlaubs,

 d)  Zeiten eines Sonderurlaubs, bei denen der Arbeit-
geber vor dem Antritt schriftlich ein dienstliches 
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beziehungsweise betriebliches Interesse anerkannt 
hat,

 e)  Zeiten einer sonstigen Unterbrechung von weniger 
als einem Monat im Kalenderjahr,

 f)  Zeiten der vorübergehenden Übertragung einer 
höherwertigen Tätigkeit.

 2Zeiten der Unterbrechung bis zu einer Dauer von je-
weils drei Jahren, die nicht von Satz 1 erfasst werden, 
und Elternzeit sowie Zeiten einer Unterbrechung bei 
Beschäftigten, die für eine jahreszeitlich begrenzte 
regelmäßig wiederkehrende Tätigkeit in einem Be-
schäftigungsverhältnis stehen (Saisonbeschäftigte), 
sind unschädlich; sie werden aber nicht auf die Stu-
fenlaufzeit angerechnet.

 3Bei einer Unterbrechung von mehr als drei Jahren 
erfolgt eine Zuordnung zu der Stufe, die der vor der 
Unterbrechung erreichten Stufe vorangeht, jedoch 
nicht niedriger als bei einer Neueinstellung; die Stu-
fenlaufzeit beginnt mit dem Tag der Arbeitsaufnah-
me. 4Zeiten, in denen Beschäftigte mit einer kürzeren 
als der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit eines 
entsprechenden Vollbeschäftigten beschäftigt waren, 
werden voll angerechnet.

(4) 1Bei Eingruppierung in eine höhere Entgeltgruppe 
werden die Beschäftigten derjenigen Stufe zugeord-
net, in der sie mindestens ihr bisheriges Tabellen-
entgelt erhalten, mindestens jedoch der Stufe 2; bei 
Eingruppierung über mehr als eine Entgeltgruppe 
wird die Zuordnung zu den Stufen so vorgenommen, 
als ob faktisch eine Eingruppierung in jede der ein-
zelnen Entgeltgruppen stattgefunden hätte. 2Beträgt 
der Unterschiedsbetrag zwischen dem derzeitigen 
Tabellenentgelt und dem Tabellenentgelt nach Satz 1 
weniger als 25 Euro in den Entgeltgruppen 2 bis 8 
beziehungsweise weniger als 50 Euro in den Entgelt-
gruppen 9 bis 15, so erhält die/der Beschäftigte wäh-
rend der betreffenden Stufenlaufzeit anstelle des Un-
terschiedsbetrags einen Garantiebetrag von monatlich 
25 Euro (Entgeltgruppen 2 bis 8) beziehungsweise 50 
Euro (Entgeltgruppen 9 bis 15). 3Die Stufenlaufzeit in 
der höheren Entgeltgruppe beginnt mit dem Tag der 
Höhergruppierung. 4Bei einer Eingruppierung in eine 
niedrigere Entgeltgruppe ist die/der Beschäftige der 
in der höheren Entgeltgruppe erreichten Stufe zuzu-
ordnen. 5Die/Der Beschäftigte erhält vom Beginn des 
Monats an, in dem die Veränderung wirksam wird, das 
entsprechende Tabellenentgelt aus der in Satz 1 oder 
Satz 4 festgelegten Stufe der betreffenden Entgeltgrup-
pe, gegebenenfalls einschließlich des Garantiebetrags.

 Protokollerklärung zu § 17 Absatz 4 Satz 2:

 1Die Garantiebeträge nehmen an allgemeinen Entgel-
tanpassungen teil. 2Sie betragen 

 a) in den Entgeltgruppen 2 bis 8 

  - 31,34 Euro ab 1. Januar 2017,

  - 32,08 Euro ab 1. Januar 2018,

 b) in den Entgeltgruppen 9 bis 15 

  - 62,66 Euro ab 1. Januar 2017,

  - 64,13 Euro ab 1. Januar 2018.

 - Fassung des § 18 bis zum 31. Dezember 2015 -

§	18	
Leistungsentgelt

(1) 1Ab dem 1. Januar 2009 wird ein Leistungsentgelt zu-
sätzlich zum Tabellenentgelt eingeführt. 2Das Leis-
tungsentgelt soll dazu beitragen, die Effizienz der 
forstwirtschaftlichen Verwaltungen, Einrichtungen 
und Betriebe zu stärken und die Dienstleistungen zu 
verbessern. 3Zugleich sollen Motivation und Eigenver-
antwortung der Beschäftigten gestärkt werden.

(2) 1Die vereinbarte Zielgröße ist 8 v. H. 2Bis zu einer 
 anderen Vereinbarung wird ein Gesamtvolumen von 
1,5 v. H. der ständigen Monatsentgelte für das Leis-
tungsentgelt zur Verfügung gestellt. 3In den Ländern 
Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen beträgt 
das Leistungsentgelt abweichend von Satz 2 2,5 v. H. 
4Bemessungsgrundlage ist die Summe der ständigen 
Monatsentgelte des Vorjahres aller Beschäftigten des 
jeweiligen Arbeitgebers, die unter diesen Tarifvertrag 
fallen. 5Es besteht die Verpflichtung, die Leistungsent-
gelte jährlich auszuzahlen. 

 Protokollerklärung zu § 18 Absatz 2:

 1Ständige Monatsentgelte sind insbesondere das 
 Tabellenentgelt (ohne Sozialversicherungsbeiträge 
des Arbeitgebers und dessen Kosten für die betrieb-
liche Altersvorsorge), die in Monatsbeträgen festge-
legten Zulagen einschließlich Besitzstandszulagen 
sowie Entgelt im Krankheitsfall (§ 22) und bei Urlaub, 
soweit diese Entgelte in dem betreffenden Kalender-
jahr ausgezahlt worden sind. 2Nicht einbezogen sind 
dagegen insbesondere Abfindungen, Aufwandsent-
schädigungen (zum Beispiel Fahrzeugentschädigung, 
Motorsägenentschädigung), Einmalzahlungen, Jah-
ressonderzahlungen, Leistungsentgelte, Strukturaus-
gleiche, unständige Entgeltbestandteile und Entgelte 
der außertariflichen Beschäftigten. 

(3) 1Das Leistungsentgelt wird zusätzlich zum Tabellen-
entgelt als Leistungsprämie gewährt. 2Die Leistungs-
prämie ist in der Regel eine einmalige Zahlung, die 
im Allgemeinen auf der Grundlage einer Zielverein-
barung oder einer systematischen Leistungs bewertung 
erfolgt. 3Sie kann auch in zeitlicher Abfolge gezahlt 
werden. 4Leistungsentgelte können auch auf der 
Grundlage der Leistung von Gruppen von Beschäf-
tigten (zum Beispiel bei teilautonomer Gruppenarbeit) 
 gewährt werden. 5Leistungsentgelt muss grundsätz-
lich allen Beschäftigten zugänglich sein. 6Für Teil-
zeitbeschäftigte kann von § 24 Absatz 2 abgewichen 
werden.

(4) 1Die Feststellung oder Bewertung von Leistungen ge-
schieht durch das Vergleichen von Zielerreichungen 
mit den in der Zielvereinbarung angestrebten Zielen 
oder über eine systematische Leistungsbewertung. 
2Zielvereinbarung ist eine freiwillige Abrede zwischen 
der Führungskraft und einzelnen Beschäftigten oder 
Beschäftigtengruppen über objektivierbare Leistungs-
ziele und die Bedingungen ihrer Erfüllung. 3Leis-
tungsbewertung ist die Feststellung der erbrachten 
Leistung nach möglichst messbaren oder anderweitig 
objektivierbaren Kriterien oder durch aufgabenbezo-
gene Bewertung.

(5) 1Das jeweilige System der leistungsbezogenen 
 Bezahlung wird in einer Dienstvereinbarung oder 
Betriebsvereinbarung festgelegt. 2Die individuellen 
Leistungsziele von Beschäftigten beziehungsweise 
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 Beschäftigtengruppen müssen beeinflussbar und in 
der regelmäßigen Arbeitszeit erreichbar sein. 3Die 
Ausgestaltung geschieht durch einvernehmliche 
Dienstvereinbarung oder Betriebsvereinbarung, in 
der insbesondere geregelt werden:

 -  Verfahren der Einführung von leistungsorientierten 
Entgelten,

 -  zulässige Kriterien für Zielvereinbarungen,

 -  Ziele zur Sicherung und Verbesserung der Effektivi-
tät und Effizienz, insbesondere für Mehrwertsteige-
rungen (zum Beispiel Verbesserung der Wirtschaft-
lichkeit), Steigerung der Produktivität, Verbesserung 
der Arbeitssicherheit sowie Verbesserung der Ar-
beits- und Dienstleistungsqualität (zum Beispiel 
Kundenorientierung),

 -  Methoden sowie Kriterien der systematischen 
Leistungsbewertung und der aufgabenbezogenen 
Bewertung (messbar, zählbar oder anderweitig 
objektivierbar), gegebenenfalls differenziert nach 
 Arbeitsbereichen, u. U. Zielerreichungsgrade,

 -  Anpassung von Zielvereinbarungen bei wesent-
lichen Änderungen von Geschäftsgrundlagen,

 -  Vereinbarung von Verteilungsgrundsätzen,

 -  Überprüfung und Verteilung des zur Verfügung 
 stehenden Finanzvolumens, gegebenenfalls Begren-
zung individueller Leistungsentgelte aus umgewid-
metem Entgelt,

 -  Dokumentation und Umgang mit Auswertungen 
über Leistungsbewertungen.

(6) 1Nähere Regelungen zum Leistungsentgelt können 
auch in einem landesbezirklichen Tarifvertrag ver-
einbart werden. 2In einem solchen Tarifvertrag kann 
von den Regelungen dieses Paragrafen abgewichen 
 werden. 3Dabei sollen Regelungen entsprechend 
 Absatz 5 Satz 3 vorgesehen werden.

(7) Die ausgezahlten Leistungsentgelte sind zusatzversor-
gungspflichtiges Entgelt.

Protokollerklärungen zu § 18:

1. 1Eine Nichterfüllung der Voraussetzungen für die Ge-
währung eines Leistungsentgelts darf für sich genom-
men keine arbeitsrechtlichen Maßnahmen auslösen. 
2Umgekehrt sind arbeitsrechtliche Maßnahmen nicht 
durch Teilnahme an einer Zielvereinbarung bezie-
hungsweise durch Gewährung eines Leistungsentgelts 
ausgeschlossen.

2. 1Leistungsgeminderte dürfen nicht grundsätzlich 
aus Leistungsentgelten ausgenommen werden. 2Ihre 
 jeweiligen Leistungsminderungen sollen angemessen 
berücksichtigt werden.

3. 1Kommt bis zum 30. September 2009 keine Regelung 
nach Absatz 5 oder Absatz 6 zustande, erhalten die 
Beschäftigten vorbehaltlich der Protokollerklärung 
Nr. 4 mit dem Tabellenentgelt des Monats Dezem-
ber 2009 9 v. H., in den Fällen des Absatzes 2 Satz 3 
15 v. H. des für den Monat September jeweils zuste-
henden Tabellenentgelts. 2Das Leistungsentgelt erhöht 
sich im Jahr 2010 um den Restbetrag des Gesamt-
volumens. 3Solange auch in den Folgejahren keine 
Regelung entsprechend Satz 1 zustande kommt, gelten 
die Sätze 1 und 2 entsprechend. 

4. 1Solange eine Regelung nach Absatz 5 oder Absatz 6 
nicht zustande kommt, kann der Arbeitgeber in den 
Fällen des Absatzes 2 Satz 2 auch wie folgt verfah-
ren: 2Die Beschäftigten erhalten mit dem Tabellenent-
gelt des Monats Dezember ab dem Jahr 2009 18 v. H. 
des Tabellenentgelts ausgezahlt, das für den Monat 
 September desselben Jahres zusteht.

Übergangsvorschrift zu § 18: 

In den Ländern Sachsen-Anhalt und Thüringen werden 
bestehende Restguthaben nach Nr. 3 der Protokoller-
klärungen zu § 18 mit dem Tabellenentgelt des Monats 
 Dezember 2015 ausgezahlt.

- Fassung des § 18 ab 1. Januar 2016 - 

§	18	
Leistungsentgelt	im	Land	Sachsen

(1) 1Im Land Sachsen wird ein Leistungsentgelt zusätzlich 
zum Tabellenentgelt gezahlt. 2Das Leistungsentgelt 
soll dazu beitragen, die Effizienz der forstwirtschaft-
lichen Verwaltungen, Einrichtungen und Betriebe zu 
stärken und die Dienstleistungen zu verbessern. 3Zu-
gleich sollen Motivation und Eigenverantwortung der 
Beschäftigten gestärkt werden.

(2) 1Die vereinbarte Zielgröße ist 8 v. H. 2Bis zu einer 
 anderen Vereinbarung wird ein Gesamtvolumen von 
2,5 v. H. der ständigen Monatsentgelte für das Leis-
tungsentgelt zur Verfügung gestellt. 3Bemessungs-
grundlage ist die Summe der ständigen Monatsent-
gelte des Vorjahres aller Beschäftigten des Landes 
Sachsen, die unter diesen Tarifvertrag fallen. 4Es be-
steht die Verpflichtung, die Leistungsentgelte jährlich 
auszuzahlen. 

 Protokollerklärung zu § 18 Absatz 2:

 1Ständige Monatsentgelte sind insbesondere das Ta-
bellenentgelt (ohne Sozialversicherungsbeiträge des 
Arbeitgebers und dessen Kosten für die betriebliche 
Altersvorsorge), die in Monatsbeträgen festgelegten 
Zulagen einschließlich Besitzstandszulagen sowie 
Entgelt im Krankheitsfall (§ 22) und bei Urlaub,  soweit 
diese Entgelte in dem betreffenden Kalenderjahr aus-
gezahlt worden sind. 2Nicht einbezogen sind dagegen 
insbesondere Abfindungen, Aufwandsentschädigun-
gen (zum Beispiel Fahrzeugentschädigung, Motor-
sägenentschädigung), Einmalzahlungen, Jahresson-
derzahlungen, Leistungsentgelte, Strukturausgleiche, 
unständige Entgeltbestandteile und Entgelte der 
 außertariflichen Beschäftigten. 

(3) 1Das Leistungsentgelt wird zusätzlich zum Tabellen-
entgelt als Leistungsprämie gewährt. 2Die Leistungs-
prämie ist in der Regel eine einmalige Zahlung, die 
im Allgemeinen auf der Grundlage einer Zielver-
einbarung oder einer systematischen Leistungsbe-
wertung erfolgt. 3Sie kann auch in zeitlicher Abfolge 
gezahlt werden. 4Leistungsentgelte können auch auf 
der Grundlage der Leistung von Gruppen von Beschäf-
tigten (zum Beispiel bei teilautonomer Gruppenarbeit) 
 gewährt werden. 5Leistungsentgelt muss grundsätz-
lich allen Beschäftigten zugänglich sein. 6Für Teil-
zeitbeschäftigte kann von § 24 Absatz 2 abgewichen 
werden.

(4) 1Die Feststellung oder Bewertung von Leistungen 
 geschieht durch das Vergleichen von Zielerreichungen 
mit den in der Zielvereinbarung angestrebten Zielen 
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oder über eine systematische Leistungsbewertung. 
2Zielvereinbarung ist eine freiwillige Abrede zwischen 
der Führungskraft und einzelnen Beschäftigten oder 
Beschäftigtengruppen über objektivierbare Leistungs-
ziele und die Bedingungen ihrer Erfüllung. 3Leis-
tungsbewertung ist die Feststellung der erbrachten 
Leistung nach möglichst messbaren oder anderweitig 
objektivierbaren Kriterien oder durch aufgabenbezo-
gene Bewertung.

(5) 1Das jeweilige System der leistungsbezogenen Be-
zahlung wird in einer Dienst-vereinbarung oder 
Betriebsvereinbarung festgelegt. 2Die individuellen 
Leistungsziele von Beschäftigten beziehungsweise 
 Beschäftigtengruppen müssen beeinflussbar und in 
der regelmäßigen Arbeitszeit erreichbar sein. 3Die 
Ausgestaltung geschieht durch einvernehmliche 
Dienstvereinbarung oder Betriebsvereinbarung, in 
der ins besondere geregelt werden:

 -  Verfahren der Einführung von leistungsorientierten 
Entgelten,

 -  zulässige Kriterien für Zielvereinbarungen,

 -  Ziele zur Sicherung und Verbesserung der Effek-
tivität und Effizienz, insbesondere für Mehrwert-
steigerungen (zum Beispiel Verbesserung der 
Wirtschaftlichkeit), Steigerung der Produktivität, 
Verbesserung der Arbeitssicherheit sowie Verbesse-
rung der  Arbeits- und Dienstleistungsqualität (zum 
Beispiel Kundenorientierung),

 -   Methoden sowie Kriterien der systematischen 
Leistungsbewertung und der aufgabenbezogenen 
Bewertung (messbar, zählbar oder anderweitig ob-
jektivierbar), gegebenenfalls differenziert nach Ar-
beitsbereichen, u. U. Zielerreichungsgrade,

 -  Anpassung von Zielvereinbarungen bei wesent-
lichen Änderungen von Geschäftsgrundlagen,

 - Vereinbarung von Verteilungsgrundsätzen,

 -  Überprüfung und Verteilung des zur Verfügung ste-
henden Finanzvolumens, gegebenenfalls Begren-
zung individueller Leistungsentgelte aus umgewid-
metem Entgelt,

 -  Dokumentation und Umgang mit Auswertungen 
über Leistungsbewertungen.

(6) 1Nähere Regelungen zum Leistungsentgelt können 
auch in einem landesbezirklichen Tarifvertrag verein-
bart werden. 2In einem solchen Tarifvertrag kann von 
den Regelungen dieses Paragrafen abgewichen wer-
den. 3Dabei sollen Regelungen entsprechend Absatz 5 
Satz 3 vorgesehen werden.

(7) Die ausgezahlten Leistungsentgelte sind zusatzversor-
gungspflichtiges Entgelt.

Protokollerklärungen zu § 18:

1. 1Eine Nichterfüllung der Voraussetzungen für die 
 Gewährung eines Leistungsentgelts darf für sich ge-
nommen keine arbeitsrechtlichen Maßnahmen aus-
lösen. 2Umgekehrt sind arbeitsrechtliche Maßnahmen 
nicht durch Teilnahme an einer Zielvereinbarung 
 beziehungsweise durch Gewährung eines Leistungs-
entgelts ausgeschlossen.

2. 1Leistungsgeminderte dürfen nicht grundsätzlich aus 
Leistungsentgelten ausgenommen werden. 2Ihre je-
weiligen Leistungsminderungen sollen angemessen 
berücksichtigt werden.

3. 1Besteht keine Regelung nach Absatz 5 oder Absatz 6, 
erhalten die Beschäftigten mit dem Tabellenentgelt des 
Monats Dezember 15 v. H. des für den Monat September 
jeweils zustehenden Tabellenentgelts. 2Das Leistungs-
entgelt erhöht sich im Folgejahr um den Restbetrag 
des Gesamtvolumens. 3Besteht in den weiteren Folge-
jahren keine Regelung nach Absatz 5 oder Absatz 6, 
gelten die Sätze 1 und 2 bis zur Vereinbarung einer 
Regelung entsprechend.

§	19	
Forstzulage

Beschäftigte in den Ländern Baden-Württemberg, Berlin, 
Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersach-
sen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland und 
Schleswig-Holstein erhalten eine Forstzulage in Höhe von 
monatlich 92,03 Euro.

§	19a

(unbesetzt)

§	20	
Jahressonderzahlung

(1) Beschäftigte, die am 1. Dezember im Arbeitsverhält-
nis stehen, haben Anspruch auf eine Jahressonderzah-
lung.

(2) Die Jahressonderzahlung beträgt bei Beschäftigten in 
den Entgeltgruppen E 1 bis E 8 

 im Tarifgebiet West

im	Kalenderjahr
2015 ab	2016

81 v. H. 95 v. H.

 in den Ländern Brandenburg und Mecklenburg- 
Vorpommern

im	Kalenderjahr
2015 2016 2017 2018 ab	2019

62,7 v. H. 80,9 v. H. 85,6 v. H. 90,3 v. H. 95,0 v. H.

 im Land Sachsen

im	Kalenderjahr
2015 2016 2017 2018 ab	2019

51,7 v. H. 56,4 v. H. 61,1 v. H. 65,8 v. H. 70,5 v. H.

 in den Ländern Sachsen-Anhalt und Thüringen

im	Kalenderjahr
2015 2016 2017 2018 ab	2019

51,7 v. H. 80,9 v. H. 85,6 v. H. 90,3 v. H. 95,0 v. H.

 der Bemessungsgrundlage nach Absatz 3.

(3) 1Bemessungsgrundlage im Sinne des Absatzes 2 Satz 1 
ist das monatliche Entgelt, das den Beschäftigten in 
den Kalendermonaten Juli, August und September 
durchschnittlich gezahlt wird; unberücksichtigt blei-
ben hierbei das zusätzlich für Überstunden und Mehr-
arbeit gezahlte Entgelt (mit Ausnahme der im Dienst-
plan vorgesehenen Mehrarbeits- oder Überstunden), 
Leistungszulagen, Leistungs- und Erfolgsprämien. 
2Der Bemessungssatz bestimmt sich nach der Ent-
geltgruppe am 1. September. 3Bei Beschäftigten, deren 
Arbeitsverhältnis nach dem 31. August begonnen hat, 
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tritt an die Stelle des Bemessungszeitraums der erste 
volle Kalendermonat des Arbeitsverhältnisses; anstelle 
des Bemessungssatzes der Entgeltgruppe am 1. Sep-
tember tritt die Entgeltgruppe des Einstellungstages. 
4In den Fällen, in denen im Kalenderjahr der Geburt 
des Kindes während des Bemessungszeitraums eine 
elterngeldunschädliche Teilzeitbeschäftigung ausge-
übt wird, bemisst sich die Jahressonderzahlung nach 
dem Beschäftigungsumfang am Tag vor dem Beginn 
der Elternzeit.

 Protokollerklärung zu § 20 Absatz 3:

 1Bei der Berechnung des durchschnittlich gezahlten 
monatlichen Entgelts werden die gezahlten Entgelte 
der drei Monate addiert und durch drei geteilt; dies 
gilt auch bei einer Änderung des Beschäftigungs-
umfangs. 2Ist im Bemessungszeitraum nicht für alle 
Kalendertage Entgelt gezahlt worden, werden die ge-
zahlten Entgelte der drei Monate addiert, durch die 
Zahl der Kalendertage mit Entgelt geteilt und sodann 
mit 30,67 multipliziert. 3Zeiträume, für die Kranken-
geldzuschuss gezahlt worden ist, bleiben hierbei un-
berücksichtigt. 4Besteht während des Bemessungszeit-
raums an weniger als 30 Kalendertagen Anspruch auf 
Entgelt, ist der letzte Kalendermonat, in dem für alle 
Kalendertage Anspruch auf Entgelt bestand, maßgeb-
lich.

(4) 1Der Anspruch nach den Absätzen 1 bis 3 vermindert 
sich um ein Zwölftel für jeden Kalendermonat, in dem 
Beschäftigte keinen Anspruch auf Entgelt oder Fort-
zahlung des Entgelts nach § 21 haben. 2Die Verminde-
rung unterbleibt für Kalendermonate, für die Beschäf-
tigte kein Tabellenentgelt erhalten haben wegen

 a)  Ableistung von Grundwehrdienst oder Zivildienst, 
wenn sie diesen vor dem 1. Dezember beendet und 
die Beschäftigung unverzüglich wieder aufgenom-
men haben,

 b)  Beschäftigungsverboten nach § 3 Absatz 2 und § 6 
Absatz 1 Mutterschutzgesetz,

 c)  Inanspruchnahme der Elternzeit nach dem Bun-
deselterngeld- und Elternzeitgesetz bis zum Ende 
des Kalenderjahres, in dem das Kind geboren ist, 
wenn am Tag vor Antritt der Elternzeit Anspruch 
auf Entgelt oder auf Zuschuss zum Mutterschafts-
geld bestanden hat.

 3Die Verminderung unterbleibt ferner für Kalender-
monate, in denen Beschäftigten Krankengeldzu-
schuss gezahlt wurde oder nur wegen der Höhe des 
zustehenden Krankengelds oder einer entsprechenden 
gesetz lichen Leistung ein Krankengeldzuschuss nicht 
 gezahlt worden ist.

(5) 1Die Jahressonderzahlung wird mit dem Tabellenent-
gelt für November ausgezahlt. 2Ein Teilbetrag der Jah-
ressonderzahlung kann zu einem früheren Zeitpunkt 
ausgezahlt werden.

(6) 1Beschäftigte, die bis zum 21. September 2007 Alters-
teilzeitarbeit vereinbart haben, erhalten die Jahress-
onderzahlung auch dann, wenn das Arbeitsverhältnis 
wegen Rentenbezugs vor dem 1. Dezember endet. 2In 
diesem Falle treten an die Stelle des Bemessungs-
zeitraums gemäß Absatz 3 die letzten drei Kalender-
monate vor Beendigung des Arbeitsverhältnisses.

§	21	
Bemessungsgrundlage	für	die	Entgeltfortzahlung

1In den Fällen der Entgeltfortzahlung nach § 22 Absatz 1, 
§ 26 und § 27 werden das Tabellenentgelt sowie die sons-
tigen in Monatsbeträgen festgelegten Entgeltbestandtei-
le weitergezahlt. 2Nicht in Monatsbeträgen festgelegte 
Entgeltbestandteile werden als Durchschnitt auf Basis 
der letzten drei vollen Kalendermonate, die dem maßge-
benden Ereignis für die Entgeltfortzahlung vorhergehen 
(Berechnungszeitraum), gezahlt. 3Ausgenommen hiervon 
sind das zusätzlich gezahlte Entgelt für Überstunden und 
Mehrarbeit (mit Ausnahme der im Dienstplan vorgesehe-
nen Mehrarbeits- oder Überstunden sowie etwaiger Über-
stundenpauschalen), Leistungsentgelte, Jahressonderzah-
lungen sowie besondere Zahlungen nach § 23.

Protokollerklärungen zu § 21 Satz 2 und 3:

1. 1Volle Kalendermonate im Sinne der Durchschnitts-
berechnung nach Satz 2 sind Kalendermonate, in 
denen an allen Kalendertagen das Arbeitsverhältnis 
bestanden hat. 2Hat das Arbeitsverhältnis weniger 
als drei Kalendermonate bestanden, sind die vollen 
Kalendermonate, in denen das Arbeitsverhältnis be-
standen hat, zugrunde zu legen. 3Bei Änderungen 
der individuellen Arbeitszeit werden die nach der 
Arbeitszeit änderung liegenden vollen Kalendermonate 
zu  Grunde gelegt.

2. 1Der Tagesdurchschnitt nach Satz 2 beträgt 1/65 aus 
der Summe der zu berücksichtigenden Entgeltbestand-
teile, die für den Berechnungszeitraum zugestanden 
haben, wenn die regelmäßige wöchentliche Arbeits-
zeit durchschnittlich auf fünf Tage verteilt ist. 2Maß-
gebend ist die Verteilung der Arbeitszeit zu Beginn 
des Berechnungszeitraums. 3Bei einer abweichenden 
Verteilung der Arbeitszeit ist der Tagesdurchschnitt 
entsprechend Satz 1 und 2 zu ermitteln. 4Sofern wäh-
rend des Berechnungszeitraums bereits Fortzahlungs-
tatbestände vorlagen, bleiben bei der Ermittlung des 
Durchschnitts nach Satz 2 die für diese Ausfalltage 
auf Basis des Tagesdurchschnitts zustehenden Beträge 
sowie die Ausfalltage selbst unberücksichtigt.

3. 1Liegt zwischen der Begründung des Arbeitsver-
hältnisses oder der Änderung der individuellen Ar-
beitszeit und dem maßgeblichen Ereignis für die 
 Entgeltfortzahlung kein voller Kalendermonat, ist der 
Tagesdurchschnitt anhand der konkreten individuel-
len Daten zu ermitteln. 2Dazu ist die Summe der zu 
 berücksichtigenden Entgeltbestandteile, die für die-
sen Zeitraum zugestanden haben, durch die Zahl der 
tatsächlich in diesem Zeitraum erbrachten Arbeitstage 
zu teilen.

4. 1Tritt die Fortzahlung des Entgelts nach einer all-
gemeinen Entgeltanpassung ein, sind die berück-
sichtigungsfähigen Entgeltbestandteile, die vor der 
Entgeltanpassung zustanden, um 90 v. H. des Vom-
hundertsatzes für die allgemeine Entgeltanpassung 
zu erhöhen. 2Der Erhöhungssatz beträgt für

 -  vor dem 1. Januar 2017 zustehende Entgeltbestand-
teile 1,98 v. H. und

 -  vor dem 1. Januar 2018 zustehende Entgeltbestand-
teile 2,12 v. H.
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§	22	
Entgelt	im	Krankheitsfall

(1) 1Werden Beschäftigte durch Arbeitsunfähigkeit infolge 
Krankheit an der Arbeitsleistung verhindert, ohne dass 
sie ein Verschulden trifft, erhalten sie bis zur Dauer 
von sechs Wochen das Entgelt nach § 21. 2Bei erneuter 
Arbeitsunfähigkeit infolge derselben Krankheit sowie 
bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses gelten die 
gesetzlichen Bestimmungen. 3Als unverschuldete 
 Arbeitsunfähigkeit im Sinne der Sätze 1 und 2 gilt auch 
die Arbeitsverhinderung im Sinne von § 3 Absatz 2, 
§ 3a und § 9 Entgeltfortzahlungsgesetz.

 Protokollerklärung zu § 22 Absatz 1 Satz 1:

 Ein Verschulden liegt nur dann vor, wenn die Arbeits-
unfähigkeit vorsätzlich oder grob fahrlässig herbei-
geführt wurde.

(2) 1Nach Ablauf des Zeitraums gemäß Absatz 1 erhal-
ten die Beschäftigten für die Zeit, für die ihnen Kran-
kengeld oder entsprechende gesetzliche Leistungen 
gezahlt werden, einen Krankengeldzuschuss in Höhe 
des Unterschiedsbetrags zwischen den tatsächlichen 
Barleistungen des Sozialleistungsträgers und dem 
Nettoentgelt. 2Nettoentgelt ist das um die gesetz-
lichen Abzüge verminderte Entgelt im Sinne des 
§ 21; bei freiwillig in der gesetzlichen Krankenver-
sicherung versicherten Beschäftigten ist dabei deren 
Gesamtkranken- und Pflegeversicherungsbeitrag 
 abzüglich Arbeitgeberzuschuss zu berücksichtigen. 
3Bei Beschäftigten, die in der gesetzlichen Kran-
kenversicherung versicherungsfrei oder die von der 
Versicherungspflicht in der gesetzlichen Krankenver-
sicherung befreit sind, sind bei der Berechnung des 
Krankengeldzuschusses diejenigen Leistungen zu 
Grunde zu legen, die ihnen als Pflichtversicherte in 
der gesetzlichen Krankenversicherung zustünden.

 Protokollerklärung zu § 22 Absatz 2:

 Im Falle der Arbeitsverhinderung nach § 3a Entgelt-
fortzahlungsgesetz stehen den tatsächlichen Barleis-
tungen des Sozialversicherungsträgers das Kran-
kengeld nach § 44a SGB V oder die tatsächlichen 
Leistungen des privaten Krankenversicherungsträgers 
oder des Beihilfeträgers gleich.

(3) 1Der Krankengeldzuschuss wird bei einer Beschäfti-
gungszeit (§ 34 Absatz 3)

 a)  von mehr als einem Jahr längstens bis zum Ende 
der 13. Woche und

 b)  von mehr als drei Jahren längstens bis zum Ende 
der 39. Woche seit dem Beginn der Arbeitsunfähig-
keit infolge derselben Krankheit gezahlt. 2Maßgeb-
lich für die Berechnung der Fristen nach Satz 1 ist 
die Beschäftigungszeit, die im Laufe der krank-
heitsbedingten Arbeitsunfähigkeit vollendet wird. 
3Innerhalb eines Kalenderjahres kann das Entgelt 
im Krankheitsfall nach Absatz 1 und 2 insgesamt 
längstens bis zum Ende der in Absatz 3 Satz 1 
 genannten Fristen bezogen werden; bei jeder neuen 
Arbeitsunfähigkeit besteht jedoch mindestens der 
sich aus Absatz 1 ergebende Anspruch.

(4) 1Entgelt im Krankheitsfall wird nicht über das Ende 
des Arbeitsverhältnisses hinaus gezahlt; § 8 Entgelt-
fortzahlungsgesetz bleibt unberührt. Krankengeldzu-
schuss wird zudem nicht über den Zeitpunkt hinaus 
gezahlt, von dem an Beschäftigte eine Rente oder eine 

vergleichbare Leistung auf Grund eigener Versiche-
rung aus der gesetzlichen Rentenversicherung, aus 
einer zusätzlichen Alters- und Hinterbliebenenversor-
gung oder aus einer sonstigen Versorgungseinrichtung 
erhalten, die nicht allein aus Mitteln der Beschäftig-
ten finanziert ist. 3Überzahlter Krankengeldzuschuss 
und sonstige Überzahlungen gelten als Vorschuss auf 
die in demselben Zeitraum zustehenden Leistungen 
nach Satz 2; die Ansprüche der Beschäftigten gehen 
insoweit auf den Arbeitgeber über. 4Der Arbeitgeber 
kann von der Rückforderung des Teils des überzahl-
ten Betrags, der nicht durch die für den Zeitraum der 
Überzahlung zustehenden Bezüge im Sinne des Satzes 
2 ausgeglichen worden ist, absehen, es sei denn, die/
der Beschäftigte hat dem Arbeitgeber die Zustellung 
des Rentenbescheids schuldhaft verspätet mitgeteilt.

§	23	
Besondere	Zahlungen

(1) 1Einen Anspruch auf vermögenswirksame Leistun-
gen nach Maßgabe des Vermögensbildungsgesetzes in 
seiner jeweiligen Fassung haben Beschäftigte, deren 
Arbeitsverhältnis voraussichtlich mindestens sechs 
Monate dauert. 2Für Vollbeschäftigte beträgt die ver-
mögenswirksame Leistung für jeden vollen Kalender-
monat 6,65 Euro. 3Der Anspruch entsteht frühestens 
für den Kalendermonat, in dem die/der Beschäftigte 
dem Arbeitgeber die erforderlichen Angaben schrift-
lich mitteilt, und für die beiden vorangegangenen 
Monate desselben Kalenderjahres; die Fälligkeit tritt 
nicht vor acht Wochen nach Zugang der Mitteilung 
beim Arbeitgeber ein. 4Die vermögenswirksame Leis-
tung wird nur für Kalendermonate gewährt, für die 
den Beschäftigten Tabellenentgelt, Entgeltfortzahlung 
oder Krankengeldzuschuss zusteht. 5Für Zeiten, für 
die Krankengeldzuschuss zusteht, ist die vermögens-
wirksame Leistung Teil des Krankengeldzuschusses. 
6Die vermögenswirksame Leistung ist kein zusatzver-
sorgungspflichtiges Entgelt.

(2) 1Beschäftigte erhalten ein Jubiläumsgeld bei Vollen-
dung einer Beschäftigungszeit (§ 34 Absatz 3)

 a) von 25 Jahren in Höhe von  350 Euro,

 b) von 40 Jahren in Höhe von  500 Euro.
 2Teilzeitbeschäftigte erhalten das Jubiläumsgeld in 

voller Höhe.

(3) 1Beim Tod von Beschäftigten, deren Arbeitsverhältnis 
nicht geruht hat, wird der Ehegattin/dem Ehegatten 
oder den Kindern ein Sterbegeld gewährt; der Ehe-
gattin/dem Ehegatten steht die Lebenspartnerin/der 
Lebenspartner im Sinne des Lebenspartnerschafts-
gesetzes gleich. 2Als Sterbegeld wird für die restlichen 
Tage des Sterbemonats und - in einer Summe - für zwei 
weitere Monate das Tabellenentgelt der/des Verstorbe-
nen gezahlt. 3Die Zahlung des Sterbegeldes an einen 
der Berechtigten bringt den Anspruch der  Übrigen 
 gegenüber dem Arbeitgeber zum Erlöschen; die Zah-
lung auf das Gehaltskonto hat befreiende Wirkung.

(4) Für die Erstattung von Reisekosten für Dienstreisen, 
die nicht aufgrund von Forstbetriebsarbeiten ange-
ordnet sind, und für die Erstattung für Umzugskosten 
sowie Trennungsgeld finden die Bestimmungen, die 
für die Beamtinnen und Beamten des Arbeitgebers 
 jeweils gelten, entsprechende Anwendung, soweit 
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in den nachfolgenden Absätzen nicht etwas anderes 
 bestimmt ist.

(5) 1Setzt der/die Beschäftigte zur Erledigung eines 
 betrieblichen/dienstlichen Auftrages während der 
 Arbeitszeit mit Zustimmung des/der Aufsichtsführen-
den sein/ihr Kraftfahrzeug ein, erhält er/sie je Kilome-
ter zurückgelegten Weges eine Kraftfahrzeugentschä-
digung. 2Die Kraftfahrzeugentschädigung beträgt bei 
einem Kraftfahrzeug mit einem Hubraum

 a) bis 600 ccm  0,18 Euro,

 b) von mehr als 600 ccm 0,30 Euro.

 3Mit Inanspruchnahme der Kraftfahrzeugentschä-
digung erklärt sich der/die Beschäftigte bereit, im 
Rahmen des Zumutbaren Personen und Sachen mit-
zunehmen. 4Mit der Entschädigung ist die Mitnahme 
abgegolten.

 5Legt der/die Beschäftigte den Weg mit seinem Fahr-
rad zurück, erhält er/sie für jeden angefangenen Kilo-
meter des Weges eine Entschädigung von 0,05 Euro.

 Protokollerklärungen zu § 23 Absatz 5:

 1.  Beschäftigte der Länder Bayern, Nordrhein-West-
falen und Rheinland-Pfalz erhalten eine Fahrzeug-
entschädigung entsprechend den reisekostenrecht-
lichen Bestimmungen, die für die Beamtinnen und 
Beamten jeweils gelten.

 2.  Soweit die reisekostenrechtlichen Bestimmungen 
der übrigen Länder für die Beamtinnen und Beam-
ten Schmutzzuschläge oder Schlechtwegezuschlä-
ge enthalten, sind diese entsprechend anzuwenden.

(6) 1Nimmt der/die Beschäftigte außerhalb der Arbeits-
zeit auf Anforderung des Arbeitgebers in seinem/ihrem 
Kraftfahrzeug betriebseigenes Gerät oder Material von 
wesentlichem Umfang oder Gewicht, insbesondere 
motorgetriebene Geräte und Betriebsstoffe mit, erhält 
er/sie für jeden Tag der Mitnahme als Abgeltung der 
dadurch entstandenen Aufwendungen eine pauschale 
Transportentschädigung in Höhe von 1,50 Euro.

 2Die Transportentschädigung wird nicht neben der 
Kraftfahrzeugentschädigung nach Absatz 5 gezahlt.

 3Transportiert der/die Beschäftigte auf Anforderung 
des Arbeitgebers betriebseigenes Gerät oder Materi-
al, dessen Mitnahme in seinem/ihrem Kraftfahrzeug 
nicht zumutbar ist, mit einem Kraftfahrzeuganhänger, 
erhält er/sie für jeden Tag des Transports als Abgeltung 
der dadurch entstehenden Aufwendungen eine pau-
schale Transportentschädigung. 4Die Entschädigung 
beträgt

 a) bei einem betriebseigenen  
 Kraftfahrzeuganhänger  3,00 Euro,

 b) bei einem waldarbeitereigenen 
 Kraftfahrzeuganhänger  4,50 Euro.

 5Setzt der/die Beschäftigte auf Anforderung des Ar-
beitgebers mit seinem/ihrem Kraftfahrzeug einen 
Waldarbeiterschutzwagen um, erhält er/sie für jedes 
Umsetzen eine pauschale Entschädigung in Höhe von 
10,00 Euro.

(7) 1Benutzt der/die Beschäftigte sein/ihr Kraftfahrzeug 
für die Fahrtstrecke von seiner/ihrer Wohnung zur 
ersten Arbeitsstelle und von der letzten Arbeitsstelle 
zurück zur Wohnung, erhält er/sie eine Entfernungs-
entschädigung. 2Die Entfernungsentschädigung wird 
ab dem 31. Kilometer gewährt; Hinfahrt und Rückfahrt 

sind jeweils gesondert zu betrachten. 3Sie beträgt bei 
einem Kraftfahrzeug mit einem Hubraum

 a) bis 600 ccm  0,18 Euro,

 b) von mehr als 600 ccm 0,30 Euro.

 4Mit neu eingestellten Beschäftigten kann abweichend 
von Satz 1 auch ein anderer Ort als der Wohnort für 
die Gewährung der Entfernungsentschädigung im 
 Arbeitsvertrag vereinbart werden.

 5Verlegt der/die Beschäftigte aus persönlichen Grün-
den seinen/ihren Wohnsitz, erhöht sich dadurch der 
Anspruch auf Entfernungsentschädigung nach den 
Sätzen 1 bis 4 nicht.

(8) Bei Holzerntearbeiten und - soweit erforderlich - bei 
sonstigen Betriebsarbeiten hat der/die Beschäftigte in 
der Regel die Motorsäge zu stellen, soweit diese nicht 
vom Arbeitgeber gestellt wird. 2Stellt der/die Beschäf-
tigte die Motorsäge, wird zur Abgeltung der Aufwen-
dungen eine Motorsägenentschädigung gezahlt.

 3Stellt bei Holzerntearbeiten der/die Beschäftigte mit 
Zustimmung des Arbeitgebers das Hauungswerkzeug, 
erhält er/sie für die Beschaffung eine Werkzeugent-
schädigung.

 4Die Höhe der Motorsägenentschädigung und der 
Werkzeugentschädigung wird gesondert vereinbart.

(9) Entschädigungen nach den Absätzen 5 bis 8 sind nicht 
zusatzversorgungspflichtig.

§	24	
Berechnung	und	Auszahlung	des	Entgelts

(1) 1Bemessungszeitraum für das Tabellenentgelt und die 
sonstigen Entgeltbestandteile ist der Kalender monat, 
soweit tarifvertraglich nicht ausdrücklich  etwas Ab-
weichendes geregelt ist. 2Die Zahlung erfolgt am letz-
ten Tag des Monats (Zahltag) für den laufenden Kalen-
dermonat auf ein von der/dem Beschäftigten benanntes 
Konto innerhalb eines Mitgliedstaats der Europäischen 
Union. 3Fällt der Zahltag auf einen Samstag oder auf 
einen Wochenfeiertag, gilt der vorhergehende Werk-
tag, fällt er auf einen Sonntag, gilt der zweite vorher-
gehende Werktag als Zahltag. 4Entgeltbestandteile, 
die nicht in Monatsbeträgen fest gelegt sind, sowie 
der Tagesdurchschnitt nach § 21 sind am Zahltag des 
zweiten Kalendermonats, der auf ihre Entstehung folgt, 
fällig.

 Protokollerklärungen zu § 24 Absatz 1:

 1.  Teilen Beschäftigte ihrem Arbeitgeber die für eine 
kostenfreie beziehungsweise kostengünstigere 
Überweisung in einen anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Union erforderlichen Angaben nicht 
rechtzeitig mit, so tragen sie die dadurch entstehen-
den zusätzlichen Überweisungskosten.

 2.  Soweit Arbeitgeber die Bezüge am 15. eines jeden 
Monats für den laufenden Monat zahlen, können 
sie jeweils im Dezember eines Kalenderjahres den 
Zahltag vom 15. auf den letzten Tag des Monats 
gemäß Absatz 1 Satz 1 verschieben.

(2) Soweit tarifvertraglich nicht ausdrücklich etwas 
 anderes geregelt ist, erhalten Teilzeitbeschäftigte 
das Tabellenentgelt (§ 15) und alle sonstigen Entgelt-
bestandteile in dem Umfang, der dem Anteil ihrer 
 individuell vereinbarten durchschnittlichen Arbeits-
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zeit an der regelmäßigen Arbeitszeit vergleichbarer 
Vollzeitbeschäftigter entspricht.

(3) 1Besteht der Anspruch auf das Tabellenentgelt oder die 
sonstigen Entgeltbestandteile nicht für alle Tage  eines 
Kalendermonats, wird nur der Teil gezahlt, der auf den 
Anspruchszeitraum entfällt. 2Besteht nur für einen Teil 
eines Kalendertags Anspruch auf Entgelt, wird für jede 
geleistete dienstplanmäßige oder betriebsübliche Ar-
beitsstunde der auf eine Stunde ent fallende Anteil des 
Tabellenentgelts sowie der sonstigen in Monatsbeträ-
gen festgelegten Entgeltbestandteile gezahlt. 3Zur 
Ermittlung des auf eine Stunde entfallenden Anteils 
sind die in Monatsbeträgen festgelegten Entgeltbe-
standteile durch das 4,348-fache der regelmäßigen 
wöchentlichen Arbeitszeit (§ 6 Absatz 1 und entspre-
chende Sonderregelungen) zu teilen.

(4) 1Ergibt sich bei der Berechnung von Beträgen ein 
Bruchteil eines Cents von mindestens 0,5, ist er auf-
zurunden; ein Bruchteil von weniger als 0,5 ist abzu-
runden. 2Zwischenrechnungen werden jeweils auf 
zwei Dezimalstellen gerundet. 3Jeder Entgeltbestand-
teil ist einzeln zu runden.

(5) Entfallen die Voraussetzungen für eine Zulage im 
 Laufe eines Kalendermonats, gilt Absatz 3 entspre-
chend.

(6) Einzelvertraglich können neben dem Tabellenentgelt 
zustehende Entgeltbestandteile (zum Beispiel Zeit-
zuschläge, Erschwerniszuschläge, Überstundenent-
gelte) pauschaliert werden.

§	25	
Betriebliche	Altersversorgung

1Die Beschäftigten haben Anspruch auf eine zusätzliche 
Alters- und Hinterbliebenenversorgung unter Eigen-
beteiligung. 2Einzelheiten bestimmt der Tarifvertrag 
über die betriebliche Altersversorgung der Beschäftig-
ten des  öffentlichen Dienstes (Tarifvertrag Altersversor-
gung - ATV) in seiner jeweils geltenden Fassung und für 
Beschäftigte der Freien und Hansestadt Hamburg das 
Hambur gische  Zusatzversorgungsgesetz in seiner jeweils 
geltenden  Fassung.

Abschnitt	IV	
Urlaub	und	Arbeitsbefreiung

§	26	
Erholungsurlaub

(1) 1Beschäftigte haben in jedem Kalenderjahr Anspruch 
auf Erholungsurlaub unter Fortzahlung des Entgelts 
(§ 21). 2Bei Verteilung der wöchentlichen Arbeits-
zeit auf fünf Tage in der Kalenderwoche beträgt der 
 Urlaubsanspruch in jedem Kalenderjahr 30 Arbeits-
tage. 3Arbeitstage sind alle Kalendertage, an denen die 
Beschäftigten dienstplanmäßig oder betriebsüblich zu 
arbeiten haben oder zu arbeiten hätten, mit Ausnahme 
der auf Arbeitstage fallenden gesetzlichen Feiertage, 
für die kein Freizeitausgleich gewährt wird. 4Bei einer 
anderen Verteilung der wöchentlichen Arbeitszeit als 
auf fünf Tage in der Woche erhöht oder vermindert sich 
der Urlaubsanspruch entsprechend. 5Verbleibt bei der 
Berechnung des Urlaubs ein Bruchteil, der mindes-
tens einen halben Urlaubstag ergibt, wird er auf einen 
 vollen Urlaubstag aufgerundet; Bruchteile von weniger 
als einem halben Urlaubstag bleiben unberücksichtigt. 

6Der Erholungsurlaub muss im laufenden Kalenderjahr 
gewährt werden; er kann auch in Teilen genommen 
werden.

 Protokollerklärung zu § 26 Absatz 1 Satz 6:

 Der Urlaub soll grundsätzlich zusammenhängend 
gewährt werden; dabei soll ein Urlaubsteil von zwei 
Wochen Dauer angestrebt werden.

(2) Im Übrigen gilt das Bundesurlaubsgesetz mit folgen-
den Maßgaben:

 a)  Im Falle der Übertragung muss der Erholungs-
urlaub in den ersten drei Monaten des folgenden 
Kalenderjahres angetreten werden. Kann der 
 Erholungsurlaub wegen Arbeitsunfähigkeit oder 
aus betrieblichen/dienstlichen Gründen nicht bis 
zum 31. März angetreten werden, ist er bis zum  
31. Mai anzutreten.

 b)  Beginnt oder endet das Arbeitsverhältnis im Laufe 
eines Jahres, steht als Erholungsurlaub für jeden 
vollen Monat des Arbeitsverhältnisses ein Zwölftel 
des Urlaubsanspruchs nach Absatz 1 zu; § 5 Bun-
desurlaubsgesetz bleibt unberührt.

 c)  Ruht das Arbeitsverhältnis, so vermindert sich die 
Dauer des Erholungsurlaubs einschließlich eines 
etwaigen tariflichen Zusatzurlaubs für jeden vollen 
Kalendermonat um ein Zwölftel.

 d)  Das Entgelt nach Absatz 1 Satz 1 wird zu dem in 
§ 24 genannten Zeitpunkt gezahlt.

§	27	
Zusatzurlaub

(1) 1Für die Gewährung eines Zusatzurlaubs gelten die für 
die Beamtinnen und Beamten des jeweiligen Landes 
jeweils maßgebenden Bestimmungen für Grund und 
Dauer sinngemäß. 2Die beamtenrechtlichen Bestim-
mungen gelten nicht für den Zusatzurlaub für Wech-
selschichtarbeit, Schichtarbeit und Nachtarbeit.

(2) Beschäftigte, die ständig Wechselschichtarbeit nach § 7 
Absatz 1 oder ständig Schichtarbeit nach § 7 Absatz 2 
 leisten und denen die Zulage nach § 8 Absatz 7 Satz 1 
oder Absatz 8 Satz 1 zusteht, erhalten einen Arbeitstag 
Zusatzurlaub

 a)  bei Wechselschichtarbeit für je zwei zusammenhän-
gende Monate und

 b)  bei Schichtarbeit für je vier zusammenhängende 
Monate.

(3) Im Falle nicht ständiger Wechselschicht- oder Schicht-
arbeit (zum Beispiel ständige Vertreter) erhalten 
 Beschäftigte, denen die Zulage nach § 8 Absatz 7 Satz 2  
oder Absatz 8 Satz 2 zusteht, einen Arbeitstag Zusat-
zurlaub für

 a)  je drei Monate im Jahr, in denen sie überwiegend 
Wechselschichtarbeit geleistet haben, und

 b)  je fünf Monate im Jahr, in denen sie überwiegend 
Schichtarbeit geleistet haben.

(4) 1Zusatzurlaub nach diesem Tarifvertrag und sonstigen 
Bestimmungen mit Ausnahme von § 125 SGB IX wird 
nur bis zu insgesamt sechs Arbeitstagen im Kalen-
derjahr gewährt. 2Erholungsurlaub und Zusatzurlaub 
(Gesamturlaub) dürfen im Kalenderjahr zusammen 
35 Arbeitstage nicht überschreiten. 3Satz 2 ist für Zu-
satzurlaub nach den Absätzen 2 und 3 hierzu nicht 
anzuwenden. 4Bei Beschäftigten, die das 50. Lebens-
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jahr vollendet haben, gilt abweichend von Satz 2 eine 
Höchstgrenze von 36 Arbeitstagen; maßgebend für die 
Berechnung der Urlaubsdauer ist das Lebensjahr, das 
im Laufe des Kalenderjahres vollendet wird.

(5) Im Übrigen gilt § 26 mit Ausnahme von Absatz 2 Buch-
stabe b entsprechend.

 Protokollerklärung zu § 27 Absatz 2 und 3:

 1Der Anspruch auf Zusatzurlaub bemisst sich nach 
der abgeleisteten Schicht- oder Wechselschichtarbeit 
und entsteht im laufenden Jahr, sobald die Voraus-
setzungen nach Absatz 2 oder 3 erfüllt sind. 2Für die 
Feststellung, ob ständige Wechselschichtarbeit oder 
ständige Schichtarbeit vorliegt, ist eine Unterbrechung 
durch Arbeitsbefreiung, Freizeitausgleich, bezahlten 
Urlaub oder Arbeitsunfähigkeit in den Grenzen des 
§ 22  unschädlich.

§	28	
Sonderurlaub

Beschäftigte können bei Vorliegen eines wichtigen 
Grundes unter Verzicht auf die Fortzahlung des Entgelts 
 Sonderurlaub erhalten.

§	29	
Arbeitsbefreiung

(1) 1Nur die nachstehend aufgeführten Anlässe gelten 
als Fälle nach § 616 BGB, in denen Beschäftigte unter 
Fortzahlung des Entgelts in dem angegebenen Aus-
maß von der Arbeit freigestellt werden:

 a)  Niederkunft der Ehefrau/der 
Lebenspartnerin im Sinne des 
Lebenspartnerschaftsgesetzes ein Arbeitstag,

 b)  Tod der Ehegattin/des Ehegatten, 
der Lebenspartnerin/des Lebens- 
partners im Sinne des Lebens- 
partnerschaftsgesetzes, 
eines Kindes oder Elternteils zwei Arbeitstage,

 c)  Umzug aus betrieblichem Grund 
an einen anderen Ort   ein Arbeitstag,

 d)  25- und 40-jähriges 
Arbeitsjubiläum ein Arbeitstag,

 e) schwere Erkrankung 

  aa)  einer/eines Angehörigen, 
soweit sie/er in demselben ein Arbeitstag 
Haushalt lebt im Kalenderjahr,

  bb)  eines Kindes, das das 
12. Lebensjahr noch nicht 
vollendet hat, wenn im 
laufenden Kalenderjahr 
kein Anspruch nach bis zu 
§ 45 SGB V besteht oder vier Arbeitstage 
bestanden hat im Kalenderjahr,

  cc)  einer Betreuungsperson, 
wenn Beschäftigte deshalb 
die Betreuung ihres Kindes, 
das das 8. Lebensjahr noch 
nicht vollendet hat oder 
wegen körperlicher, geistiger 
oder seelischer Behinderung bis zu 
dauernd pflegebedürftig ist, vier Arbeitstage 
übernehmen müssen, im Kalenderjahr,

   2Eine Freistellung nach Buchstabe e erfolgt nur, 
soweit eine andere Person zur Pflege oder Betreu-
ung nicht sofort zur Verfügung steht und die Ärz-
tin/der Arzt in den Fällen der Doppelbuchstabe aa 
und bb die Notwendigkeit der Anwesenheit der/des 
Beschäftigten zur vorläufigen Pflege bescheinigt. 
3Die Freistellung darf insgesamt fünf Arbeitstage 
im Kalenderjahr nicht überschreiten.

 f)  ärztliche Behandlung von erforderliche 
Beschäftigten, wenn diese nachgewiesene 
während der Arbeitszeit Abwesenheitszeit 
erfolgen muss, einschließlich erforder- 
 licher Wegezeiten.

(2) 1Bei Erfüllung allgemeiner staatsbürgerlicher Pflich-
ten nach deutschem Recht besteht der Anspruch auf 
Fortzahlung des Entgelts, wenn die Arbeitsbefreiung 
gesetzlich vorgeschrieben ist und soweit die Pflichten 
nicht außerhalb der Arbeitszeit, gegebenenfalls nach 
ihrer Verlegung, wahrgenommen werden können; 
 soweit die Beschäftigten Anspruch auf Ersatz des Ent-
gelts geltend machen können, besteht kein Anspruch 
auf Entgeltfortzahlung.

 2Das fortgezahlte Entgelt gilt in Höhe des Ersatzan-
spruchs als Vorschuss auf die Leistungen der Kosten-
träger. 3Die Beschäftigten haben den Ersatzanspruch 
geltend zu machen und die erhaltenen Beträge an den 
Arbeitgeber abzuführen.

(3) 1Der Arbeitgeber kann in sonstigen dringenden Fällen 
Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung des Entgelts bis zu 
drei Arbeitstagen gewähren. 2In begründeten Fällen 
kann bei Verzicht auf das Entgelt kurzfristige Arbeits-
befreiung gewährt werden, wenn die dienstlichen oder 
betrieblichen Verhältnisse es gestatten.

 Protokollerklärung zu § 29 Absatz 3 Satz 2:

 Zu den „begründeten Fällen“ können auch solche 
 Anlässe gehören, für die kein Anspruch auf Arbeits-
befreiung besteht (zum Beispiel Umzug aus persön-
lichen Gründen).

(4) 1Auf Antrag kann den gewählten Vertretern/Ver-
treterinnen der Tarifkommissionen, eines Be-
zirksfachgruppenvorstands, eines Landes-/Regi-
onalfachgruppenvorstands, des Gewerkschafts-, 
Regional- und Bezirksbeirats, der Bundesfachgruppe 
oder des Bundesfachgruppenvorstandes der IG Bauen-
Agrar-Umwelt beziehungsweise entsprechender Gre-
mien anderer vertragsschließender Gewerkschaften 
zur Teilnahme an Tagungen Arbeitsbefreiung bis zu 
acht Werktagen im Jahr unter Fortzahlung des Entgelts 
erteilt werden; dringende dienstliche oder betriebliche 
Interessen dürfen der Arbeitsbefreiung nicht entge-
genstehen. 2Zur Teilnahme an Tarifverhandlungen mit 
der TdL oder ihren Mitgliedern kann auf Anforderung 
der IG Bauen-Agrar-Umwelt Arbeitsbefreiung unter 
Fortzahlung des Entgelts ohne zeitliche Begrenzung 
erteilt werden.

(5) Zur Teilnahme an Sitzungen von Prüfungs- und von 
Berufsbildungsausschüssen nach dem Berufsbil-
dungsgesetz sowie für eine Tätigkeit in Organen von 
Sozialversicherungsträgern kann den Mitgliedern 
Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung des Entgelts ge-
währt werden, sofern nicht dringende dienstliche oder 
betriebliche Interessen entgegenstehen.
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(6) In den Fällen der Absätze 1 bis 5 werden das Tabellen-
entgelt sowie die sonstigen Entgeltbestandteile, die in 
Monatsbeträgen festgelegt sind, weitergezahlt.

Abschnitt	V	
Befristung	und	Beendigung	des	Arbeitsverhältnisses

§	30	
Befristete	Arbeitsverträge

1Befristete Arbeitsverträge sind zulässig auf Grund-
lage des Teilzeit- und Befristungsgesetzes sowie anderer 
 gesetzlicher Vorschriften über die Befristung von Arbeits-
verträgen. 

§	31

(unbesetzt)

§	32

(unbesetzt)

§	33	
Beendigung	des	Arbeitsverhältnisses	ohne	Kündigung

(1) Das Arbeitsverhältnis endet ohne Kündigung

 a)  mit Ablauf des Monats, in dem die/der Beschäftigte 
das gesetzlich festgelegte Alter zum Erreichen der 
Regelaltersrente vollendet hat,

 b)  jederzeit im gegenseitigen Einvernehmen (Auf-
lösungsvertrag).

 (2) 1Das Arbeitsverhältnis endet ferner mit Ablauf des 
 Monats, in dem der Bescheid eines Rentenver-
sicherungsträgers (Rentenbescheid) zugestellt wird, 
wonach die/der Beschäftigte voll oder teilweise 
 erwerbsgemindert ist. 2Die/Der Beschäftigte hat den 
Arbeitgeber von der Zustellung des Rentenbescheids 
unverzüglich zu unterrichten. 3Beginnt die Rente erst 
nach der Zustellung des Rentenbescheids, endet das 
Arbeitsverhältnis mit Ablauf des dem Rentenbeginn 
vorangehenden Tages. 4Liegt im Zeitpunkt der Been-
digung des Arbeitsverhältnisses eine nach § 92 SGB IX 
erforderliche Zustimmung des Integrationsamtes noch 
nicht vor, endet das Arbeitsverhältnis mit Ablauf des 
Tages der Zustellung des Zustimmungsbescheids des 
Integrationsamtes. 5Das Arbeitsverhältnis endet nicht, 
wenn nach dem Bescheid des Rentenversicherungsträ-
gers eine Rente auf Zeit gewährt wird. 6In diesem Fall 
ruht das Arbeitsverhältnis für den Zeitraum, für den 
eine Rente auf Zeit gewährt wird; beginnt die Rente 
rückwirkend, ruht das Arbeitsverhältnis ab dem ersten 
Tag des Monats, der auf den Monat der Zustellung des 
Rentenbescheids folgt.

(3) Im Falle teilweiser Erwerbsminderung endet, bezie-
hungsweise ruht das Arbeitsverhältnis nicht, wenn die/
der Beschäftigte nach ihrem/seinem vom Rentenversi-
cherungsträger festgestellten Leistungsvermögen auf 
ihrem/seinem bisherigen oder einem anderen geeig-
neten und freien Arbeitsplatz weiterbeschäftigt werden 
könnte, soweit dringende dienstliche beziehungsweise 
betriebliche Gründe nicht entgegenstehen und die/der 
Beschäftigte innerhalb von zwei Wochen nach Zugang 
des Rentenbescheids ihre/seine Weiterbeschäftigung 
schriftlich beantragt.

(4) 1Verzögert die/der Beschäftigte schuldhaft den Ren-
tenantrag oder bezieht sie/er Altersrente nach § 236, 

§ 236a oder § 236b SGB VI oder ist sie/er nicht in der 
gesetzlichen Rentenversicherung versichert, so tritt an 
die Stelle des Rentenbescheids das Gutachten einer 
Amtsärztin/eines Amtsarztes oder einer/eines nach 
§ 3 Absatz 5 Satz 2 bestimmten Ärztin/Arztes. 2Das 
Arbeitsverhältnis endet in diesem Fall mit Ablauf des 
Monats, in dem der/dem Beschäftigten das Gutachten 
bekannt gegeben worden ist.

(5) 1Soll die/der Beschäftigte, deren/dessen Arbeits-
verhältnis nach Absatz 1 Buchstabe a geendet hat, 
 weiterbeschäftigt werden, ist ein neuer schriftlicher 
Arbeitsvertrag abzuschließen. 2Das Arbeitsverhältnis 
kann jederzeit mit einer Frist von vier Wochen zum 
Monatsende gekündigt werden, wenn im Arbeits-
vertrag nichts anderes vereinbart ist.

§	34	
Kündigung	des	Arbeitsverhältnisses

(1) 1Die Kündigungsfrist beträgt bis zum Ende des sechs-
ten Monats seit Beginn des Arbeitsverhältnisses zwei 
Wochen zum Monatsschluss. 2Im Übrigen beträgt die 
Kündigungsfrist bei einer Beschäftigungszeit (Absatz 
3 Satz 1 und 2)

bis zu einem Jahr ein Monat zum  
Monatsschluss,

von mehr als einem Jahr 6 Wochen,

von mindestens 5 Jahren 3 Monate,

von mindestens 8 Jahren 4 Monate,

von mindestens 10 Jahren 5 Monate,

von mindestens 12 Jahren 6 Monate

 zum Schluss eines Kalendervierteljahres.

(2) 1Arbeitsverhältnisse von Beschäftigten, die das 
40. Lebensjahr vollendet haben und unter die Re-
gelungen des Tarifgebiets West fallen, können nach 
 einer  Beschäftigungszeit (Absatz 3 Satz 1 und 2) von 
mehr als 15 Jahren durch den Arbeitgeber nur aus 
einem wichtigen Grund gekündigt werden. 2Soweit 
Beschäftigte nach den bis zum 31. Dezember 2007 gel-
tenden Tarifregelungen unkündbar waren, bleiben sie 
 unkündbar.

(3) 1Beschäftigungszeit ist die Zeit, die bei demselben 
 Arbeitgeber im Arbeitsverhältnis zurückgelegt  wurde, 
auch wenn sie unterbrochen ist. 2Unberücksichtigt 
bleibt die Zeit eines Sonderurlaubs gemäß § 28, es sei 
denn, der Arbeitgeber hat vor Antritt des Sonderur-
laubs schriftlich ein dienstliches oder betriebliches 
Interesse anerkannt. 3Wechseln Beschäftigte zwi-
schen Arbeitgebern, die vom Geltungsbereich dieses 
Tarifvertrages erfasst werden, werden die Zeiten bei 
dem anderen Arbeitgeber als Beschäftigungszeit an-
erkannt. 4Satz 3 gilt entsprechend bei einem Wechsel 
von einem anderen öffentlich-rechtlichen Arbeitgeber.

§	35	
Zeugnis

(1) Bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses haben die 
Beschäftigten Anspruch auf ein schriftliches Zeugnis 
über Art und Dauer ihrer Tätigkeit; es muss sich auch 
auf Führung und Leistung erstrecken (Endzeugnis).
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(2) Aus triftigen Gründen können Beschäftigte auch wäh-
rend des Arbeitsverhältnisses ein Zeugnis verlangen 
(Zwischenzeugnis).

(3) Bei bevorstehender Beendigung des Arbeitsverhältnis-
ses können die Beschäftigten ein Zeugnis über Art und 
Dauer ihrer Tätigkeit verlangen (vorläufiges Zeugnis).

(4) Die Zeugnisse gemäß den Absätzen 1 bis 3 sind 
 unverzüglich auszustellen.

Abschnitt	VI	
Übergangs-	und	Schlussvorschriften

§	36	
Anwendung	weiterer	Tarifverträge

Für das Land Berlin finden die im Tarifvertrag zur Über-
leitung der Beschäftigten in forstwirtschaftlichen Verwal-
tungen, Einrichtungen und Betrieben des Landes Berlin, 
die Tätigkeiten in der Waldarbeit ausüben, in das Tarifrecht 
der TdL (TV Wiederaufnahme Berlin - Forst) aufgeführten 
Tarifverträge und Tarifvertragsregelungen mit den dort 
genannten Maßgaben Anwendung.

§	37	
Ausschlussfrist

(1) 1Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis verfallen, wenn 
sie nicht innerhalb einer Ausschlussfrist von sechs 
Monaten nach Fälligkeit von den Beschäftigten oder 
vom Arbeitgeber schriftlich geltend gemacht wer-
den. 2Für denselben Sachverhalt reicht die einmalige 
 Geltendmachung des Anspruchs auch für später fällige 
Leistungen aus.

(2) Absatz 1 gilt nicht für Ansprüche aus einem Sozial-
plan.

§	38	
Begriffsbestimmungen

(1) Sofern auf die Tarifgebiete Ost oder West Bezug 
 genommen wird, gilt Folgendes:

 a)  Die Regelungen für das Tarifgebiet Ost gelten für 
die Beschäftigen, deren Arbeitsverhältnis in dem in 
Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet 
begründet worden ist und bei denen der Bezug des 
Arbeitsverhältnisses zu diesem Gebiet fortbesteht.

 b)  Für die übrigen Beschäftigten gelten die Regelun-
gen für das Tarifgebiet West.

 c)  Abweichend von den Buchstaben a und b gelten für 
Beschäftigte, die in einem Arbeitsverhältnis zum 
Land Berlin stehen, einheitlich die Regelungen des 
Tarifgebietes West, soweit nicht ausdrücklich für 
das Land Berlin etwas anderes bestimmt ist.

(2) Sofern auf die Begriffe „Betrieb“, „betrieblich“ oder 
„Betriebspartei“ Bezug genommen wird, gilt die 
 Regelung für Verwaltungen sowie für Parteien nach 
dem Personalvertretungsrecht entsprechend; es sei 
denn, es ist etwas anderes bestimmt.

(3) Eine einvernehmliche Dienstvereinbarung liegt nur 
ohne Entscheidung der Einigungsstelle vor.

(4) Leistungsgeminderte Beschäftigte sind Beschäftigte, 
die ausweislich einer Bescheinigung des beauftragten 
Arztes (§ 3 Absatz 5) nicht mehr in der Lage sind, auf 
Dauer die vertraglich geschuldete Arbeitsleistung in 
vollem Umfang zu erbringen, ohne deswegen zugleich 
teilweise oder in vollem Umfang erwerbsgemindert im 
Sinne des SGB VI zu sein.

(5) 1Die Regelungen für Angestellte finden Anwendung 
auf Beschäftigte, deren Tätigkeit vor dem 1. Januar 
2005 der Rentenversicherung der Angestellten unter-
legen hätte. 2Die Regelungen für Arbeiterinnen und 
Arbeiter finden Anwendung auf Beschäftigte, deren 
Tätigkeit vor dem 1. Januar 2005 der Rentenversiche-
rung der Arbeiter unterlegen hätte.

§	39	
Inkrafttreten,	Laufzeit

(1) Dieser Tarifvertrag tritt am 1. Januar 2008 in Kraft.

(2) Dieser Tarifvertrag kann von jeder Tarifvertragspartei 
mit einer Frist von drei Monaten zum Schluss eines 
Kalenderhalbjahres schriftlich gekündigt werden. 

(3) Abweichend von Absatz 2 kann von jeder Tarifver-
tragspartei auf landesbezirklicher Ebene schriftlich 
gekündigt werden

 a)  § 6 Absatz 1 mit einer Frist von einem Monat zum 
Schluss eines Kalendermonats, 

 b)  § 20 mit einer Frist von drei Monaten zum 31. De-
zember eines Kalenderjahres,

 c)  § 23 Absatz 2 mit einer Frist von einem Monat zum 
Schluss eines Kalendermonats.

(4) Abweichend von Absatz 2 können ferner schriftlich 
gekündigt werden

 a)  die Vorschriften des Abschnitts II mit einer Frist von 
einem Monat zum Schluss eines Kalendermonats,

 b)  unabhängig von Buchstabe a § 8 Absatz 1 mit einer 
Frist von drei Monaten zum Schluss eines Kalen-
dervierteljahres,

 c)  § 12 und die Entgeltordnung Forst (Anlage A) ins-
gesamt und ohne Nachwirkung mit einer Frist von 
drei Monaten zum Schluss eines Kalenderhalb-
jahres, 

 d)  § 23 Absatz 1 mit einer Frist von einem Monat zum 
Schluss eines Kalendermonats,

 e)  § 26 Absatz 1 mit einer Frist von drei Monaten zum 
Schluss eines Kalenderjahres,

 f)  die Entgelttabelle in der Anlage B mit einer Frist 
von einem Monat zum Schluss eines Kalender-
monats, frühestens jedoch zum 31. Dezember 2018; 
eine Kündigung nach Absatz 2 umfasst nicht die 
Entgelttabelle in der Anlage B.
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Anlagen

Anlage	A

Entgeltordnung	Forst

Vorbemerkungen:

1. 1Aus Gründen der sprachlichen Vereinfachung werden 
in der Entgeltordnung die Begriffe des Beschäftigten 
immer in dem Sinne verwendet, dass sie sowohl weib-
liche als auch männliche Beschäftigte erfassen. 2Dies 
gilt entsprechend für Berufs- und Tätigkeitsbezeich-
nungen. 

2. Facharbeiter mit einem im Beitrittsgebiet erworbe-
nen Facharbeiterzeugnis, das nach Artikel 37 des 
Einigungsvertrages und der Vorschriften hierzu dem 
Prüfungszeugnis in einem anerkannten Ausbildungs-
beruf mit einer Ausbildungsdauer von mindestens drei 
Jahren bzw. einer kürzeren Ausbildungsdauer gleich-
gestellt ist, werden bei entsprechender Tätigkeit wie 
 Beschäftigte mit erfolgreich abgeschlossener Aus-
bildung in einem solchen Ausbildungsberuf eingrup-
piert.

Entgeltgruppe	8

1. Beschäftigte mit erfolgreich abgeschlossener Fort-
bildung zum Forstwirtschaftsmeister, die durch 
schriftliche Anordnung als solche bestellt sind.

2. Beschäftigte der Entgeltgruppe 5, die folgende Ma-
schinen und Geräte bedienen und warten und kleine 
Reparaturen selbst durchführen: Fahrer von Harves-
tern, von Prozessoren oder von Kranrückezügen (Trag-
schlepper, Klemmbankschlepper) sowie Bediener von 
mobilen Großentrindungsanlagen, von mobilen Seil-
krananlagen.

Entgeltgruppe	7

1. Beschäftigte der Entgeltgruppe 6 Fallgruppe 1, die in 
Nationalparks oder Biosphärenreservaten tätig sind 
und mindestens zur Hälfte selbständig Tätigkeiten aus 
mindestens zwei der nachstehenden Aufgabenbereiche 
auszuüben haben:

 - Umweltbildung,

 - Führung von Besuchergruppen,

 -  Überwachung von geschützten Tieren und Pflanzen 
(Monitoring),

 - Gebietsüberwachung.

2. Beschäftigte der Entgeltgruppe 5, die folgende Ma-
schinen und Geräte bedienen und warten und klei-
ne Reparaturen selbst durchführen: Fahrer von Rü-
ckeschleppern mit Forstausrüstung (mindestens mit 
funkgesteuerter Seilwinde oder mit Zange oder mit 
Kranrückeanhänger) sowie von Gradern.

Entgeltgruppe	6

1. Beschäftigte der Entgeltgruppe 5 Fallgruppe 1 mit 
 einer erfolgreich abgeschlossenen aufgabenspezi-

fischen Weiterbildung in Fragen des Naturschut-
zes und der Landschaftspflege von mindestens drei 
 Monaten Dauer mit entsprechender Tätigkeit.

2. Beschäftigte der Entgeltgruppe 5 Fallgruppe 1, die 
aufgrund ausdrücklicher Anordnung in der National-
parkwacht eingesetzt sind.

3. Beschäftigte der Entgeltgruppe 5 Fallgruppe 1, die in 
Nationalparks oder vergleichbaren Einrichtungen als 
Betreuungs- und Aufsichtspersonen von Gebäuden 
komplizierte und hochwertige Installationsgeräte und 
technische Einrichtungen bedienen und warten und 
kleinere Reparaturen selbst durchführen und im Rah-
men eines Dienstplanes auch außerhalb der Arbeitszeit 
Überwachungsaufgaben haben.

4. Beschäftigte der Entgeltgruppe 5 Fallgruppe 1, die in 
Nationalparks oder vergleichbaren Einrichtungen für 
die Betreuung und Überwachung von Forschungssta-
tionen mit komplizierten und hochwertigen Messein-
richtungen eingesetzt sind.

5. Beschäftigte der Entgeltgruppe 5, die schwierige Ma-
schinen und Geräte bedienen und warten und kleine 
Reparaturen selbst durchführen, zum Beispiel Fahrer 
von Radschleppern mit Forstausrüstung, soweit nicht 
von Entgeltgruppe 7 erfasst, von Radladern, von Pla-
nier- und Laderaupen, von Lastkraftwagen mit einem 
zulässigen Gesamtgewicht von mehr als 7,5 t; Bagger-
führer; Klettersägenführer; Bediener von Entrindungs-
anlagen; Bediener von Seilanlagen.

Entgeltgruppe	5

1. Beschäftigte mit erfolgreich abgeschlossener Aus-
bildung zum Forstwirt, soweit nicht anderweitig ein-
gruppiert.

2. Beschäftigte ohne erfolgreich abgeschlossene Aus-
bildung zum Forstwirt, die Arbeiten verrichten, die 
eine besondere handwerkliche oder technische Aus-
bildung oder entsprechende Fertigkeiten voraussetzen, 
soweit nicht anderweitig eingruppiert.

 (Als Tätigkeiten, die eine besondere technische Aus-
bildung oder entsprechende Fertigkeiten vorausset-
zen, gelten zum Beispiel das Bedienen und Warten 
einfacher Maschinen und Geräte einschließlich des 
Durchführens kleiner Reparaturen, die Tätigkeit als 
Schlepperfahrer, soweit nicht von Entgeltgruppen 6 
bis 8 erfasst, das Bedienen von Kleinseilwinden, nicht 
aber das Bedienen und Warten von Motorsägen und 
Freischneidern).

Entgeltgruppe	2

Beschäftigte ohne erfolgreich abgeschlossene Ausbil-
dung zum Forstwirt mit einfachen Tätigkeiten (einfache 
Tätig keiten sind Pflanzarbeiten bei Forstkulturen auf vor-
bereiteten oder leichten offenen Böden, leichte Arbeiten 
in Saat- und Pflanzgärten, einfache Pflege- und Schutz-
maßnahmen, leichte Transportarbeiten sowie andere 
 vergleichbare Arbeiten).
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Anlage B 
 

Entgelttabelle TV-Forst 
 

- gültig vom 1. Januar 2017 bis 31. Dezember 2017 - 

  

Entgelt- 
gruppe 

Grundentgelt Entwicklungsstufen 

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6 
8 2.523,90 2.779,82 2.896,13 3.006,65 3.128,79 3.204,40 

7 2.372,68 2.611,14 2.768,18 2.884,50 2.977,58 3.058,98 

6 2.331,97 2.564,61 2.680,94 2.797,27 2.872,87 2.954,29 

5 2.238,90 2.459,92 2.576,25 2.686,75 2.774,00 2.832,16 

4 2.134,21 2.349,43 2.494,82 2.576,25 2.657,68 2.710,01 

3 2.105,13 2.314,52 2.372,68 2.465,74 2.541,35 2.605,32 

2 1.953,91 2.145,84 2.204,02 2.262,17 2.395,94 2.535,54 

1 Je 4 Jahre 1.756,17 1.785,23 1.820,13 1.855,04 1.942,28 
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Anlage B 
 

 

Entgelttabelle TV-Forst 
 

- gültig ab 1. Januar 2018 - 

  

Entgelt- 
gruppe 

Grundentgelt Entwicklungsstufen 

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6 
8 2.583,21 2.845,15 2.964,19 3.077,31 3.202,32 3.279,70 

7 2.428,44 2.672,50 2.833,23 2.952,29 3.047,55 3.130,87 

6 2.386,77 2.624,88 2.743,94 2.863,01 2.940,38 3.023,72 

5 2.291,51 2.517,73 2.636,79 2.749,89 2.839,19 2.898,72 

4 2.184,36 2.404,64 2.553,45 2.636,79 2.720,14 2.773,70 

3 2.154,60 2.368,91 2.428,44 2.523,68 2.601,07 2.666,55 

2 1.999,83 2.196,27 2.255,81 2.315,33 2.452,24 2.595,13 

1 Je 4 Jahre 1.797,44 1.827,18 1.862,90 1.898,63 1.987,92 
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Änderungstarifvertrag	Nr.	6	
zum	Tarifvertrag	

zur	Überleitung	der	Beschäftigten	der	Länder	aus	dem	
Geltungsbereich	des	MTW	/	MTW-O	in	den	TV-Forst	

und	zur	Regelung	des	Übergangsrechts	
(TVÜ-Forst)

vom 30. März 2017

Zwischen

der Tarifgemeinschaft deutscher Länder, 
vertreten durch den Vorsitzenden 
des Vorstandes,

einerseits

und

der Industriegewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt,

- Bundesvorstand -,

andererseits

wird Folgendes vereinbart:

§	1	
Änderung	des	TVÜ-Forst

Der Tarifvertrag zur Überleitung der Beschäftigten der 
Länder aus dem Geltungsbereich des MTW / MTW-O 
in den TV-Forst und zur Regelung des Übergangsrechts 
(TVÜ-Forst) vom 18. Dezember 2007, zuletzt geändert 
durch den Änderungstarifvertrag Nr. 5 vom 6. Mai 2015, 
wird wie folgt geändert:

1. Die Protokollerklärung Nummer 2 zu § 7 Absatz 2 wird 
wie folgt gefasst:

 „2. Die Besitzstandszulage erhöht sich ab 1. Januar 
2017 um 2,2 v. H. und ab 1. Januar 2018 um 2,35 v. H.“

2. § 13 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

 „2Die besonderen Tabellenwerte betragen

 a)  in der Zeit vom 1. Januar 2017 bis 31. Dezember 
2017

Stufe	1 Stufe	2 Stufe	3 Stufe	4 Stufe	5 Stufe	6

2.017,89 2.215,64 2.291,26 2.384,33 2.448,30 2.500,63

 b) ab 1. Januar 2018

Stufe	1 Stufe	2 Stufe	3 Stufe	4 Stufe	5 Stufe	6

2.065,31 2.267,71 2.345,10 2.440,36 2.505,84 2.559,39“

3. § 18 Absatz 7 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

 „2Bemessungsgrundlage für die Erschwerniszuschlä-
ge nach § 27 Absatz 1 Satz 2 MTW-O ist 

 a)  in der Zeit vom 1. Januar 2017 bis 31. Dezember 
2017 der Betrag in Höhe von 5,76 Euro,

 b)  ab 1. Januar 2018 der Betrag in Höhe von 5,90 Euro.“

4. In § 22 Absatz 3 wird das Datum „31. Dezember 2016“ 
durch das Datum „31. Dezember 2018“ ersetzt.

§	2	
Ausnahmen	vom	Geltungsbereich

Für Beschäftigte, die spätestens mit Ablauf des 30. März 
2017 aus dem Arbeitsverhältnis ausgeschieden sind, gilt 
dieser Tarifvertrag nur, wenn sie dies bis zum 30. Septem-
ber 2017 schriftlich beantragen.

§	3	
Inkrafttreten

Dieser Tarifvertrag tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2017 
in Kraft.

Berlin, den 30. März 2017

Änderungstarifvertrag	Nr.	6	
zum	Tarifvertrag	für	Auszubildende	zum	Forstwirt	in	
forstwirtschaftlichen	Verwaltungen,	Einrichtungen	und	

Betrieben	der	Länder	
(TVA-L-Forst)

vom 30. März 2017

Zwischen

der Tarifgemeinschaft deutscher Länder,

vertreten durch den Vorsitzenden 
des Vorstandes,

einerseits

und

der Industriegewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt,

- Bundesvorstand -,

andererseits

wird Folgendes vereinbart:

§	1	
Änderung	des	TVA-L-Forst

Der Tarifvertrag für Auszubildende zum Forstwirt in forst-
wirtschaftlichen Verwaltungen, Einrichtungen und Be-
trieben der Länder (TVA-L-Forst) vom 17. Dezember 2008, 
zuletzt geändert durch den Änderungstarifvertrag Nr. 5 
vom 6. Mai 2015, wird wie folgt geändert:

1. § 2 wird wie folgt geändert:

 a)  Im Einleitungssatz werden die Wörter „Nr. 6 vom 
28. März 2015“ durch die Wörter „Nr. 7 vom 17. Fe-
bruar 2017“ ersetzt.

 b) In Nr. 3 wird § 8 wie folgt geändert:

  aa) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

    ”(1) Das monatliche Ausbildungsentgelt be-
trägt für Auszubildende

   a)  in der Zeit vom 1. Januar 2017 bis 31. De-
zember 2017 
im ersten Ausbildungsjahr  901,82 Euro, 
im zweiten Ausbildungsjahr 955,96 Euro, 
im dritten Ausbildungsjahr 1.005,61 Euro,

   b)  ab 1. Januar 2018 
im ersten Ausbildungsjahr  936,82 Euro, 
im zweiten Ausbildungsjahr 990,96 Euro, 
im dritten Ausbildungsjahr 1.040,61 Euro.“

  bb)  In Absatz 7 werden die Buchstaben a und b wie 
folgt gefasst:

   ”a)  in der Zeit vom 1. Januar 2017 bis 31. De-
zember 2017 von 11,72 Euro,

   b) ab 1. Januar 2018 von 12,00 Euro“.

 c)  In Nr. 4 wird § 10 Absatz 2 Satz 3 wie folgt gefasst:

   ”3Für die Erstattung der nachgewiesenen notwen-
digen Kosten einer Unterkunft am auswärtigen Ort 
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gelten, soweit nicht eine unentgeltliche Unterkunft 
zur Verfügung steht, diejenigen Regelungen ent-
sprechend, die für die Beschäftigten des Ausbilden-
den maßgebend sind.“

2. § 3 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz 1a wird das Datum ”31. Dezember 2016“ 
durch das Datum

  ”31. Dezember 2018“ ersetzt.

 b)  In Absatz 4 Buchstabe a wird das Datum ”31. De-
zember 2016“ durch das Datum ”31. Dezember 
2018“ ersetzt.

§	2	
Neufassung	der	durchgeschriebenen	Fassung

Die durchgeschriebene Fassung (TVA-Forst in der Anla-
ge zu § 4 TVA-L-Forst) erhält die Fassung der Anlage zu 
diesem Tarifvertrag.

§	3	
Ausnahmen	vom	Geltungsbereich

Für Auszubildende, die spätestens mit Ablauf des 30. März 
2017 aus dem Ausbildungsverhältnis ausgeschieden sind, 
gilt dieser Tarifvertrag nur, wenn sie dies bis zum 30. Sep-
tember 2017 schriftlich beantragen.

§	4	
Inkrafttreten

Dieser Tarifvertrag tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2017 
in Kraft. 

Berlin, den 30. März 2017

Anlage zum Änderungstarifvertrag Nr. 6 zum TVA-L-Forst

Anlage zu § 4 TVA-L-Forst

Tarifvertrag	
für	Auszubildende	zum	Forstwirt	in	

forstwirtschaftlichen	Verwaltungen,	Einrichtungen	und	
Betrieben	der	Länder	

(TVA-Forst)

vom 17. Dezember 2008

in der Fassung des Änderungstarifvertrages Nr. 6 vom  
30. März 2017

Zwischen

der Tarifgemeinschaft deutscher Länder,

vertreten durch den Vorsitzenden 
des Vorstandes,

einerseits

und

der Industriegewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt

- Bundesvorstand -,

andererseits

wird Folgendes vereinbart:

§	1	
Geltungsbereich

(1) 1Dieser Tarifvertrag gilt für Personen, die in forstwirt-
schaftlichen Verwaltungen, Einrichtungen und Betrie-
ben der Länder nach dem Berufsbildungsgesetz (BBiG) 
zum Forstwirt ausgebildet werden (Auszubildende). 
2Voraussetzung ist, dass sie in forstwirtschaftlichen 
Verwaltungen, Einrichtungen und Betrieben aus-
gebildet werden, die unter den Geltungsbereich des 
TV-Forst fallen. 3Dieser Tarifvertrag gilt nicht in den 
Ländern Bremen und Hamburg.

 Protokollerklärung zu § 1 Absatz 1:

 Dieser Tarifvertrag gilt auch in Nationalparken, Na-
turparken, Biosphärenreservaten und vergleichbaren 
Schutzgebieten der Länder.

(2) Soweit in diesem Tarifvertrag nichts anderes geregelt 
ist, gelten die jeweils einschlägigen gesetzlichen Vor-
schriften.

(3) Für die Auszubildenden des Landes Berlin gelten - mit 
Ausnahme des Tarifvertrages über die betriebliche 
 Altersversorgung für die Beschäftigten des öffent-
lichen Dienstes (Tarifvertrag Altersversorgung - ATV) 
vom 1. März 2002 in der jeweils geltenden Fassung 
- einheitlich die Regelungen dieses Tarifvertrages für 
das Tarifgebiet West.

Protokollerklärung zu § 1:

Die für die Auszubildenden verwendeten Bezeichnungen 
umfassen weibliche und männliche Auszubildende.

§	2	
Ausbildungsvertrag,	Nebenabreden

(1) 1Vor Beginn des Ausbildungsverhältnisses ist ein 
schriftlicher Ausbildungsvertrag zu schließen. 2Dieser 
enthält neben der Bezeichnung des Ausbildungsberufs 
mindestens Angaben über

 a)  die maßgebliche Ausbildungs- und Prüfungsord-
nung in der jeweils geltenden Fassung sowie Art, 
sachliche und zeitliche Gliederung der Ausbildung,

 b) Beginn und Dauer der Ausbildung,

 c)  Dauer der regelmäßigen täglichen oder wöchentli-
chen Ausbildungszeit,

 d) Dauer der Probezeit,

 e) Zahlung und Höhe des Ausbildungsentgelts,

 f) Dauer des Urlaubs,

 g)  Voraussetzungen, unter denen der Ausbildungsver-
trag gekündigt werden kann,

 h)  die Geltung des Tarifvertrages für Auszubildende 
zum Forstwirt in forstwirtschaftlichen Verwaltun-
gen, Einrichtungen und Betrieben der Länder (TVA-
Forst), sowie einen in allgemeiner Form gehaltenen 
Hinweis auf die Betriebs-/Dienstvereinbarungen, 
die auf das Ausbildungsverhältnis anzuwenden 
sind.

(2) 1Nebenabreden sind nur wirksam, wenn sie schriftlich 
vereinbart werden. 2Sie können gesondert gekündigt 
werden, soweit dies einzelvertraglich vereinbart ist.

(3) 1Falls im Rahmen eines Ausbildungsvertrages eine 
Vereinbarung über die Gewährung einer Personal-
unterkunft getroffen wird, ist dies in einer gesondert 
kündbaren Nebenabrede festzulegen. 2Der Wert der 
Personalunterkunft wird im Tarifgebiet West nach dem 
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Tarifvertrag über die Gewährung von Personalunter-
künften für Angestellte vom 16. März 1974 in der je-
weils geltenden Fassung auf das Ausbildungsentgelt 
angerechnet. 3Der nach § 3 Absatz 1 Unterabsatz 1 des 
Tarifvertrages über die Gewährung von Personalunter-
künften für Angestellte vom 16. März 1974 maßgeben-
de Quadratmetersatz ist hierbei um 15 v. H. zu kürzen.

§	3	
Probezeit

(1) Die Probezeit beträgt drei Monate.

(2) Während der Probezeit kann das Ausbildungsverhält-
nis von beiden Seiten jederzeit ohne Einhalten einer 
Kündigungsfrist gekündigt werden.

§	4	
Ärztliche	Untersuchungen

(1) 1Auszubildende haben auf Verlangen des Ausbil-
denden vor ihrer Einstellung ihre gesundheitliche 
Eignung durch das Zeugnis eines Amtsarztes nach-
zuweisen. 2Für Auszubildende, die unter das Jugend-
arbeitsschutzgesetz (JArbSchG) fallen, ist ergänzend 
§ 32 Absatz 1 Jugendarbeitsschutzgesetz zu beachten.

(2) 1Die Auszubildenden können bei begründeter Veran-
lassung verpflichtet werden, durch eine ärztliche Be-
scheinigung nachzuweisen, dass sie in der Lage sind, 
die nach dem Ausbildungsvertrag übernommenen 
Verpflichtungen zu erfüllen. 2Bei dem beauftragten 
Arzt kann es sich um einen Betriebsarzt, Personalarzt 
oder Amtsarzt handeln, soweit sich die Betriebspartei-
en nicht auf einen anderen Arzt geeinigt haben. 3Die 
Kosten dieser Untersuchung trägt der Ausbildende.

(3) 1Auszubildende, die besonderen Ansteckungsgefahren 
ausgesetzt sind, oder die mit gesundheitsgefährdenden 
Tätigkeiten oder mit der Zubereitung von Speisen be-
auftragt werden, sind in regelmäßigen Zeitabständen 
ärztlich zu untersuchen. 2Die Untersuchung ist auf 
Antrag der Auszubildenden auch bei Beendigung des 
Ausbildungsverhältnisses durchzuführen.

§	5	
Schweigepflicht,	Nebentätigkeiten

(1) Auszubildende haben in demselben Umfang Ver-
schwiegenheit zu wahren wie die Beschäftigten des 
Ausbildenden.

(2) 1Nebentätigkeiten gegen Entgelt haben Auszubilden-
de ihrem Ausbildenden rechtzeitig vorher schriftlich 
anzuzeigen. 2Der Ausbildende kann die Nebentätig-
keit untersagen oder mit Auflagen versehen, wenn 
diese geeignet ist, die nach dem Ausbildungsvertrag 
übernommenen Verpflichtungen der Auszubildenden 
oder berechtigte Interessen des Ausbildenden zu be-
einträchtigen.

§	6	
Personalakten

(1) 1Die Auszubildenden haben ein Recht auf Einsicht 
in ihre vollständigen Personalakten. 2Sie können das 
Recht auf Einsicht durch einen hierzu schriftlich Be-
vollmächtigten ausüben lassen. 3Sie können Auszüge 
oder Kopien aus ihren Personalakten erhalten. 4Die 
Auszubildenden müssen über Beschwerden und Be-
hauptungen tatsächlicher Art, die für sie ungünstig 

sind oder ihnen nachteilig werden können, vor Auf-
nahme in die Personalakten gehört werden. 5Ihre Äu-
ßerung ist zu den Personalakten zu nehmen.

(2) 1Beurteilungen sind den Auszubildenden unverzüglich 
bekannt zu geben. 2Die Bekanntgabe ist aktenkundig 
zu machen.

§	7	
Wöchentliche	und	tägliche	Ausbildungszeit

(1) Die durchschnittliche regelmäßige wöchentliche 
Ausbildungszeit und die tägliche Ausbildungszeit der 
Auszubildenden, die nicht unter das Jugendarbeits-
schutzgesetz fallen, richten sich nach den Regelungen 
für die unter den TV-Forst fallenden Beschäftigten des 
Ausbildenden.

(2) Wird das Führen von Berichtsheften (Ausbildungs-
nachweisen) verlangt, ist den Auszubildenden dazu 
Gelegenheit während der Ausbildungszeit zu geben.

(3) An Tagen, an denen Auszubildende an einem theore-
tischen betrieblichen Unterricht von mindestens 270 
tatsächlichen Unterrichtsminuten teilnehmen, dürfen 
sie nicht zur praktischen Ausbildung herangezogen 
werden.

(4) 1Unterrichtszeiten einschließlich der Pausen gelten als 
Ausbildungszeit. 2Dies gilt auch für die notwendige 
Wegezeit zwischen Unterrichtsort und Ausbildungs-
stätte, sofern die Ausbildung nach dem Unterricht fort-
gesetzt wird.

(5) Auszubildende dürfen an Sonn- und Wochenfeiertagen 
und in der Nacht zur Ausbildung nur herangezogen 
werden, wenn dies nach dem Ausbildungszweck er-
forderlich ist.

(6) 1Auszubildende dürfen nicht über die nach Absatz 1 
geregelte Ausbildungszeit hinaus zu Mehrarbeit he-
rangezogen und nicht mit Akkordarbeit beschäftigt 
werden. 2§§ 21, 23 Jugendarbeitsschutzgesetz und § 17 
Absatz 3 Berufsbildungsgesetz bleiben unberührt.

§	8	
Ausbildungsentgelt

(1) Das monatliche Ausbildungsentgelt beträgt für Auszu-
bildende

 a)  in der Zeit vom 1. Januar 2017 bis 31. Dezember 
2017

  im ersten Ausbildungsjahr 901,82 Euro,

  im zweiten Ausbildungsjahr 955,96 Euro,

  im dritten Ausbildungsjahr 1.005,61 Euro,

 b)  ab 1. Januar 2018

  im ersten Ausbildungsjahr 936,82 Euro,

  im zweiten Ausbildungsjahr 990,96 Euro,

  im dritten Ausbildungsjahr 1.040,61 Euro.

(2) Das Ausbildungsentgelt wird zu dem Termin gezahlt, 
zu dem auch die unter den TV-Forst fallenden Beschäf-
tigten des Ausbildenden ihr Entgelt erhalten.

(3) Ist wegen des Besuchs einer weiterführenden oder 
einer berufsbildenden Schule oder wegen einer Be-
rufsausbildung in einer sonstigen Einrichtung die 
Ausbildungszeit verkürzt, gilt für die Höhe des Ausbil-
dungsentgelts der Zeitraum, um den die Ausbildungs-
zeit verkürzt wird, als abgeleistete Ausbildungszeit.
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(4) Wird die Ausbildungszeit

 a) gemäß § 18 Absatz 1 Satz 2 verlängert oder

 b)  auf Antrag des Auszubildenden nach § 8 Absatz 2 
Berufsbildungsgesetz von der zuständigen Stelle 
oder nach § 27b Absatz 3 der Handwerksordnung 
von der Handwerkskammer verlängert,

 wird während des Zeitraums der Verlängerung das 
Ausbildungsentgelt des letzten regelmäßigen Ausbil-
dungsabschnitts gezahlt.

(5) In den Fällen des § 18 Absatz 2 erhalten Auszubildende 
bis zur Ablegung der Abschlussprüfung das Ausbil-
dungsentgelt des letzten regelmäßigen Ausbildungs-
abschnitts, bei Bestehen der Prüfung darüber hinaus 
rückwirkend von dem Zeitpunkt an, an dem das Aus-
bildungsverhältnis geendet hat, den Unterschieds-
betrag zwischen dem ihnen gezahlten Ausbildungs-
entgelt und dem nach § 8 Absatz 5 TVA-L BBiG für das 
vierte Ausbildungsjahr maßgebenden Ausbildungs-
entgelt.

(6) 1Für die Ausbildung an Samstagen, Sonntagen, Fei-
ertagen und Vorfesttagen, für den Bereitschaftsdienst 
und die Rufbereitschaft, für die Überstunden und für 
die Zeitzuschläge gelten die für die Beschäftigten des 
Ausbildenden geltenden Regelungen des TV-Forst 
sinngemäß. 2Der Zeitzuschlag für Nachtarbeit im Sin-
ne von § 8 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe b TV-Forst beträgt 
je Stunde mindestens 1,28 Euro.

(7) Den Auszubildenden der Länder Sachsen, Sachsen-
Anhalt und Thüringen, die in erheblichem Umfang 
Tätigkeiten ausführen, für die nach § 18 Absatz 7 TVÜ-
Forst Erschwerniszuschläge gezahlt werden, kann im 
zweiten und dritten Ausbildungsjahr ein monatlicher 
Pauschalzuschlag 

 a)  in der Zeit vom 1. Januar 2017 bis 31. Dezember 
2017 von 11,72 Euro,

 b)  ab 1. Januar 2018 von 12,00 Euro

 gewährt werden.

§	9	
Urlaub

(1) 1Auszubildende erhalten Erholungsurlaub in entspre-
chender Anwendung der für die Beschäftigten des 
Ausbildenden geltenden Regelungen mit der Maß-
gabe, dass der Urlaubsanspruch bei Verteilung der 
wöchentlichen Ausbildungszeit auf fünf Tage in der 
Kalenderwoche in jedem Kalenderjahr 29 Ausbil-
dungstage beträgt. 2Während des Erholungsurlaubs 
wird das Ausbildungsentgelt (§ 8 Absatz 1) fortgezahlt.

(2) Der Erholungsurlaub ist nach Möglichkeit zusammen-
hängend während der unterrichtsfreien Zeit zu erteilen 
und in Anspruch zu nehmen.

§	10	
Ausbildungsmaßnahmen	

außerhalb	der	Ausbildungsstätte

(1) Bei Dienstreisen und Reisen zur Ablegung der in den 
Ausbildungsordnungen vorgeschriebenen Prüfun-
gen erhalten Auszubildende eine Entschädigung in 
entsprechender Anwendung der Reisekostenbestim-
mungen, die für die Beschäftigten des Ausbildenden 
jeweils gelten.

(2) 1Bei Reisen zur Teilnahme an überbetrieblichen Aus-
bildungsmaßnahmen im Sinne des § 5 Absatz 2 Satz 1 
Nr. 6 Berufsbildungsgesetz werden die entstandenen 
notwendigen Fahrtkosten bis zur Höhe der Kosten der 
Fahrkarte der jeweils niedrigsten Klasse des billigs-
ten regelmäßig verkehrenden Beförderungsmittels 
(im Bahnverkehr ohne Zuschläge) erstattet; Möglich-
keiten zur Erlangung von Fahrpreisermäßigungen 
(zum Beispiel Schülerfahrkarten, Monatsfahrkarten, 
BahnCard) sind auszunutzen. 2Beträgt die Entfernung 
zwischen den Ausbildungsstätten hierbei mehr als 300 
km, können im Bahnverkehr Zuschläge beziehungs-
weise besondere Fahrpreise (zum Beispiel für ICE) 
erstattet werden. 3Für die Erstattung der nachgewie-
senen notwendigen Kosten einer Unterkunft am aus-
wärtigen Ort gelten, soweit nicht eine unentgeltliche 
Unterkunft zur Verfügung steht, diejenigen Regelun-
gen entsprechend, die für die Beschäftigten des Aus-
bildenden maßgebend sind. 4Zu den Auslagen des bei 
notwendiger auswärtiger Unterbringung entstehenden 
Verpflegungsmehraufwands wird für volle Kalender-
tage der Anwesenheit am auswärtigen Ausbildungs-
ort ein Verpflegungszuschuss in Höhe der nach der 
Sozialversicherungsentgeltverordnung maßgebenden 
Sachbezugswerte für Frühstück, Mittagessen und 
Abendessen gewährt. 5Bei unentgeltlicher Verpfle-
gung wird der jeweilige Sachbezugswert einbehalten. 
6Bei einer über ein Wochenende oder einen Feiertag 
hinaus andauernden Ausbildungsmaßnahme werden 
die dadurch entstandenen Mehrkosten für Unterkunft 
und Verpflegungsmehraufwand nach Maßgabe der 
Sätze 3 bis 5 erstattet.

(3) 1Für den Besuch einer auswärtigen Berufsschule wer-
den die notwendigen Fahrtkosten sowie die Auslagen 
für Unterkunft und Verpflegungsmehraufwand nach 
Maßgabe des Absatzes 2 erstattet. 2Erstattungen durch 
Dritte sind anzurechnen. 3Sofern der Auszubildende 
auf seinen Antrag eine andere als die regulär zu be-
suchende Berufsschule besucht, wird der Ausbildende 
von der Kostenübernahme befreit.

(4) Bei Abordnungen und Zuweisungen werden die Kos-
ten nach Maßgabe des Absatzes 2 erstattet.

§	11	
Familienheimfahrten

1Für Familienheimfahrten von der Ausbildungsstätte oder 
vom Ort der auswärtigen Berufsschule, deren Besuch vom 
Ausbildenden veranlasst wurde, zum Wohnort der Eltern 
und zurück werden den Auszubildenden monatlich ein-
mal Fahrtkosten erstattet. 2Erstattungsfähig sind die im 
Bundesgebiet notwendigen Fahrtkosten bis zur Höhe der 
Kosten der Fahrkarte der jeweils niedrigsten Klasse des 
billigsten regelmäßig verkehrenden Beförderungsmittels 
(im Bahnverkehr ohne Zuschläge). 3Dem Wohnort der 
 Eltern steht der Wohnort der Erziehungsberechtigten oder 
der Ehegattin/des Ehegatten oder der Lebenspartnerin/des 
Lebenspartners gleich. 4Möglichkeiten zur Erlangung von 
Fahrpreisermäßigungen (zum Beispiel Schülerfahrkarten, 
Monatsfahrkarten, BahnCard) sind auszunutzen. 5Beträgt 
die Entfernung mehr als 300 km, können im Bahnverkehr 
Zuschläge beziehungsweise besondere Fahrpreise (zum 
Beispiel für ICE) erstattet werden. 6Die Sätze 1 bis 5 gelten 
nicht, wenn aufgrund geringer Entfernung eine tägliche 
Rückkehr möglich und zumutbar ist oder der Aufenthalt am 
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jeweiligen Ort der Ausbildungsstätte oder der auswärtigen 
Berufsschule weniger als vier Wochen beträgt.

§	12	
Schutzkleidung,	Ausbildungsmittel,	

Besondere	Zahlungen,	Schadenshaftung

(1) Soweit das Tragen von Schutzkleidung gesetzlich vor-
geschrieben oder angeordnet ist, wird sie unentgeltlich 
zur Verfügung gestellt und bleibt Eigentum des Aus-
bildenden.

(2) Der Ausbildende hat den Auszubildenden kostenlos 
die Ausbildungsmittel zur Verfügung zu stellen, die 
zur Berufsausbildung und zum Ablegen von Zwischen- 
und Abschlussprüfungen erforderlich sind.

(3) § 23 Absätze 5 und 6 TV-Forst gelten entsprechend.

(4) § 23 Absatz 7 TV-Forst gilt mit der Maßgabe entspre-
chend, dass dem Auszubildenden für die Fahrt von 
seiner Wohnung zur Ausbildungsstelle und zurück 
eine Pauschale in Höhe von 40 Euro in jedem Kalen-
dermonat gewährt wird, sofern die Voraussetzungen 
hinsichtlich der Entfernungskilometer im jeweiligen 
Kalendermonat überwiegend erfüllt sind.

(5) Für die Schadenshaftung der Auszubildenden finden 
die Bestimmungen, die für die Beamten des jeweiligen 
Landes jeweils gelten, entsprechend Anwendung.

§	13	
Entgelt	im	Krankheitsfall

(1) 1Sind Auszubildende durch Arbeitsunfähigkeit infolge 
Krankheit ohne ihr Verschulden verhindert, ihre Ver-
pflichtungen aus dem Ausbildungsvertrag zu erfüllen, 
erhalten sie für die Zeit der Arbeitsunfähigkeit bis zu 
einer Dauer von sechs Wochen das Ausbildungsentgelt 
(§ 8 Absatz 1) fortgezahlt. 2Bei Wiederholungserkran-
kungen sowie bei Beendigung des Ausbildungsver-
hältnisses richtet sich die Dauer der Entgeltfortzah-
lung nach den gesetzlichen Bestimmungen.

(2) Im Übrigen gilt das Entgeltfortzahlungsgesetz.

(3) 1Hat die/der Auszubildende bei dem Ausbildenden 
einen Arbeitsunfall erlitten oder sich eine Berufs-
krankheit zugezogen, wird bei der jeweils ersten da-
rauf beruhenden Arbeitsunfähigkeit nach Ablauf des 
Entgeltfortzahlungszeitraums von sechs Wochen ein 
Krankengeldzuschuss bis zum Ende der 26. Woche 
seit dem Beginn der Arbeitsunfähigkeit gezahlt. 2Der 
Krankengeldzuschuss wird in Höhe des Unterschieds-
betrages zwischen den tatsächlichen Barleistungen 
des Sozialleistungsträgers und dem sich nach Absatz 1 
ergebenden Nettoausbildungsentgelt gezahlt. 3Voraus-
setzung für die Zahlung des Krankengeldzuschusses 
ist, dass der zuständige Unfallversicherungsträger den 
Arbeitsunfall oder die Berufskrankheit anerkennt.

§	14	
Entgeltfortzahlung	in	anderen	Fällen

(1) Auszubildenden ist das Ausbildungsentgelt (§ 8 Absatz 1) 
für insgesamt fünf Ausbildungstage fortzuzahlen, um 
sich vor den in den Ausbildungsordnungen vorge-
schriebenen Abschlussprüfungen ohne Bindung an 
die planmäßige Ausbildung auf die Prüfung vorberei-
ten zu können; bei der Sechstagewoche besteht dieser 
Anspruch für sechs Ausbildungstage.

(2) Der Freistellungsanspruch nach Absatz 1 verkürzt sich 
um die Zeit, für die Auszubildende zur Vorbereitung 
auf die Abschlussprüfung besonders zusammengefasst 
werden; es besteht jedoch mindestens ein Anspruch 
auf zwei Ausbildungstage.

(3) Im Übrigen gelten für die Arbeitsbefreiung diejenigen 
Regelungen entsprechend, die für die Beschäftigten 
des Ausbildenden maßgebend sind.

§	15	
Vermögenswirksame	Leistungen

(1) 1Auszubildende erhalten im Tarifgebiet West eine ver-
mögenswirksame Leistung in Höhe von 13,29 Euro 
monatlich und im Tarifgebiet Ost in Höhe von 6,65 
Euro monatlich, wenn sie diesen Betrag nach Maß-
gabe des Vermögensbildungsgesetzes in seiner je-
weiligen Fassung anlegen. 2Der Anspruch auf vermö-
genswirksame Leistungen entsteht frühestens für den 
Kalendermonat, in dem den Ausbildenden die erforder-
lichen Angaben mitgeteilt werden, und für die beiden 
vorangegangenen Monate desselben Kalenderjahres. 
3Die vermögenswirksamen Leistungen werden nur für 
Kalendermonate gewährt, für die den Auszubildenden 
Ausbildungsentgelt, Entgeltfortzahlung oder Kranken-
geldzuschuss zusteht. 4Für Zeiten, für die Kranken-
geldzuschuss zusteht, sind die vermögenswirksamen 
Leistungen Teil des Krankengeldzuschusses.

(2) Die vermögenswirksamen Leistungen sind kein zu-
satzversorgungspflichtiges Entgelt.

§	16	
Jahressonderzahlung

(1) 1Auszubildende, die am 1. Dezember in einem Ausbil-
dungsverhältnis stehen, haben Anspruch auf eine Jah-
ressonderzahlung. 2Diese beträgt bei Auszubildenden 
im

Tarif-	
gebiet
West

Tarifgebiet	
Ost	

im	Kalenderjahr

2015 2016 2017 2018 2019

95,0 v. H. 76,2 v. H. 80,9 v. H. 85,6 v. H. 90,3 v. H. 95,0 v. H.

 des Ausbildungsentgelts (§ 8 Absatz 1), das den Aus-
zubildenden für November zusteht.

(2) 1Der Anspruch ermäßigt sich um ein Zwölftel für  jeden 
Kalendermonat, in dem Auszubildende keinen An-
spruch auf Ausbildungsentgelt (§ 8 Absatz 1), Fortzah-
lung des Entgelts während des Erholungsurlaubs (§ 9) 
oder im Krankheitsfall (§ 13) haben. 2Die Verminde-
rung unterbleibt für Kalendermonate, für die Auszubil-
dende wegen Beschäftigungsverboten nach § 3 Absatz 2 
und § 6 Absatz 1 Mutterschutzgesetz kein Ausbildungs-
entgelt erhalten haben. 3Die Verminderung unterbleibt 
ferner für Kalendermonate der Inanspruchnahme der 
Elternzeit nach dem Bundeselterngeld- und Elternzeit-
gesetz bis zum Ende des Kalenderjahres, in dem das 
Kind geboren ist. 4Voraussetzung ist, das am Tag vor 
Antritt der Elternzeit Anspruch auf Entgelt oder auf 
Zuschuss zum Mutterschaftsgeld bestanden hat.

(3) 1Die Jahressonderzahlung wird mit dem Ausbildungs-
entgelt für November ausgezahlt. 2Ein Teilbetrag der 
Jahressonderzahlung kann zu einem früheren Zeit-
punkt ausgezahlt werden.
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(4) 1Auszubildende, die im unmittelbaren Anschluss an 
die Ausbildung von ihrem Ausbildenden in ein Arbeits-
verhältnis übernommen werden und am 1. Dezember 
noch in diesem Arbeitsverhältnis stehen, erhalten 
zusammen mit der anteiligen Jahressonderzahlung 
aus dem Arbeitsverhältnis eine anteilige Jahresson-
derzahlung aus dem Ausbildungsverhältnis. 2Ist die 
Übernahme im Laufe eines Kalendermonats erfolgt, 
wird dieser Kalendermonat bei der anteiligen Jahres-
sonderzahlung aus dem Arbeitsverhältnis berück-
sichtigt.

§	17	
Betriebliche	Altersversorgung

1Die Auszubildenden haben Anspruch auf eine zusätzliche 
Alters- und Hinterbliebenenversorgung unter Eigenbetei-
ligung. 2Einzelheiten bestimmt der Tarifvertrag über die 
betriebliche Altersversorgung der Beschäftigten des öffent-
lichen Dienstes (Tarifvertrag Altersversorgung - ATV) in 
seiner jeweils geltenden Fassung.

Protokollerklärung zu § 17:

§ 17 gilt nicht für Auszubildende der Freien und Hansestadt 
Hamburg.

§	18	
Beendigung	des	Ausbildungsverhältnisses

(1) 1Das Ausbildungsverhältnis endet mit Ablauf der Aus-
bildungszeit; abweichende gesetzliche Regelungen 
bleiben unberührt. 2Im Falle des Nichtbestehens der 
Abschlussprüfung verlängert sich das Ausbildungs-
verhältnis auf Verlangen der Auszubildenden bis zur 
nächstmöglichen Wiederholungsprüfung, höchstens 
um ein Jahr.

(2) Können Auszubildende ohne eigenes Verschulden die 
Abschlussprüfung erst nach beendeter Ausbildungs-
zeit ablegen, gilt Absatz 1 Satz 2 entsprechend.

(3) Beabsichtigt der Ausbildende keine Übernahme in ein 
Arbeitsverhältnis, hat er dies den Auszubildenden drei 
Monate vor dem voraussichtlichen Ende der Ausbil-
dungszeit schriftlich mitzuteilen.

(4) Nach der Probezeit (§ 3) kann das Ausbildungsverhält-
nis unbeschadet der gesetzlichen Kündigungsgründe 
nur gekündigt werden

 a)  aus einem sonstigen wichtigen Grund ohne Einhal-
ten einer Kündigungsfrist,

 b)  von Auszubildenden mit einer Kündigungsfrist von 
vier Wochen.

(5) Werden Auszubildende im Anschluss an das Aus-
bildungsverhältnis beschäftigt, ohne dass hierüber 
ausdrücklich etwas vereinbart worden ist, so gilt ein 
Arbeitsverhältnis auf unbestimmte Zeit als begründet.

§	19	
Übernahme	von	Auszubildenden

1Auszubildende werden nach erfolgreich bestandener Ab-
schlussprüfung bei dienstlichem bzw. betrieblichem Bedarf 
im unmittelbaren Anschluss an das Ausbildungsverhältnis 
für die Dauer von zwölf Monaten in ein Arbeitsverhältnis 
übernommen, sofern nicht im Einzelfall personenbeding-
te, verhaltensbedingte, betriebsbedingte oder gesetzliche 
Gründe entgegenstehen. 2Im Anschluss daran werden 
diese Beschäftigten bei entsprechender Bewährung in 
ein unbefristetes Arbeitsverhältnis übernommen. 3Der 

dienstliche bzw. betriebliche Bedarf muss zum Zeitpunkt 
der Beendigung der Ausbildung nach Satz 1 vorliegen und 
setzt zudem eine freie und besetzbare Stelle bzw. einen 
freien und zu besetzenden Arbeitsplatz voraus, die/der eine 
ausbildungsadäquate Beschäftigung auf Dauer ermöglicht. 
4Bei einer Auswahlentscheidung sind die Ergebnisse der 
Abschlussprüfung und die persönliche Eignung zu berück-
sichtigen. 5Bestehende Mitbestimmungsrechte bleiben un-
berührt.

Protokollerklärungen zu § 19:

1. 1Für die Prüfung des dienstlichen bzw. betrieblichen 
Bedarfs, einer freien und besetzbaren Stelle bzw.  eines 
freien und zu besetzenden Arbeitsplatzes sowie der 
ausbildungsadäquaten Beschäftigung ist auf die Aus-
bildungsdienststelle bzw. den Ausbildungsbetrieb ab-
zustellen. 2Steht in der Ausbildungsdienststelle bzw. 
dem Ausbildungsbetrieb keine Stelle bzw. kein Arbeits-
platz im Sinne des § 19 Satz 3 zur Verfügung, wirkt die 
Ausbildungsdienststelle bzw. der Ausbildungsbetrieb 
auf eine Übernahme in eine andere Dienststelle bzw. 
einen anderen Betrieb des Arbeitgebers hin.

2. Besteht kein dienstlicher bzw. betrieblicher Bedarf 
für eine unbefristete Beschäftigung, ist eine befristete 
 Beschäftigung außerhalb von § 19 möglich.

§	20	
Abschlussprämie

(1) 1Bei Beendigung des Ausbildungsverhältnisses auf-
grund erfolgreich abgeschlossener Abschlussprüfung 
beziehungsweise staatlicher Prüfung erhalten Auszu-
bildende eine Abschlussprämie als Einmalzahlung 
in Höhe von 400 Euro. 2Die Abschlussprämie ist kein 
zusatzversorgungspflichtiges Entgelt. 3Sie ist nach 
Bestehen der Abschlussprüfung beziehungsweise der 
staatlichen Prüfung fällig.

(2) 1Die Abschlussprämie wird nicht gezahlt, wenn die 
Ausbildung nach erfolgloser Prüfung aufgrund einer 
Wiederholungsprüfung abgeschlossen wird. 2Im Ein-
zelfall kann der Ausbildende dennoch eine Abschluss-
prämie zahlen.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten erstmals für Auszubildende, 
die am 1. Januar 2009 in einem Ausbildungsverhältnis 
stehen

§	21	
Zeugnis

1Der Ausbildende hat den Auszubildenden bei Beendigung 
des Berufsausbildungsverhältnisses ein Zeugnis auszustel-
len. 2Das Zeugnis muss Angaben über Art, Dauer und Ziel 
der Berufsausbildung sowie über die erworbenen Fertig-
keiten und Kenntnisse der Auszubildenden enthalten. 3Auf 
deren Verlangen sind auch Angaben über Führung, Leis-
tung und besondere fachliche Fähigkeiten aufzunehmen.

§	22	
Ausschlussfrist

1Ansprüche aus dem Ausbildungsverhältnis verfallen, 
wenn sie nicht innerhalb einer Ausschlussfrist von sechs 
Monaten nach Fälligkeit von den Auszubildenden oder 
vom Ausbildenden schriftlich geltend gemacht werden. 
2Für denselben Sachverhalt reicht die einmalige Geltend-
machung des Anspruchs auch für später fällige Leistungen 
aus.
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§	23	
Inkrafttreten,	Außerkrafttreten,	Laufzeit

(1) Dieser Tarifvertrag tritt am 1. Januar 2009 in Kraft.

(1a) § 19 tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2018 außer Kraft.

(2) Dieser Tarifvertrag kann mit einer Frist von drei Mona-
ten zum Schluss eines Kalenderhalbjahres schriftlich 
gekündigt werden.

(3) Abweichend von Absatz 2 kann § 16 von jeder Tarif-
vertragspartei auf landesbezirklicher Ebene mit einer 
Frist von drei Monaten zum 31. Dezember eines Ka-
lenderjahres schriftlich gekündigt werden.

(4) Abweichend von Absatz 2 können ferner schriftlich 
gekündigt werden

 a)  § 8 Absatz 1 mit einer Frist von einem Monat zum 
Schluss eines Kalendermonats, frühestens jedoch 
zum 31. Dezember 2018; eine Kündigung nach Ab-
satz 2 umfasst nicht den § 8 Absatz 1,

 b)  § 20 mit einer Frist von drei Monaten zum Schluss 
eines Kalenderjahres.

(5) Dieser Tarifvertrag ersetzt mit Wirkung vom 1. Januar 
2009 die in der Anlage aufgeführten Tarifverträge.

Berlin, den 17. Dezember 2008

Anlage	
zu	§	23	Absatz	5	

-	Ersetzte	Tarifverträge	-

1. Tarifvertrag über die Rechtsverhältnisse der zum 
Forstwirt Auszubildenden (TVA-F) vom 3. Septem-
ber 1974

2. Tarifvertrag über die Rechtsverhältnisse der 
zum Forstwirt Auszubildenden (TVA-F-O) vom  
12. März 1991

3. Ausbildungsvergütungstarifvertrag Nr. 23 vom  
14. März 2003 für die zum Forstwirt Auszubilden-
den (TVAV-F)

4. Ausbildungsvergütungstarifvertrag Nr. 8 vom  
14. März 2003 für die zum Forstwirt Auszubilden-
den (TVAV-F-O)

5. Tarifvertrag über die Rechtsverhältnisse der zum 
Forstwirt Auszubildenden vom 1. August 1985

6. Zweiter Tarifvertrag über die Ausbildungsvergü-
tung für die zum Forstwirt Auszubildenden vom 
28. Juni 1976

7. Tarifvertrag über ein Urlaubsgeld für die zum 
Forstwirt Auszubildenden vom 6. Dezember 1982

8. Tarifvertrag über eine Zuwendung für die zum 
Forstwirt Auszubildenden vom 5. September 1975

9. Tarifvertrag über vermögenswirksame Leistun-
gen an die zum Forstwirt Auszubildenden vom  
11. August 1975
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Belohnungen	für	Verbesserungsvorschläge

Bekanntmachung	
des	Bayerischen	Staatsministeriums	der	Finanzen,	

für	Landesentwicklung	und	Heimat

vom	23.	August	2017,	Az.	66-O	1020-7/3

A.

Der Innovationszirkel beim Bayerischen Staatsministerium 
der Finanzen, für Landesentwicklung und Heimat hat im 
Jahr 2016 folgende Verbesserungsvorschläge angenommen 
und belohnt: 

1.	 Vorschlag	„US-Contractor“

Beseitigung einer Lücke in der Steueraufsicht.

Prämie: 3.500 €

2.	 Vorschlag	„KalkulationsMetzger“

Verwendung der Kalkulationsvorlage.

Prämie: 1.800 €

3.	 Vorschlag	„Nächtliches	Update	der	Clients“

Die Updates von Clients sollen nicht mehr beim Ein-
schalten der Clients, sondern grundsätzlich nachts 
ohne Zutun der Benutzer erfolgen. Dadurch reduzieren 
sich die Minuten, an denen am Tage nicht gearbeitet 
werden kann.

Prämie: 800 €

4.	 Vorschlag	„Freischalten	komprimierter	Erklärungen“

In der Eingabemaske zur Freischaltung komprimier-
ter Erklärungen sollen Angaben zu den Papierbelegen 
ergänzt werden.

Prämie: 400 €

5.	 Vorschlag	„Integration	ALKIS-Antragsauskunft	in	
mobile	Webseite	der	BVV“

Der Service „ALKIS-Antragsauskunft“ soll als neuer 
Hauptmenüpunkt verlinkt werden und Suchbegriffe 
wie z.B. „Antragsauskunft“ sollen als Treffer den Link 
der Anwendung liefern.

Prämie: 400 €

6.	 Vorschlag	„unfreiwilliger	Zahler“

Bei vorfristigen Zahlungen (insbesondere bei Selbst-
anzeigen): Berechnung und Veröffentlichung der 
Excel-Tabelle.

Prämie: 400 €

7.	 Vorschlag	„Datensicherung	Save	Mobile“

Neben der AB-Nummer sollte die zusätzliche Auf-
nahme des Namens möglich sein.

Prämie: 400 €

8.	 Vorschlag	„Heckklappenzelt“

Entwicklung eines Heckklappenzelts für Dienst-
fahrzeuge (VB Busse) als Schutz gegen Witterungs-
ein flüsse.

Prämie: 400 €

Vorschlagswesen

9.	 Vorschlag	„DbRb	Leserechte“

Änderung der Zugriffsberechtigungen im DbRb.

Prämie: 400 €

10.	 Vorschlag	„0000	EURO	Umrechnung	Ausland“

Bessere Nutzung des Speicherplatzes durch Über-
nahme der Daten aus dem BStBl.

Prämie: 400 €

11.	 Vorschlag	„QR-Code	für	Antragsverfolgung“

Auf den Antragsbestätigungen soll für die Kunden 
ein QR-Code aufgedruckt werden. Die Kunden haben 
 dadurch die Möglichkeit, den Bearbeitungsstand ihres 
Antrags mit dem Smartphone zu verfolgen. Die Ver-
waltung wird dadurch servicefreundlicher und moder-
nes Verwaltungshandeln wird so von Kunden positiv 
wahrgenommen.

Prämie: 350 €

12.	 Vorschlag	„Angabe	der	Steuernummern	bei	Rück-
fragen	und	Zahlungen“

In den Steuerbescheiden soll der Satz unter der Steuer-
nummer „(Bitte bei Rückfragen angeben)“ geändert 
werden in „(Bitte bei Rückfragen/Zahlungen an-
geben)“.

Prämie: 250 €

13.	 Vorschlag	 „IBAN-Pfändung	 Kreditinstitute	 für	
	Vollstreckung“

Im Vordruck „Pfändung Kreditinstitut“ sollen folgen-
de Änderungen vorgenommen werden: 1. Die IBAN 
und/oder Kontonummer soll direkt aus dem Speicher-
konto in den Vordruck übertragen werden. 2. Auf dem 
Entwurf der Verfügung soll beim Erledigungsver-
merk in den Zeilen „An Drittschuldner abgesandt“ 
und „Pfändung in Pfändungsliste eingetragen“ das 
aktuelle  Datum ausgegeben werden. 3. Auf der Seite 
„Überwachung der Zahlung bei Forderungspfändung“ 
soll die geänderte Bankverbindung noch einmal auf-
geführt werden.

Prämie: 250 €

14.	 Vorschlag	„Gemeindeschlüsselzeitraum	bei	Neuauf-
nahme“

Das Abschließen einer Neuaufnahme soll nur erfolgen 
können, wenn auch der Gemeindeschlüsselzeitraum 
mit dem Beginn des Einkommensteuersignals über-
einstimmt.

Prämie: 200 €

15.	 Vorschlag	„Konsequenz“

Ergänzende Bestimmungen zu Abschnitt 4 der FAGO.

Prämie: 200 €

16.	 Vorschlag	„Formular	ALB-online“

Bei der elektronischen Erfassung berechtigter Mit-
arbeiter von Kommunen und Landratsämtern über 
Geodaten-Online durch die Mitarbeiter der ÄDBV 
wird zwingend die Telefonnummer abgefragt. Damit 
diese nicht mehr zeitaufwändig von den Mitarbeitern 
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der ÄDBV ermittelt werden, soll im Registrierungsfor-
mular künftig die Telefonnummer von den externen 
berechtigten Mitarbeitern selbst in einer neuen Spalte 
eingetragen werden.

Prämie: 200 €

17.	 Vorschlag	„Visuelle	Email-Benachrichtigung“

Das Windows-Fenster sollte dauerhaft bestehen blei-
ben.

Prämie: 100 €

18.	 Vorschlag	„Steuerklassenwechsel“

Änderung des Antrags auf Steuerklassenwechsel bei 
Ehegatten/Lebenspartnern.

Prämie: 100 €

19.	 Vorschlag	„Freiraum	03“

Einfügen eines freien Feldes.

Prämie: 100 €

20.	 Vorschlag	„Suchfeld	Juris“

In juris soll der Cursor nach dem Öffnen der Anwen-
dung im Suchfeld stehen.

Prämie: 50 €

21.	 Vorschlag	„Buntspecht“

Farbige Ausdrucke von Excel-Vorlagen für den Außen-
dienst zur Verfügung stellen.

Prämie: 50 €

B.

Der Innovationszirkel beim Bayerischen Staatsministe-
rium der Finanzen, für Landesentwicklung und Heimat 
hat im Jahr 2016 für folgende Verbesserungsvorschläge 
eine  Anerkennungsprämie (vgl. Nr. 5.4.7 der Innovations-
richtlinie Moderne Verwaltung) zuerkannt: 

1.	 Vorschlag	„GebOVerm	§6“

Anerkennungsprämie 250 €

2.	 Vorschlag	„KanU-NTv2-Transformation	mit	QGIS“

Anerkennungsprämie 200 €

3.	 Vorschlag	„Hinweis	Signal	gelöscht	bei	FnDs“

Anerkennungsprämie 200 €

4.	 Vorschlag	„Digitale	Vorplanung	einer	Grenzermitt-
lung

Anerkennungsprämie 200 €

5.	 Vorschlag	„Mathematik“

Anerkennungsprämie 150 €

6.	 Vorschlag	„Reisekosten/Trennungsgeld/Anwärter“

Anerkennungsprämie 150 €

7.	 Vorschlag	„Thinstation“

Anerkennungsprämie 100 €

8.	 Vorschlag	„Antrag	auf	Korrektur	der	ELSTAM“

Anerkennungsprämie 100 €

9.	 Vorschlag	„Kein	Ausdruck	von	Änderungsmitteilun-
gen,	sondern	Bereitstellung	als	pdf	im	Intranet“

Anerkennungsprämie 50 €

C.

Jahresstatistik	2016

Zum Stand der Bearbeitung am 31. Dezember 2016 erge-
ben sich folgende Zahlen:

Anzahl

In 2016 eingegangene Vorschläge 182

In 2016 bearbeitete Vorschläge 149

Davon entfallen auf Vorschläge 
aus 2015 und früher

 
111

Von den bearbeiteten Vorschlägen Anzahl v. H.

wurden angenommen 21 14,1

als besondere Leistung anerkannt 9 6,0

ab- bzw. zurückgegeben 0 0,0

nicht angenommen 119 79,9

Ausbezahlt wurden Euro

Prämien 10.750

Anerkennungsprämien 1.400

Insgesamt 12.150

D.

Der Innovationszirkel beim Landesamt für Finanzen hat im 
Jahr 2016 folgende Verbesserungsvorschläge angenommen 
und belohnt: 

1.	 Vorschlag	„Verknüpfung	Textbaustein	/	Formular“

Bei Bedarf werden in Beihilfebescheiden Textbau-
steine gesetzt. Allerdings muss der Druck der im 
Textbaustein genannten, erforderlichen Formulare 
gesondert vom Sachbearbeiter angestoßen werden. Bei 
Bescheiddruck sollte der Druck der benötigten Formu-
lare direkt durch den Textbaustein gesteuert werden.

Prämie: 350 €

2.	 Vorschlag	„Vorgabe	von	Chefarzt	in	BayBas“

Bei stationärer Krankenhausbehandlung sollen  bereits 
beim Öffnen der Sondermaske in BayBAS der Zeit-
raum/die Zeiträume, für den/die bereits Daten für 
wahlärztliche Leistungen in der Sondermaske vor-
handen sind, angezeigt werden.

Prämie:  250 €

3.	 Vorschlag	„Suchoption	Textbaustein	BayBAS“

Im Beihilfeverfahren BayBAS stehen derzeit mehr als 
460 Textbausteine zur Verfügung. Diese werden auf-
grund von Rechtsänderungen laufend angepasst. Um 
den richtigen Textbaustein zu finden, soll eine Such-
funktion (z.B. mittels Schlagwort) eingerichtet werden.

Prämie: 200 €

4.	 Vorschlag	„BayBAS:	Feld	gemeinsame	Erklärung	
einfügen“

Die Vorlage einer "gemeinsamen Erklärung" (§ 5 Abs. 6 
BayBhV) soll im Beihilfeverfahren BayBAS in einem 
neu zu programmierenden Feld vorgegeben werden 
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können, damit der Bemessungssatz für das Kind bzw. 
die Kinder ohne weitere Vorgaben automatisiert im 
Programm hinterlegt ist.

Prämie: 200 €

5.	 Vorschlag	„Hinweis	auf	Kindergeldnummer	soll	auf	
Bescheiden	und/oder	Bezügemitteilung	aufgedruckt	
werden“

Den kindergeldberechtigten Bezügeempfängern ist 
unbekannt, dass das Geschäftszeichen zugleich die 
Kindergeldnummer ist. Dies sollte an einer auffälligen 
Stelle (Bezügemitteilung/Bescheide) vermerkt werden.

Prämie: 150 €

6.	 Vorschlag	„Beihilfe	-	Auskunft	Doppelvorlage“

Der Warnhinweis "Doppelvorlage" mit Angabe der 
Antrags- und Belegnummer sowie "beihilfefähig 
J/N" soll zusätzlich zur Antragsbearbeitung auch im 
Menü "Auskunft/Antrag" im Beihilfeverfahren BayBAS 
 angezeigt werden.

Prämie: 150 €

7.	 Vorschlag	„direktes	Öffnen	der	aktuellen	Einträge	in	
den	Medien“

Beim Öffnen eines aktuellen Eintrags in den E-Medien 
in BayBas soll der konkrete Eintrag direkt geöffnet 
werden.

Prämie: 150 €

8.	 Vorschlag	„BayBAS:	letzte	Eingabe	anzeigen“

Im Programm BayBAS sollen (wie im Programm 
VIVA) durch Eingabe der Leertaste die letzten bear-
beiteten Fälle angezeigt werden.

Prämie: 150 €

9.	 Vorschlag	„Maschinelles	Anlegen	des	IT	0045	bei	
Überzahlungen“

In die Fehler- und Hinweismeldungen soll bei maschi-
nell angelegtem IT 0045 ein Prüflistenhinweis aufge-
nommen werden.

Prämie: 100 €

10.	 Vorschlag	„WordSB	B200/202	-	Erweiterungsmög-
lichkeit	Tabellen“

Zur Erstellung von im Einzelfall gewünschten Aus-
künften über die Höhe der Brutto- oder Netto bezüge 
stehen in WordSB die Formblätter B200/B202 zur 
Verfügung. Die Darstellung ist bisher maschinell auf 
eine Tabelle mit drei Spalten begrenzt. Da dies in den 
meisten Fällen nicht ausreicht, sollen maschinell zu-
sätzliche Tabellen bzw. Tabellenspalten erstellt werden 
können.

Prämie: 100 €

11.	 Vorschlag	„Personalbogen	SteuerID“

Bei Abfragen zum Lohnsteuerabzug innerhalb der Per-
sonalbögen soll ein Hinweis aufgenommen werden, 
dass es sich hierbei um eine "verpflichtende Angabe" 
handelt. Das Vorgabefeld für die steuerliche Identifika-
tionsnummer in den Personalbögen soll übersichtlicher 
gestaltet werden.

Prämie: 100 €

12.	 Vorschlag	„Formblätter	Beihilfe	Erstantrag	laufender	
Pflegeabschlag“

Zur Beantragung einer laufenden Abschlagszahlung 
für die Pflegepauschale sollen Formblätter zur Verfü-
gung gestellt werden.

Prämie: 100 €

13.	 Vorschlag	„Formblätter	Beihilfe	Bescheinigung	über	
durchgeführte	Pflege“

Es soll ein neues Formblatt zur Verfügung gestellt wer-
den, das zur Abrechnung eines Pflegeabschlags bei 
häuslicher Pflege nach Ablauf des 6-Monats-Zeitraums 
genutzt werden kann.

Prämie:  100 €

14.	 Vorschlag	„Lesezugriff	der	Bezüge-Buchhalter	auf	
VL-Daten	in	VIVA“

Für die Bezügesachbearbeiter der Staatsoberkasse 
Bayern soll ein lesender Zugriff auf die VL-Daten in 
VIVA  eingerichtet werden.

Prämie: 100 €

15.	 Vorschlag	„Zahlungsaufnahme	-	JAE	Überschreiter“

Sofern die Jahresarbeitsentgeltgrenze regelmäßig 
überschritten wird, scheiden die Zahlungsempfänger 
aus der gesetzlichen Versicherungspflicht aus und 
können sich privat oder freiwillig gesetzlich weiter 
versichern. Bei Bezügeempfängern, die im laufenden 
Jahr die Grenze überschreiten, gibt es ein Formblatt. 
Für Neueinstellungen, die schon zu Beginn die Grenze 
überschreiten, fehlt dieses Formblatt. Es soll zur Ver-
einheitlichung der Schreiben zur Verfügung gestellt 
werden.

Prämie: 100 €

16.	 Vorschlag	„Dokumententyp	Gutachterhonorar“

Rechnungen von Gutachtern für Psychotherapie sollen 
in PSB (Papierlose Sachbearbeitung in der Beihilfe) 
als eigenständiger Dokumenttyp angelegt werden, um 
diese Belege leichter zu erkennen.

Prämie: 100 €

17.	 Vorschlag	„Chefarzt“

Bei Beihilfeanträgen wird in Frage Nr. 9 nach wahl-
ärztlichen Leistungen gefragt. Hier soll zur Klarstel-
lung das Wort "Chefarzt" in den Antrag aufgenommen 
werden.

Prämie: 100 €

18.	 Vorschlag	„Anzeige	IBAN	in	BayBAS“

Die Darstellung der IBAN in den BayBas-Masken 
soll durch die Trennung in 4er-Blöcke übersichtlicher 
 gestaltet werden.

Prämie: 100 €

Der Innovationszirkel beim Landesamt für Finanzen 
hat im Jahr 2016 für folgende Verbesserungsvorschläge 
 Anerkennungsprämien (vgl. Nummer 5.4.7 der Inno-
vationsrichtlinie Moderne Verwaltung) zuerkannt: 

1.	 Vorschlag	„Einsparung	Portokosten	Einschreiben	
Rückschein	kostet	6,80	EUR“

Anerkennungsprämie: 150 €
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2.	 Vorschlag	„Formblatt	zur	Mitteilung	Identifikations-
nummer	für	Kinder“

Anerkennungsprämie: 50 €

E.

Der Innovationszirkel beim Landesamt für Digitalisierung, 
Breitband und Vermessung hat im Jahr 2016 folgende Ver-
besserungsvorschläge angenommen und belohnt: 

1.	 Vorschlag	„Vereinfachung	der	Reverse	Proxy	Infra-
struktur“

Auf die Umwandlung der öffentlichen IP Adressen in 
interne IP Adressen soll verzichtet werden.

Prämie: 1.800 €

2.	 Vorschlag	„Webcam	Abdeckung“

Die Anbringung einer Abdeckung der Webcams an 
Laptops und Notebooks schützt die Kamera und die 
Mitarbeiter vor Hackerangriffen.

Prämie:  200 €

Der Innovationszirkel beim Landesamt für Digitalisierung, 
Breitband und Vermessung hat im Jahr 2016 für folgen-
de Verbesserungsvorschläge Anerkennungsprämien (vgl. 
Nummer 5.4.7 der Innovationsrichtlinie Moderne Verwal-
tung) zuerkannt: 

1.	 Vorschlag	„Kirchengrenzen“

Anerkennungsprämie: 200 €

2.	 Vorschlag	„Interaktive	Darstellung	von	Geodaten“

Anerkennungsprämie: 150 €

Hü b n e r 
Ministerialdirektor
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